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Zum 20. Jahrestag der Verkündung der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte 

Grußbotschaft des Präsidenten der 23. Generalversammlung der Vereinten Nationen, 
Emilio Arenales 

In allen Ländern der Erde begeht man das Internationale Jahr der Menschenrechte 1968. Die Generalversammlung der 
Vereinten Nationen wählte dieses Gedenkjahr, um die zwanzigste Wiederkehr der Annahme und Verkündung der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte im Jahre 1948 gebührend hervorzuheben und um auf die seitdem 
erreichten Erfolge hinzuweisen, wozu insbesondere die im Jahre 1966 angenommenen internationalen Pakte für Men­
schenrechte zu rechnen sind. 
Ohne Zweifel sind in den zwanzig Jahren seit der Annahme der Allgemeinen Erklärung große Fortschritte erzielt wor­
den, die unveräußerlichen Rechte der menschlichen Person zu verteidigen und zu sichern sowie internationale recht­
liche Instrumente zu ihrer Stärkung zu entwickeln. Auch ist vieles getan worden, um den Menschen bewußt zu machen, 
daß die Menschenrechte ein wesentliches Merkmal eines jeden modernen Staates und der Grundstein jeder demokra­
tischen Regierungsform, wie immer die politische Einstellung sein möge, sind. Dieses Bewußtsein umfaßt die ganze 
Welt, und die Grundsätze, die in den internationalen rechtlichen Instrumenten wie der Allgemeinen Erklärung und 
den Pakten enthalten sind, haben in die Verfassungen und Gesetze vieler Länder Eingang gefunden. 
Indessen - wenn auch vieles erreicht wurde, der vor uns liegende Weg ist noch lang und voller Hindernisse. Während 
im Jahre 1968 sich einerseits das Bewußtsein über die Bedeutung der Menschenrechte entwickelte, mußten anderer­
seits in allen Teilen der Welt neue und wiederholte Verletzungen dieser Rechte beklagt werden. Wir wurden Zeugen 
der hartnäckigen Versuche destruktiver Kräfte, die soziale Krankheit des Rassismus zu verbreiten, wir sahen, daß 
in einigen Ländern die schändliche Institution der Sklaverei fortbesteht, und wir beobachteten, wie in verschiedenen 
Teilen der Welt versucht wurde, den Willen der jungen Generation zu unterdrücken und die Stimmen des Protests 
zum Schweigen zu bringen. Der Kampf für die Gleichheit der Rechte der beiden Geschlechter und für die Verteidigung 
der ökonomischen und sozialen Rechte des Einzelnen und der Nationen wurde nicht mit der genügenden Härte 
geführt. Gleichzeitig mußten wir zusehen, wie gewisse Grundsätze des Völkerrechts in enttäuschender und flagranter 
Weise verletzt wurden, z. B. durch die Besetzung fremder Gebiete mit militärischer Gewalt. 

All dies - und einiges mehr - sind negative Zeichen am Horizont. Es sind zurückschwingende Pendelbewegungen der 
Geschichte, Folgen überholter Ideen, die noch nicht vollständig ausgerottet sind. Diese Rückschläge dürfen uns 
nicht mutlos machen, im Gegenteil, wir müssen aus ihnen die Kraft schöpfen, den Kampf verstärkt fortzusetzen. 
Während dieses Internationalen Jahres der Menschenrechte müssen wir mit doppelten Bemühungen die Verwirklichung 
der Menschenrechte anstreben. So werden wir die abträglichen Kräfte bändigen, Haß und Gewalttätigkeit in die 
Schranken verweisen und unseren Beitrag zum Frieden zwischen den einzelnen Menschen und zwischen den Völkern 
leisten. 

Grußbotschaft des Generalsekretärs der Vereinten Nationen, U Thant 

Die Feiern zum Tag der Menschenrechte am 10. Dezember 1968 haben eine besondere Bedeutung. Mit ihnen wird der 
zwanzigste Jahrestag der Annahme und Verkündung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte durch die Gene­
ralversammlung der Vereinten Nationen am 10. Dezember 1948 begangen. 
Als ein einzigartiges internationales Instrument und als eine der bedeutendsten Proklamationen der Welt hat die All­
gemeine Erklärung nicht nur die Achtung für die Menschenrechte und die Grundfreiheiten überall in der Welt gefördert, 
sondern auch das Streben nach Frieden und Gerechtigkeit unterstützt. Diese universellen Wunschbilder der Mensch­
heit - Frieden und Gerechtigkeit und die volle Verwirklichung der Menschenrechte und Grundfreiheiten - sind nach 
meiner Ansicht so eng miteinander verbunden, daß das eine nicht ohne das andere erreicht werden kann. 
Der Weg, den die Vereinten Nationen zeigen, ist für verantwortungsbewußte Menschen überall in der Welt die einzige 
Möglichkeit, die es wert ist, von der Menschheit verwirklicht zu werden: Eine Welt, in der jeder Mensch frei ist von der 
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Furcht vor Krieg, eine Welt, in der jeder seinen gerechten Anteil an den Gütern erhält, die heute erzeugt werden kön­
nen, eine Welt, in der jeder Mensch aufgrund seiner angeborenen Würde geachtet wird. 
Das Beharren der Vereinten Nationen auf der Verwirklichung des Rechts abhängiger Völker auf Selbstbestimmung hat 
viel zur Erlangung der Unabhängigkeit von Millionen Menschen beigetragen, die zuvor unter erniedrigenden Bedin­
gungen in kolonialer Abhängigkeit lebten. Man braucht nur die heutigen Mitglieder der Vereinten Nationen mit der 
Mitgliedschaft im Jahr der Verkündung der Allgemeinen Erklärung von 1948 zu vergleichen, um den erheblichen Fort­
schritt zu sehen, der auf dem Weg zur Selbstbestimmung und Unabhängigkeit gemacht worden ist. 
Und trotzdem lebt die große Mehrheit der Menschheit noch immer in einem Zustand, der als menschenunwürdig be­
zeichnet werden muß, in Armut und Hoffnungslosigkeit, verkrüppelt durch Elend, Krankheit und Analphabetentum. 
Seit der Annahme der Allgemeinen Erklärung vor zwanzig Jahren haben die Vereinten Nationen einen großen Teil 
des Instrumentariums geschaffen, das notwendig ist, um die in der Erklärung verkündeten Grundsätze rechtlich zu 
sichern. Die beiden Pakte über Menschenrechte, die 1966 angenommen wurden, führen diese Grundsätze im einzelnen 
aus und geben der Völkergemeinschaft die Mittel, sich zu schützen. Zusammen mit anderen Instrumenten wie der Er­
klärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker, der Erklärung und des Überein­
kommens über die Abschaffung aller Formen rassischer Diskriminierung, dem Obereinkommen über den Völkermord, 
den Übereinkommen über die Sklaverei aus den Jahren 1926 und 1956 und einer Reihe von Übereinkommen über die 
bessere Rechtsstellung der Frauen bilden sie einen wahren Gesetzeskatalog von Menschenrechten, dessen Vor­
schriften zu beachten sich die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen moralisch gebunden fühlen, und die sie auch mit 
rechtlicher Bindung anwenden sollten, wo immer das noch nicht der Fall ist. 
Die Vereinten Nationen dürfen zwar mit Recht stolz auf diese Errungenschaften sein, sie müssen aber heute noch 
stärker als in der Vergangenheit dazu übergehen, diese Ideale in Taten umzusetzen. Wenn die Vereinten Nationen die 
Hoffnungen der Menschheit auf eine Welt ohne schwere Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten ver­
wirklichen wollen, dann müssen sie einerseits ihre Verfahren vervollkommnen, groben Verstößen gegen Bürgerrechte 
und politische Rechte Einhalt gebieten, andererseits müssen sie die materiellen Mittel schaffen und die Formen der 
Zusammenarbeit entwickeln, um jeden Menschen in den vollen Genuß seiner wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Rechte zu bringen. 
In viel zu vielen Regionen wird das Recht des einzelnen Bürgers, sich über die Verletzungen seiner Rechte und Frei­
heiten zu beklagen, noch immer nicht befriedigt wegen des Fehlens wirkungsvoller staatlicher Verfahren zur schnellen 
und gerechten Behandlung seiner Klagen oder weil aie anfallenden Gerichtskosten ihn hindern, den Rechtsweg zu 
beschreiten. Noch immer gibt es zu viele Gegenden, in denen Arbeitslosigkeit das Recht auf Arbeit in Frage stellt, wo 
das Recht auf Bildung am Analphabetentum scheitert, wo Armut und Schmutz das Recht auf Gesundheit zu einer Farce 
machen, wo Streit und Gewaltanwendung den Genuß der Menschenrechte und Grundfreiheiten verhindern. 
Mit Erfolg haben die Vereinten Nationen in der Vergangenheit versucht und werden in Zukunft darin fortfahren, durch 
Anregung und Förderung von Maßnahmen im staatlichen Bereich die Menschenrechte weiterzuentwickeln und zu 
sichern. Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte hat durch die Verkündung allgemeiner ethischer Normen und 
Pflichten für alle Mitglieder der Völkergemeinschaft und durch die Einrichtung eines Zielbildes, an dem sich die Völker 
und die einzelnen Menschen messen können, eine äußerst wirksame Rolle gespielt. Viele Staaten haben in der Tat 
schon wirksame organisatorische und institutionelle Formen geschaffen, die die Macht und die Mittel bieten, um die in 
den internationalen Instrumenten sowie Verfassungen und Gesetzen garantierten bürgerlichen, politischen, ökono­
mischen, sozialen und kulturellen Rechte zu gewährleisten. 
Wir erkennen aber heute, daß Maßnahmen im staatlichen Bereich nicht genügen. Die Völkergemeinschaft hat es über­
nommen, um gegen die ausgeprägtesten Formen der Verweigerung von Menschenrechten gemeinsam zu kämpfen. 
Durch die Annahme der Menschenrechtspakte und Übereinkommen über die Abschaffung aller Formen rassischer Dis­
kriminierung hat sie zum Ausdruck gebracht, daß die Zeit für im strengen Sinne internationale Maßnahmen zur Siche­
rung von Menschenrechten und Grundfreiheiten reif ist. Die Grundzüge derartiger Maßnahmen sind inzwischen von 
ihr entwickelt worden. 
Gegenwärtig müssen die Hauptbemühungen darauf gerichtet sein, daß jeder Staat, der die Voraussetzungen erfüllt, 
den internationalen Instrumenten über die Menschenrechte, die von den Vereinten Nationen angenommen wurden, 
voll und möglichst bald beitritt. Es gibt keinen anderen Weg, um die für eine volle und wirksame Verteidigung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten notwendigen Voraussetzungen zu schaffen. Es ist eine Sache, die zuallererst 
jeden einzelnen und jede Organisation beschäftigen muß. Wir müssen erkennen, daß die Weiterentwicklung und Ver­
wirklichung der in der Charta der Vereinten Nationen und in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte nieder­
gelegten Grundsätze eine drängende Aufgabe, ja eine notwendige Bedingung für den Fortschritt der Menschheit dar­
stellen. 
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Die Konferenz der Nichtkernwaffenstaafen in Genf ROLF RAMISCH 
Vortragender Legationsrat I. Klasse 

I 
Die G e n e r a l v e r s a m m l u n g d e r V e r e i n t e n Na t ionen h a t t e auf 
In i t i a t i ve P a k i s t a n s a m 17. N o v e m b e r 1966 m i t k n a p p e r M e h r ­
he i t beschlossen, bis spätestens J u l i 1968 e ine Konfe renz d e r 
Nich tke rnwaf fens taa fen zu verans ta l t en 1 . E t w a zu r gleichen 
Zei t t r a t e n d ie sich schon j a h r e l a n g dah inz i ehenden V e r h a n d ­
l u n g e n über d e n V e r t r a g z u r V e r h i n d e r u n g d e r W e i t e r v e r -
v e r b r e i t u n g von K e r n w a f f e n (Nich tve rb re i tungs -Ver t rag ) 2 in 
e ine en t sche idende P h a s e : Die A m e r i k a n e r u n d Sowje ts e i ­
n ig ten sich über die Ar t ike l I u n d I I des V e r t r a g s e n t w u r f s , 
d ie d e n K e r n d e r Verbo te auf n u k l e a r e m Gebie t b i lden . I m 
Lichte d e r w e i t e r e n En twick lung des N V - V e r t r a g s von de r 
Vor l age de s Te i l en twur f s i m A u g u s t 1967 in Genf b is z u r 
F ina l i s i e rung des Ver t r ags t ex t e s , b is z u r e m p f e h l e n d e n E n t ­
schließung d e r G e n e r a l v e r s a m m l u n g de r V e r e i n t e n N a t i o n e n 
im J u n i 1968 u n d d e r schließlichen Auf lage des V e r t r a g s z u r 
Un te rze i chnung erschien die Konfe renz d e r N ich tke rnwaf fen -
s t aa t en versch iedenen Ländern in e ine r ausgesprochenen 
Schwarz-Weiß-Färbung. M e h r e r e Nich tke rnwaf fens t aa fen 
hätten es vorgezogen, w e n n die Konferenz d e r Nich tke rnwaf ­
fens taafen vo r de r D e b a t t e d e r Ve re in t en Na t ionen über d e n 
N V - V e r t r a g s t a t t ge funden hätte, u m so die Möglichkeit zu 
erha l t en , d ie für sie wich t igen F r a g e n i m Vere in m i t a n d e r e n 
gründlicher zu prüfen u n d so e ine Entsche idungsh i l fe zu g e ­
w i n n e n . A n d e r e , u n d vor a l l em d ie K e r n w a f f e n s t a a t e n , 
wünschten die u m g e k e h r t e Reihenfo lge : Die Konfe renz d e r 
K e r n w a f f e n s t a a t e n soll te e r s t nach d e r Bi l l igung des N V - V e r ­
t r a g s du rch d ie Ve re in t en N a t i o n e n s t a t t f i nden u n d sich m i t 
d e n aus d e m N V - V e r t r a g zu z i ehenden F o l g e r u n g e n befassen. 
So geschah es schließlich auch. Doch h a t t e n i e m a n d v o r a u s ­
sehen können, daß inzwischen e ine I n t e r v e n t i o n gegen d ie 
Tschechoslowakei erfolgt se in würde u n d d a d u r c h d ie P r o b ­
l e m e d e r Nich tke rnwaf fens taa fen in besonders scharfen U m ­
r issen sich abze ichnen würden. 
Die G e n e r a l v e r s a m m l u n g d e r Ve re in t en N a t i o n e n beschloß 
d a n n a m 19. D e z e m b e r 1967 endgültig, d ie Konfe renz d e r 
Nich tke rnwaf fens taa fen für d ie Zei t v o m 29. A u g u s t b is z u m 
28. S e p t e m b e r 1968 nach Genf e inzu laden . Für die Bete i l igung 
w u r d e d ie s o g e n a n n t e Wiene r F o r m e l gewählt, d. h . e inge la ­
d e n w u r d e n d ie n i c h t n u k l e a r e n Mi tg l ieder d e r Vere in t en 
Nat ionen , i h r e r Sonde ro rgan i sa t i onen u n d d e r I n t e r n a t i o n a l e n 
A tomene rg i e -Organ i s a t i on in Wien (IAEO). Ebenfa l l s e i n g e ­
l a d e n w u r d e n zur T e i l n a h m e m i t a l len Rechten m i t A u s n a h m e 
des S t i m m r e c h t s die fünf K e r n w a f f e n s t a a t e n . Die V o l k s r e p u ­
b l ik Ch ina wies die a n sie ger ich te te E i n l a d u n g zurück, d ie 
v ier übrigen K e r n w a f f e n s t a a t e n k a m e n nach Genf. 
Mi t d e r E i n l a d u n g e rh ie l t d ie B u n d e s r e p u b l i k Deu t sch land 
z u m e r s t e n m a l seit i h r e m Bes t ehen - u n d Deutsch land z u m 
e r s t e n m a l nach d e m A u s t r i t t des Deu t schen Reiches a u s d e m 
Völkerbund im J a h r e 1933 - d ie Möglichkeit, a n e ine r w e l t ­
w e i t e n Konfe renz d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n m i t primär po l i t i ­
schem C h a r a k t e r t e i l zunehmen . De r a n d e r e Tei l Deu t sch lands 
w a r a u f g r u n d d e r E in l adungs fo rme l ausgeschlossen, wei l e r 
ke ine r d e r g e n a n n t e n Organ i sa t i onen angehört. 

I I 
Die Konferenz h a t t e e in umfangre iches P r o g r a m m zu bewäl­
tigen. Zu d e n P u n k t e n d e r T a g e s o r d n u n g gehörten F r a g e n d e r 
Sicherhe i t für d ie Nich tke rnwaf fens taa fen , d e r Abrüstung, 
insbesondere d e r n u k l e a r e n Abrüstung einschließlich d e r K o n ­
trol le , ke rnwaf fenf re ie Zonen u n d das we i t e Gebie t d e r f r ied­
l ichen N u t z u n g d e r K e r n e n e r g i e . Für e ine Re ihe d e r K o n f e ­
r enz t e i l nehmer , vo r a l l em für die südamerikanischen S taa t en , 
sp ie l ten d ie u n t e r d e m N V - V e r t r a g für N i c h t n u k l e a r e e b e n ­
falls v e r b o t e n e n Kernexp los ionen für friedliche Zwecke e ine 

besonde re Rolle. Die g e n a n n t e n P r o b l e m e b e s t e h e n für d ie 
N i c h t k e r n w a f f e n s t a a t e n m e h r ode r w e n i g e r unabhängig von 
d e r F r a g e d e r U n t e r z e i c h n u n g des N V - V e r t r a g s . Auf d e r K o n ­
ferenz w u r d e von k e i n e m T e i l n e h m e r da s P r i n z i p d e r Nich t ­
v e r b r e i t u n g von K e r n w a f f e n in F r a g e gestel l t . 
Die ve r sch iedenen A s p e k t e d e r Sicherhe i t w u r d e n in u n d 
außerhalb d e r Konfe renz e ingehend d i sku t i e r t . Die R e d e n u n d 
d ie E n t w i c k l u n g d e r ve r sch iedenen Resolutionsentwürfe zu 
diesem T h e m a sp iege l ten be i a l le r G e m e i n s a m k e i t d e r Nich t ­
k e r n w a f f e n s t a a t e n u n d ih re s d r i n g e n d e n Wunsches nach m e h r 
S icherhe i t d ie un te rsch ied l iche In t e r e s sen l age v o n a l l i anzge­
b u n d e n e n u n d bündnisfreien S t a a t e n sowie d ie ve r sch iedenen 
B e d i n g u n g e n in d e n ve r sch iedenen geograph ischen Regionen 
de r Wel t w ide r . 
D a d ie Konferenz d e r N i c h t k e r n w a f f e n s t a a t e n ke in V e r h a n d ­
l u n g s g r e m i u m w a r , schlug sich i h r e Arbe i t , w i e be i solchen 
V e r a n s t a l t u n g e n op t ima l möglich, in Entschließungen nieder . 
Z u m P u n k t d e r T a g e s o r d n u n g >Maßnahmen z u g u n s t e n de r 
Sicherhe i t d e r Nich tkernwaf fens taa ten< n a h m die Konfe renz 
schließlich als e inz igen von v ie r vorge leg ten Entwürfen e ine 
von d e r deu t schen Delega t ion e ingebrach te Reso lu t ion über 
ein uneingeschränktes Verbo t d e r A n w e n d u n g von G e w a l t 
m i t n u k l e a r e n u n d n i c h t n u k l e a r e n Waffen, über Nich te in ­
mischung u n d Se lbs tve r t e id igungs rech t m i t e ine r überzeu­
g e n d e n M e h r h e i t an3 . E ine Reso lu t ion d e r l a t e i n a m e r i k a n i ­
schen Länder über die E i n b e r u f u n g e iner b e s o n d e r e n S icher ­
he i t skonfe renz d e r Ve re in t en N a t i o n e n k a m le tz ten E n d e s 
nicht durch, wei l e in Dr i t t e l S t i m m e a n d e r e r forder l i chen 
M e h r h e i t fehl te . 
Z u n e h m e n d e r k a n n t w u r d e auf d e r Konfe renz d ie enge V e r ­
z a h n u n g von n u k l e a r e r u n d konven t ione l l e r B e d r o h u n g , i n s ­
besondere in E u r o p a , w o v ie r d e r fünf Kernwaffenmächte 
engag ie r t s ind. Dies k a m auch in d e r Resolu t ion über k e r n ­
waffenfre ie Zonen z u m Ausdruck , d ie en t sp rechend d e m V e r ­
t r a g v o n Tlate lo lco z u r Ächtung d e r K e r n w a f f e n in L a t e i n ­
a m e r i k a empfah l , d ie ve r t r ag l i che E in r i ch tung k e r n w a f f e n ­
fre ier Zonen zu prüfen, »soweit es d ie pol i t i schen u n d Sicher ­
he i t sbed ingungen erlauben«. Mi t e ine r Reso lu t ion zu F r a g e n 
d e r Abrüstung w u r d e die G e n e r a l v e r s a m m l u n g de r V e r e i n t e n 
N a t i o n e n aufgeforder t , auf i h r e r X X I I I . T a g u n g d e m Genfe r 
18-Mächte-Abrüstungsausschuß zu empfeh len , n ich t später 
als März 1969 mi t d e m Ziel w e i t e r e r k o n k r e t e r n u k l e a r e r A b ­
rüstungsmaßnahmen (u. a. vollständiger Tes t s topp , E in s t e l ­
l u n g d e r P r o d u k t i o n von s p a l t b a r e m M a t e r i a l für Waf fen­
zwecke) zu v e r h a n d e l n . 
Be i d e n F r a g e n d e r fr iedl ichen N u t z u n g d e r K e r n e n e r g i e 
ze ichneten sich i m a l lgemeinen d re i G r u p p e n m i t ve r sch ie ­
d e n a r t i g e r In t e r e s sen lage a b : K e r n w a f f e n s t a a t e n u n d i h n e n 
u n b e d i n g t folgende Länder, indus t r i a l i s i e r t e oder sich rasch 
indus t r i e l l en twicke lnde Länder u n d schließlich >absolut< 
n i c h t n u k l e a r e S t a a t e n . Dabe i g a b es be i e inze lnen F r a g e n 
d u r c h a u s Überschneidungen u n d d i f fe renz ie r te re S t e l l u n g n a h ­
m e n . Vor a l l em d ie indus t r i e l l a u f s t r e b e n d e n E n t w i c k l u n g s ­
länder wünschten möglichst große, f inanziel l günstige u n d 
rasche n u k l e a r e Entwick lungsh i l fe . Für d ie I n d u s t r i e s t a a t e n 
w a r a m b e d e u t s a m s t e n de r Schutz d e r F re ihe i t von Forschung , 
En twick lung u n d fr iedl icher N u t z u n g d e r K e r n e n e r g i e , d ie 
Sicherung i h r e r Wet tbewerbspos i t i on gegenüber d e n K e r n -
waffenmächten u n d die Schließung d e r technologischen Lücke. 
Z u m friedlichen n u k l e a r e n Bereich, einschließlich d e r Siche­
rungsmaßnahmen, n a h m die Konferenz in sgesamt 9 Reso lu t io ­
n e n an. Sie be t re f fen u. a. d ie F o r d e r u n g nach e r w e i t e r t e m I n ­
format ionsaus tausch , d ie S icherung des Z u g a n g s zu s p a l t ­
b a r e m Ma te r i a l für Nich tnuk lea re , d ie Prüfung eines be son -
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Bundesaußenminister Willy Brand t hielt sich Anfang Oktober vor 
e iner längeren Heise zu einigen südamerikanischen Staaten m e h r e r e 
Tage in New York auf. (Vgl. S. 202 dieser Ausgabe.) Bei dieser Ge­
legenheit s ta t te te er dem Präsidenten der 23. Genera lversammlung 
am Hauptsi tz der Vereinten Nat ionen e inen Besuch ab . Links Präsi­
dent Emilio Arenales (Guatemala). 

d e r e n F o r s c h u n g s - u n d E n t w i c k l u n g s p r o g r a m m s , versch iedene 
Hilfsmaßnahmen auf n u k l e a r e m Gebie t für Entwicklungslän­
der , die I n t e n s i v i e r u n g d e r Arbe i t de r IAEO, die A n p a s s u n g 
ih res G o u v e r n e u r s r a t s an die En twick lung d e r le tz ten J a h r e , 
N ich td i sk r imin ie rung be i A u s b i l d u n g s - u n d Forschungsmög­
lichkei ten, Vere in fachung u n d Modern i s i e rung de r Kont ro l l e 
auf de r G r u n d l a g e des P r inz ips de r i n s t r u m e n t i e r t e n S p a l t -
stofflußkontrolle a n b e s t i m m t e n s t ra teg ischen P u n k t e n , Z u ­
rückweisungsrecht b e s t i m m t e r In spek to ren , Kon t ro l l e auch 
d e r Ke rnwaf f ens t aa t en , V e r m e i d u n g v o n Doppelkont ro l len , 
Organ i sa t ion des i n t e r n a t i o n a l e n K e r n s p r e n g d i e n s t e s für 
friedliche Zwecke . 
Die Durchführung der Entschließungen ist n u n m e h r e ine Auf­
gabe d e r Ve re in t en N a t i o n e n u n d i h r e r zuständigen S o n d e r ­
organisa t ionen . De r Ber icht d e r Konfe renz d e r Nich tke rnwaf -
fens taa ten s t eh t auf d e r T a g e s o r d n u n g d e r l au fenden G e n e r a l ­
v e r s a m m l u n g d e r Vere in t en Nat ionen , die i h n voraussicht l ich 
im N o v e m b e r ausführlich b e h a n d e l n w i rd . E ine r En t sche i ­
d u n g de r G e n e r a l v e r s a m m l u n g w u r d e auch d ie even tue l le 
Wiederho lung d e r Konferenz anhe imgegeben . Bei i h r e m r e l a ­
t iv k o n k r e t e n Gesamte rgebn i s ist zu e r w a r t e n , daß die K o n ­
ferenzarbe i t i h re Fo r t se t zung f inden w i rd . 
W e n n m a n berücksichtigt, daß über einige von de r Konferenz 
d e r Nich tke rnwaf fens t aa t en b e r a t e n e F r a g e n seit J a h r e n in 
ve rsch iedenen in t e rna t iona l en G r e m i e n u n d Organ i sa t ionen 
m i t un terschiedl ichem Ergebn i s d i sku t i e r t u n d v e r h a n d e l t 
wi rd , so können sich d ie Ergebn isse de r Konferenz d e r Nich t ­
k e r n w a f f e n s t a a t e n du rchaus sehen lassen. Dies gilt u m so mehr , 
w e n n m a n die r e l a t iv ku rze D a u e r d e r Konferenz , die u n e r ­
w a r t e t große Z a h l de r Te i l nehmer (96 S taa ten) u n d die 
Schwier igke i ten d e r Vorbe re i t ung u n d Durchführung einer 
e r s tma l igen V e r a n s t a l t u n g dieser A r t in Be t r ach t zieht . 

I I I 
Als e in Höhepunkt d e r Konferenz u n d als P o l i t i k u m e r s t e n 
R a n g e s e rwies sich d ie R e d e von Bundesaußenminister Willy 
Brandt a m 3. S e p t e m b e r 1968 vor d e m P l e n u m , in d e r e r die 
Rol le Deu t sch lands in e iner Kons te l la t ion ve rdeu t l i ch te , die 
von d e r Exis tenz w e n i g e r K e r n w a f f e n s t a a t e n u n d d e m Wil len 
de r N ich tnuk lea ren , auf da s A t o m als Waffe u m d e r S icher ­
he i t a l ler wi l len zu verzichten, b e s t i m m t ist. 
Die Rede bee ind ruck te du rch d ie Fes t igke i t in d e r Sache sowie 
die Ausgegl ichenhei t u n d Gemessenhe i t im Ton. Sie über­
zeugte in d e r D a r s t e l l u n g d e r u m F r i e d e n u n d E n t s p a n n u n g 
bemühten Pol i t ik de r B u n d e s r e g i e r u n g ebenso wie durch die 
Erns tha f t igke i t u n d das Verantwortungsbewußtsein bei d e r 
Würdigung der jüngsten Ere ign isse in d e r Tschechoslowakei . 
Mit Nachdruck wies d e r Bundesaußenminister da rau f hin , 
daß für die Bez iehung zwischen d e n S t a a t e n n u r da s u n e i n ­
geschränkte Verbot d e r A n w e n d u n g v o n Gewal t , w i e es in 
d e n Grundsätzen d e r C h a r t a d e r Ve re in t en N a t i o n e n e n t h a l ­
t en sei, friedensfördernde W i r k u n g h a b e n könne. Es sei d a h e r 
no twendig , daß jegliche A r t von Aggress ion u n d d ie A n d r o ­
h u n g von Aggress ion ve rbo t en we rde . Die einzige leg i t ime 
A u s n a h m e v o m Verbot de r A n w e n d u n g von G e w a l t oder de r 
D r o h u n g mi t ih r müsse das Recht auf ind iv idue l le oder k o l ­
lek t ive Se lbs tver te id igung (Art ikel 51 d e r UN-Sa t zung ) b l e i ­
ben . Außenminister B r a n d t e r n e u e r t e die Bere i t schaf t d e r 
Bundes reg ie rung , für eine Zone fr iedlicher Nachbarschaf t in 
E u r o p a zu w i r k e n u n d so die Vorausse t zungen dafür zu schaf­
fen, daß die gefährliche Konfron ta t ion a b g e b a u t w e r d e n k a n n . 
Z u r fr iedl ichen N u t z u n g d e r K e r n e n e r g i e bekräftigte e r d ie 
Auffassung de r Bundes reg ie rung , daß Fre ihe i t von F o r s c h u n g 
u n d En twick lung e ine u n a b d i n g b a r e V o r a u s s e t z u n g für die 
Förderung der fr iedlichen V e r w e n d u n g d e r K e r n e n e r g i e ist. 
D a h e r müßten auch die Sicherungsmaßnahmen s t r i k t d a r a u f 
beschränkt sein, d e n Mißbrauch von s p a l t b a r e m M a t e r i a l für 
Atomwaf fen zu v e r h i n d e r n . D e r Bundesaußenminister u n t e r ­
s t r ich die deutsche Berei tschaf t zu r g le ichberecht ig ten p a r t ­
nerschaft l ichen Z u s a m m e n a r b e i t m i t a n d e r e n S t a a t e n auf dem 
Gebie t d e r fr iedl ichen N u t z u n g d e r K e r n e n e r g i e . 
Das vol lbesetz te A u d i t o r i u m hörte m i t größter A u f m e r k s a m ­
kei t zu u n d r eag i e r t e s p o n t a n mi t b e m e r k e n s w e r t e m A p p l a u s . 
Nach e inhel l iger M e i n u n g h a t de r Bundesaußenminister wür­
dig a n die vo r v ie r J a h r z e h n t e n von G u s t a v S t r e s e m a n n in 
Genf begründete Trad i t ion angeknüpft. 
Die R e d e des Bundesaußenministers s teckte auch d e n R a h m e n 
für d ie we i t e r e Mi ta rbe i t de r deu tschen De lega t ion auf d e r 
Konferenz ab . Sie konzen t r i e r t e sich auf d ie S c h w e r p u n k t o 
Sicherhei t u n d friedliche N u t z u n g d e r K e r n e n e r g i e . 
Bei d e r B e h a n d l u n g d e r F r a g e n de r S icherhe i t für N i c h t k e r n ­
waf fens t aa t en mündete die Mi ta rbe i t in d e r be re i t s oben 
erwähnten deu tschen Resolut ion über e in uneingeschränktes 
Gewal tve rbo t . Die A b s t i m m u n g i m P l e n u m e r g a b schließlich 
52 J a - S t i m m e n gegen n u r 5 N e i n - S t i m m e n (Bulgar ien , M o n ­
golei, Polen, Tschechoslowakei , Unga rn ) bei 26 E n t h a l t u n g e n . 
U n t e r Z u s t i m m u n g z u m I n h a l t begründeten sechs europäische 
Delegat ionen (Österreich, Schweiz, Schweden , F inn l and , 
Liechtenste in , Jugos lawien) i h r e E n t h a l t u n g m i t i h r e r N e u ­
tralitätspolitik. Für die a rab i schen S t a a t e n w u r d e d ie E n t ­
h a l t u n g m i t de r Lage i m N a h e n Os ten erklärt. Nach d e m A b ­
s t immungse rgebn i s ist die deu tsche Reso lu t ion gegenwärtig 
w o h l de r größte geme insame N e n n e r , auf d e n sich d ie v e r ­
schiedenen S icherhe i t s in te ressen d e r N i c h t k e r n w a f f e n s t a a t e n 
we l twe i t b r ingen lassen. 

IV 
Der zwei te S c h w e r p u n k t d e r deu t schen M i t a r b e i t lag auf d e m 
Gebie t de r fr iedlichen N u t z u n g d e r K e r n e n e r g i e u n d d e r K o n ­
t rol le . E in Besuch i m K e r n f o r s c h u n g s z e n t r u m K a r l s r u h e , zu 
d e m die B u n d e s r e g i e r u n g e in lud u n d a n d e m sich 58 D e l e -
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gie r te aus 41 Ländern bete i l ig ten , g a b e inen anschaul ichen 
Überblick über d e n S t a n d d e r deu t schen A r b e i t e n z u r A n w e n ­
d u n g e iner w i r k s a m e n , ra t ione l len u n d wir tschaf t l ich unschäd­
lichen Kont ro l l e in de r wir tschaf t l ichen u n d indus t r i e l l en P r a ­
xis , en t sp rechend dem auch i m N V - V e r t r a g v e r a n k e r t e n P r i n ­
zip d e r Kont ro l l e des Spal ts toff lusses a n b e s t i m m t e n s t r a t e ­
gischen P u n k t e n durch I n s t r u m e n t e . Be i d iesem P r inz ip geh t 
es u m Dre ie r l e i : Wicht ig is t zunächst eine k l a r e E i n g r e n z u n g 
(conta inment) des Spal ts toff lusses , d. h . es muß sichergestel l t 
sein, daß der Fluß des s p a l t b a r e n Ma te r i a l s möglichst i n n e r ­
ha lb fes ter u n d übersichtlicher B a h n e n erfolgt . F e r n e r müs­
sen d ie s t ra teg ischen P u n k t e b e s t i m m t w e r d e n , a n d e n e n die 
Kont ro l l e v o r g e n o m m e n w e r d e n soll. D r i t t e r Aspek t des P r i n ­
zips ist d ie En twick lung u n d de r E insa tz von I n s t r u m e n t e n 
an diesen s t ra teg ischen P u n k t e n sowie eine au tomat i sche D a ­
t e n v e r a r b e i t u n g . Die bei d e r Rea l i s i e rung dieses heur i s t i schen 
Pr inz ips in e inem J a h r erz ie l ten Ergebn isse d e r G r u p p e von 
F o r s c h e r n u n d Techn ike rn in K a r l s r u h e überraschten u n d 
überzeugten zugleich. Ebenso e indrucksvol l w a r d ie Präsen­
ta t ion d e r B u n d e s r e p u b l i k Deu tsch land als e ines fr iedlichen, 
en twicke l t en n u k l e a r e n Indus t r i e s t aa t e s . Die Ergebn isse des 
Besuchs in K a r l s r u h e fanden auf de r Konferenz noch e i n m a l 
Ausd ruck durch e in Arbe i t sdokumen t , da s d ie deutsche D e l e ­
ga t ion zu r Kont ro l l f rage vor leg te . Das deu tsche P a p i e r w u r d e 
mehr fach a n e r k e n n e n d h e r v o r g e h o b e n u n d seine abschließen­
d e E m p f e h l u n g fand E i n g a n g in Entschließungen zur K o n ­
t rol l f rage. 
Pos i t iv v e r m e r k t w u r d e v o r a l l em von d e n E n t w i c k l u n g s ­
ländern die erklärte Berei tschaf t d e r B u n d e s r e g i e r u n g z u r 
wir tschaf t l ichen Z u s a m m e n a r b e i t , u m z u r Förderung der 
fr iedl ichen A n w e n d u n g d e r K e r n e n e r g i e i m R a h m e n d e r 
Möglichkeiten be izu t ragen . 

Die B u n d e s r e g i e r u n g mach t e schließlich v o n de r für sie v o r ­
e r s t e inmal igen Gelegenhe i t Gebrauch , da s deu tsche Verständ­
nis interpretationsbedürftiger Tex t s t e l l en des N V - V e r t r a g e s 
vor e inem w e l t w e i t e n F o r u m zu Pro toko l l zu geben. Sie vo l l ­
zog d a m i t e t w a s nach, w a s d ie a n d e r e n S t a a t e n be re i t s im 
R a h m e n d e r Genfe r Abrüstungskonferenz oder während d e r 
D e b a t t e d e r Vere in ten Na t ionen über d e n N V - V e r t r a g im 
Frühjahr dieses J a h r e s t u n k o n n t e n u n d g e t a n h a b e n . Die 
en t sp rechenden Erklärungen be t r a f en d ie F re ihe i t u n d d e n 
Schutz de r Erforschung, En twick lung u n d A n w e n d u n g d e r 
K e r n e n e r g i e für friedliche Zwecke, die Beweis las t im Fa l l e 
von Verdächtigungen sowie F r a g e n , d ie sich für d ie B u n d e s ­
r epub l ik Deu t sch land a ls Mitgl ied de r Europäischen A t o m ­
gemeinschaf t e rgeben . Die deu t schen Erklärungen bl ieben u n ­
widersprochen . Hinsichtl ich des V e r h a l t e n s d e r B u n d e s r e g i e ­
r u n g in d e r F r a g e de r Un te rze i chnung des N V - V e r t r a g s ist 
ke in Vorgriff erfolgt . Ande re r s e i t s k a m ke in Zweife l a n d e r 
Glaubwürdigkeit des b e s t e h e n d e n deu t schen Nuk lea rve rz i ch t s 
auf. 
Die A u f n a h m e d e r deu t schen Beiträge u n d das A b s t i m m u n g s ­
e rgebn is über die Sicherhe i t s reso lu t ion zeigen, daß die d e u t ­
sche Mi ta rbe i t auf de r Konfe renz von d e r großen M e h r h e i t a l s 
k o n s t r u k t i v e m p f u n d e n w u r d e u n d daß die Pol i t ik d e r B u n ­
des reg ie rung we i th in e inen g u t e n Wide rha l l f indet . 
Anmerkungen : 
1 Diesel, Jürgen: Abrüstungsdebatte in der 21. UN-Vollversammlung, 

in: VN 15. Jg . (1967) Heft 1, S. 11. 
2 UN-Doc. A/RES/2373 (XXII) vom 12. Jun i 1968. — Deutsche Über­

setzung siehe VN 16. J£. (1968) Heft 4, S. 128 ff. 
3 Siehe anhängende Resolution. — Eine Dokumenta t ion über den 

deutschen Beitrag zur Konferenz enthält die vom Presse- u n d 
Informat ionsamt der Bundesregierung veröffentlichte Broschüre 
>Konferenz der Nichtkernwaffenstaaten vom 29. August bis 28. Sep­
tember 1968 in Genf<. Bonn, November 1968. 34 Seiten. 

Außenminister Wil ly Brandt spricht zur Konferenz der kernwaffenlosen Staaten 

Die Rede wurde am 3. September 1968 am Europäischen Sitz 
der Vereinten Nationen in Genf gehalten und hatte folgen­
den Wortlaut: 

I 
Dieser Saal ist Zeuge vieler Hoffnungen und vieler Enttäuschun­
gen der Völker zwischen zwei Weltkriegen gewesen. Er b e ­
herbergt eine Konferenz, die, ihrer Anlage und ihrem Ziel nach, 
schon heute historisch genannt werden kann. Einmal deswegen, 
weil sich hier eine übergroße Mehrhei t von Staaten zusammen­
findet, um ihre gemeinsamen Interessen zu suchen, trotz ver ­
schiedener Gesellschaftssysteme, politischem Standort und son­
stiger Orientierung. 
Was uns alle eint, ist der Wille, auf das Atom als Waffe zu 
verzichten. Was uns alle eint, ist allerdings auch die Überzeu­
gung, daß unseren Völkern aus dieser Selbstbeschränkung keine 
Deklassierung erwachsen darf, sondern daß sie dem Frieden und 
dem Fortschritt der Menschheit dienen muß. 
Diese Zusammenkunft darf zum anderen historisch genannt wer ­
den, weil sie uns vor Augen führt, daß es nicht genügt, ein Atom-
Chaos zu bannen, um die Gefahren für die Unabhängigkeit und 
die Unverletzlichkeit der Souveränität der Länder abzuwenden. 
Dieser Erfahrung können wir nicht ausweichen. 
Die Staaten, die nicht über Atomwaffen verfügen, möchten wis­
sen, wie sie mehr Sicherheit erlangen können. Sie wollen dar ­
über beraten, wie das Wettrüsten zu begrenzen und unter Kon­
trolle zu bringen ist, um den Frieden sicherer zu machen. 
Dies ist kein akademisches Thema. Diese Aufgaben lassen sich 
nicht im luftleeren Raum lösen, sondern nu r in der Wirklichkeit 
der Welt, in der wir leben. 
Ohne Vertrauen in gewisse Grundregeln des Zusammenlebens 
der Staaten gibt es keine Kontrolle der zerstörerischen Kräfte, 
die der Kernenergie innewohnen. Ohne solches Ver t rauen gibt 
es keine internationale Ordnung. Unterschriften sind nichts wert , 
wenn sie nicht auf einem Mindestmaß an Verläßlichkeit beruhen! 
Wer Macht hat, zumal atomare Macht, der ha t noch nicht die 
Moral auf seiner Seite, auch nicht die Weisheit. 
Ich sehe die Aufgabe dieser Konferenz nicht darin, einen u n ­
ergiebigen Widerstand gegen jene Weltmächte zu organisieren, 
denen die Geschichte eine ungeheure Verantwortung aufgeladen 

hat, um die ich sie nicht beneide. Die großen Gefahren für die 
Menschheit gehen von großen Mächten aus und nicht von 
kleinen. Mit anderen Worten: Es muß auch um die Definierung 
der Pflichten gehen, denen sich die Kernwaffen-Mächte zu unte r ­
werfen haben. 
Für uns alle ein gleiches Zerstörungspotential zu erstreben, wäre 
heller Wahnsinn. Vernüftig und notwendig ist es jedoch, jene 
Gleichheit der Rechte und Chancen für alle Staaten zu erringen, 
ohne die wir vor unseren Völkern, vor der jungen Generation, 
vor der Geschichte, nicht bestehen können. 
Die deutsche Delegation ist zu keinem anderen Zweck h ierher ­
gekommen, als ihren konstrukt iven Beitrag zu leisten. Für die 
friedliche Nutzung der Kernenergie bieten wir unsere Hand zu 
partnerschaftlicher Zusammenarbeit . Auf dem Gebiet der Sicher­
heit wollen wir mitarbeiten, um positiven Ergebnissen näherzu­
kommen. 
Jeder in diesem Saal weiß, daß Drohung mit Gewalt und Furcht 
vor der Anwendung von Gewalt keine abstrakten Fragen sind. 
Jeder weiß, daß Völker um ihre Unabhängigkeit bangen und 
daß es eine tiefe Sorge um die Zukunft der Menschheit gibt. 
Was in den Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg an Normen des 
internationalen Zusammenlebens, an Wiederherstellung des Ver­
trauens, wenn auch unter Rückschlägen, gewachsen schien, steht 
erneut auf dem Spiel. 
Was immer man unter der Interessensphäre einer nuklearen 
Großmacht verstehen mag, es ändert nichts daran, daß die un i ­
versalen Prinzipien des allgemeinen Völkerrechts, wie sie auch 
in den Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen ihren 
verbindlichen Ausdruck finden und uneingeschränkt gültig 
bleiben, nicht verletzt werden dürfen: Souveränität — te r r i ­
toriale Integrität — Gewaltlosigkeit — Selbstbestimmungsrecht 
der Völker — Menschenrechte. 
Sicherheitsgarantien, Abrüstung und die Perspekt iven für die 
friedliche Verwendung der Kernenergie können mit Aussicht auf 
Erfolg nu r erörtert werden, wenn ein gemeinsamer Wille und 
gemeinsame Vorschläge die Maßstäbe der Ordnung zurecht­
rücken, die die Staatengemeinschaft dringend braucht. 
Es ist nu r logisch, wenn man es vom Verlauf und den Ergeb­
nissen dieser Konferenz abhängig macht, in welcher Form die 
hier versammelten Staaten die begonnene Arbeit fortsetzen w e r ­
den. 
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I I 
Die Bundesrepublik Deutschland hat gegenüber ihren Bündnis­
par tnern auf die Herstellung von Atomwaffen verzichtet und sich 
entsprechenden internationalen Kontrollen unterworfen. Sie 
strebt keine nationale Verfügungsgewalt über Atomwaffen und 
keinen Besitz an solchen Waffen an. Sie bekräftigt ihre Haltung. 
Ih re Sicherheit liegt in einer Allianz. Zugleich teilen wir als 
einer der nicht-nuklearen Staaten die allgemeine Forderung nach 
dem Ausschluß von Druck und Drohung mit Gewalt. 
Von der Resolution des Sicherheitsrates vom 19. Jun i 19681 und 
den damit zusammenhängenden Erklärungen der drei Ke rn ­
waffen-Mächte ebenso wie vom Ausschluß im letzten Präambel­
satz des Nichtverbreitungs-Vertrages2 bis zu einem ausgewogenen 
Sicherheitsgefüge ist es noch ein weiter Weg. 
Sehen wir es realistisch: Solange die Kernwaffen nicht allseitig 
abgeschafft sind, können sie als Mittel der Abschreckung und der 
kollektiven Selbstverteidigung nicht ausgeschaltet werden. 
Offensichtlich reicht es nicht, die nukleare Aggression oder ihre 
Androhung zu verbieten, u m den Sicherheitsinteressen der nicht­
nuklearen Staaten und ihrem legitimen Wunsch zu entsprechen, 
sich in Würde und Unabhängigkeit zu entwickeln. Zweifellos 
kann der Einsatz konventioneller Waffen eines Nuklear-Staates 
Sicherheit und Unabhängigkeit eines nicht-nuklearen Staates ge­
fährden; er brauchte nicht einmal mit seinem nuklearen Potential 
zu drohen. Daraus ergibt sich die Forderung, daß die Staaten 
untere inander auf die Anwendung von Gewalt verzichten sollen. 
Sowohl die Nichtnuklearen untere inander wie die Nuklear-
Mächte gegenüber den Nichtnuklearen. Die einzig legitime Aus­
nahme bliebe auch dann das Recht auf individuelle und kollek­
tive Selbstverteidigung nach Artikel 51 der UN-Satzung. 
Für die Beziehungen zwischen den Staaten kann nur das im 
übrigen ausnahmslose generelle Gewaltverbot, wie es in den 
Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen enthalten ist, 
friedensfördernde Wirkung haben. Es ist daher nicht zulässig, 
den Gewaltverzicht selektiv auf gewisse Staaten zu beschränken. 
Auf uns bezogen füge ich außerdem hinzu: Wir billigen n ie ­
mandem ein Interventionsrecht zu! 
Es stellt sich die Frage, ob der übergeordnete Grundsatz des 
Gewaltverzichts nicht der unerläßliche Ausgangspunkt ist, den 
diese Konferenz für eine Entschließung oder für eine Konvention 
über die Sicherheit der Nichtkernwaffenstaaten nehmen könnte. 
Die deutsche Delegation ist bereit, eigene Vorschläge zu machen 
und an sachgerechten Vorschlägen anderer mitzuarbeiten. 
Wir werden anstreben, daß jegliche Aggression mit nuklearen, 
biologischen, chemischen und konventionellen Waffen sowie die 
direkte oder indirekte Androhung einer solchen Aggression als 
ein Verstoß gegen den allgemeingültigen Grundsatz der Gewalt-
losigkeit verboten werden, wie es auch in den Prinzipien des 
Artikels 2 der Charta der Vereinten Nationen niedergelegt ist. 
Der Verzicht auf die Anwendung und Androhung jeglicher Form 
von Druck und Gewalt, die die terr i toriale Integrität und poli­
tische Unabhängigkeit eines Staates bedrohen könnte, sollte al l­
gemein erneuer t werden. Die Staaten sollten ihre Verpflichtung 
bekräftigen, die internationalen Beziehungen auf der Grundlage 
der souveränen Gleichheit und der Selbstbestimmung der Völker 
zu gestalten und auftretende Streitigkeiten auf friedlichem Wege 
zu regeln. Sie sollten eine möglichst ausgedehnte internationale 
Zusammenarbei t mit dem Ziele vereinbaren, die Prinzpien der 
Charta der Vereinten Nationen auf dem Gebiete der Abrüstung 
und Rüstungskontrolle zu verwirklichen und damit einen Schritt 
zur Befreiung der Menschheit von der Furcht zu tun. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat den Vertrag der latein­
amerikanischen Länder über eine atomwaffenfreie Zone ebenso 
begrüßt wie die Beschlüsse der Organisation für Afrikanische 
Einheit, die auch dort zu einer atomwaffenfreien Zone führen 
könnten. Europa ist nicht in der glücklichen Lage, kernwaffenfrei 
zu sein. Die Entfernung bereits vorhandener Kernwaffen ohne 
gefährliche Veränderungen des gesamten Gleichgewichts, also 
unter Berücksichtigung der Sicherheitsinteressen aller Beteiligten, 
ist eine schwierige und nicht schnell lösbare Aufgabe. 
Die Bundesregierung hat sich dafür eingesetzt, daß aus Europa 
eine Zone der Entspannung wird als Vorstufe einer dauer ­
haften Friedensordnung. Sie hat vorgeschlagen: Abbau der Kon­
frontation, wechselseitigen Verzicht auf Gewalt, Normalisierung 
der Beziehungen mit den Staaten Ost- und Südosteuropas, ge­
regeltes Nebeneinander auf deutschem Boden, erleichterten Aus­
tausch in Kultur, Wirtschaft und Wissenschaft. Diesen Bemühun­
gen ist ein schwerer Schlag versetzt worden. Dennoch bleiben wir 
bereit , für eine europäische Zone friedlicher Nachbarschaft zu 
wirken, die allmählich zu konstruktivem Miteinander führt und in 
der die gefährliche Konfrontation abgebaut werden kann. Wir 
befürworten daher weiterhin einen ausgewogenen, gegenseitigen 
Abbau der Truppenkontingente, mit dem auch eine angemessene 
Regelung des Problems der in dieser Region stationierten Kern­
waffen verbunden werden könnte. Dabei gibt es übrigens einige 
Berührungspunkte mit den bekannten polnischen Vorschlägen. 
Im Dezember 1967 habe ich vor dem Deutschen Bundestag darauf 

hingewiesen, daß wir berei t sind, an einem Abkommen mitzu­
wirken, das im Zuge einer ausgewogenen Verminderung aller 
Streitkräfte auch zur stufenweisen Verringerimg der Kernwaffen 
in ganz Europa führt. Diese Bereitschaft gilt weiter. 
Ich möchte nicht verhehlen, daß meine Regierung in der gegen­
wärtigen Weltlage Maßnahmen der Sicherheit, die sich in Reso­
lutionen, Deklarationen oder Konventionen niederschlagen, n u r 
als ergänzende Stützen ihrer Sicherheit ansehen kann. Es muß der 
Welt gelingen, wesentliche Ursachen der Unsicherheit der Nicht­
nuklearen schrittweise abzubauen, das heißt zur wirklichen n u ­
klearen Abrüstung im Zusammenhang mit einer Abrüstung der 
riesigen konventionellen Rüstungspotentiale auch der Nuklear -
Waffenmächte vorzustoßen. 
Die Kernwaffen-Mächte sind aufgerufen, konkrete Schritte zu 
tun. An uns Nichtkernwaffen-Staaten liegt es, sie nicht aus ihren 
Verpflichtungen zu entlassen und verhandlungsfähige Lösungsvor­
schläge zu unterstützen. 
Wir sollten unser Augenmerk auch auf den Abbau gewisser 
Trägerwaffen für nukleare Sprengköpfe richten. Wenn es zu 
Verhandlungen über interkontinentale Raketen kommt, wie die 
Vereinigten Staaten und die Sowjetunion sie angebahnt haben, 
sollte der Abbau auch anderer Fernrake ten in ganz Europa e inbe­
zogen werden. 
Über der Bedrohung mit a tomaren Massenvernichtungswaffen 
dürfen wir nicht vergessen, daß es noch andere Massenvernich­
tungswaffen gibt, deren Auswirkungen vielleicht noch ver ­
heerender sind; ich meine die B - und C-Waffen. 
Im Jah re 1954 hat die Bundesrepublik Deutschland in einem inter­
nationalen Vertrag auf die Herstel lung nicht nu r von A-, sondern 
auch von B - und C-Waffen verzichtet. Wir würden es begrüßen, 
wenn andere Staaten eine gleiche Haltung einnähmen. 
Das Genfer Protokoll von 1925 definiert die chemischen und bak­
teriologischen Waffen nicht. Wenn das Problem der B - und C-
Waffen erörtert wird, sollten diese Waffen konkret best immt 
werden. Dabei könnten die Definitionen im Rahmen des deu t ­
schen Herstellungsverzichts von 1954 von Nutzen sein. Wir b ie ten 
unsere Mitarbeit und Unterstützung für alle Bemühungen an, die 
— ohne Diskriminierung — auf eine wirksame Neugestaltung des 
Verbots der B - und C-Waffen gerichtet sind, mit dem Ziel, der 
Menschheit die Furcht vor ihnen zu nehmen. 
Eine Hauptaufgabe dieser Konferenz ist es, Forschung, Entwick­
lung und Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken zu 
sichern und zu fördern. 
Freiheit für Forschung und Entwicklung ist die Voraussetzung 
für die Förderung der friedlichen Verwendung von Kernenergie . 
Niemand und nichts darf Forschung und Entwicklung auf diesem 
Gebiet behindern oder unterbinden. Die Bundesregierung mißt 
der Erklärung Bedeutung bei, die die amerikanische Regierung 
hierzu vor den Vereinten Nationen am 15. Mai 1968 abgegeben 
hat . 
Auch die Sicherungsmaßnahmen müssen strickt darauf beschränkt 
sein, den Mißbrauch von spaltbarem Material für Kernwaffen­
zwecke zu verhindern. Dem dient das Prinzip der ins t rumen­
t ier ten Spaltstoffflußkonkrolle an strategischen Punkten . Zu 
seiner Realisierung unternehmen wir in der Bundesrepubl ik 
Deutschland erhebliche Anstrengungen. Die Arbeiten, an denen 
auch die IAEO interessiert ist, werden im Kernforschungszen­
t rum Karlsruhe durchgeführt. 
Wir möchten Ihnen Gelegenheit geben, sich an Ort und Stelle 
mit diesen Arbeiten ver t raut zu machen. Ich darf daher im 
Namen der Bundesregierung die interessierten Delegierten zu 
einem Besuch im Kernforschungszentrum Kar ls ruhe einladen, 
in dem auch die moderne Reaktorentechnik der schnellen Brüter 
entwickelt wird. 
Unsere nukleare Tätigkeit findet im Rahmen der Europäischen 
Atomgemeinschaft statt. Sie verfügt über ein seit über zehn 
Jah ren wirksames Kontrollsystem, das bei einem Verifikations­
abkommen mit der IAEO erhalten bleiben muß. 
Die Nuklearenergie ist eine der großen Hoffnungen aller Länder, 
die unter einem Mangel an natürlichen Energiequellen leiden. 
Wie anders wollen sie den Hunger der Massen bekämpfen, der zu 
einer Katastrophe für die ganze Menschheit werden kann! 
Die Bundesrepublik will die Resultate ihrer Arbeit nicht für sich 
behalten, sondern mit allen Völkern zusammenarbei ten und ihre 
Erfahrungen teilen. Wir sind bereit, diese Zusammenarbei t zu 
verstärken: durch erweiter ten Austausch von Informationen und 
technischen Erfahrungen, durch Einbeziehung in die Programme 
deutscher Kernforschungszentren und deutscher Forschungsein­
richtungen, durch Stipendien und Entsendung von Experten. Auf 
jede mögliche Weise möchten wir die zahlreichen bereits b e ­
stehenden Kontakte enger knüpfen und neue herstellen. 

I I I 
Am 10. September 1926, also vor 42 Jahren , hielt Gustav Strese-
mann hier jene Rede, mit der er Deutschland in die damalige Ge­
meinschaft, den Völkerbund, einführte. Viele seiner Forderungen 
sind noch immer offen, die Aufgaben unerfüllt. Wenn sich heute 
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ein deutscher Außenminister darauf beruft, so in dem Bewußtsein, 
welch furchtbaren Preis viele Völker und das deutsche Volk selbst 
bezahlen mußten, weil Briands und Stresemanns Warnungen miß­
achtet wurden. 
Die deutsche Außenpolitik ist manchen Entstellungen und sogar 
Verleumdungen ausgesetzt. Entstel lungen kann niemand ganz 
entgehen, Verleumdungen weise ich mit Nachdruck zurück. Ich 
tue dies als jemand, den keiner mit den Verbrechen Hitlers in 
Verbindung bringen kann und der trotzdem seinen Teil der 
nationalen Gesamthaftung trägt. 
Wir haben aus der Geschichte gelernt. Die Bundesrepublik 
Deutschland verfolgt konsequent eine Politik, die an die Stelle 
des Gleichgewichts des Schreckens eine Friedensordnung in 
diesem Kontinent setzen will. Hierzu gibt es keine vernünftige 
Alternat ive. 
Die Menschen bei uns in der Bundesrepublik haben nicht nach 
Waffen gedrängt; unsere Bundeswehr ist keine Nationalarmee, 
sondern sie ist voll in das Atlantische Verteidigungsbündnis inte­
griert. Auf dem Boden der Bundesrepublik lagern Atomwaffen, 
wie sie alle wissen; aber nicht wir verfügen darüber, und wir 
haben auch keinerlei Ehrgeiz, darüber zu verfügen. 
Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ist entschlossen, 
ihre Friedenspolitik unbei r rbar und ungeachtet aller von ihr nicht 
verschuldeter Rückschläge fortzusetzen. Wir haben nicht nu r Ver­
ständnis für den Wunsch aller Völker, in gesicherten Grenzen zu 
leben, sondern wir sind bereit , dem Rechnung zu t ragen in 
Worten und in Taten — ohne Verträge, wo sie entbehrlich sind, 
mit Verträgen, wo dies der Sache dienen kann. 
Die Jugend in vielen unserer Länder versteht nicht, wa rum wir, 
die Älteren, mit den Problemen des wissenschaftlich dominierten 
Zeitalters nicht fertig werden. Nicht Gewalt, allein Vernunft kann 
darauf eine Antwort geben. 
Dies ist keine Rede, die vor Wochen konzipiert wurde . Sie ist 
in den letzten Tagen entstanden, trotz der letzten Tage. In 
Mitteleuropa existiert die größte Ansammlung militärischer Zer­
störungskraft, die es je gegeben hat. Dies ist wider die Vernunft. 
Es ist wider die Interessen der Völker. Wenn andere ihre Macht 
demonstr ieren und damit neue, gefährliche Spannungen erzeugen, 
so kann es nicht unsere Sache sein, darauf zu antworten, indem 
wir die Spannungen steigern. 
Ich sehe es als eine Chance, als eine Aufgabe, als eine Möglich­
keit der hier versammelten Nichtnuklear-Staaten, die Kraft ihres 
Willens, die Kraft der Vernunft und die Kraft der Moral zu ver ­
einen zu einem Appell an die Völker und an die veran twor t ­
lichen Staatsmänner: Laßt jedes Volk seinen eigenen Weg be ­
stimmen, denn nur dann werden die Staaten miteinander am 
besten der Menschheit dienen, die noch so viele und große u n ­
gelöste Probleme hat. 
A n m e r k u n g e n : 
1 UN-Doc. S/RES/255 vom 19. J u n i 1968. — Deutsche Ubersetzung 

siehe VN 16. Jg . (1968) Heft 4, S. 130. 
2 UN-Doc. A/RES/2373 (XXII) vom 12. J u n i 1968. — Deutsche Uber­

setzung siehe VN 16. Jg . (1968) Heft 4, S. 128 ff. 

ANHANG 
KONFERENZ-RESOLUTION UBER GEWALT VERBOT, eingebracht 
von der deutschen Delegation am 21. September 1968 zum P u n k t 11 
der Tagesordnung »Maßnahmen zugunsten der Sicherheit der Nicht­
kernwaffenstaaten« 
Die Konferenz der Nichtkernwaffenstaaten, 
— in dem Bewußtsein, daß die Menschheit der Gefahr eines Atom­kriegs und der nuk lea ren Zerstörung ausgesetzt bleibt , solange es Kernwaffen gibt, — angesichts der Perspekt iven, die der Ver t rag über die Nichtver­bre i tung von Kernwaffen eröffnet, den die Entschließung 2773 (XXII) der Genera lversammlung der Vere in ten Nat ionen zum Bei­t r i t t durch die größtmögliche Zahl sowohl von Kernwaffenstaaten als auch Nichtkernwaffenstaaten empfiehlt , — eingedenk dessen, daß die Sicherheit für alle S taa ten u n d insbe­sondere auch die der Nichtkernwaffenstaaten auf die Dauer n u r i n einer al lgemeinen und vollständigen Abrüstung zu finden ist, durch die alle Waffen, nuk lea re wie nichtnukleare , schließlich a b ­geschafft werden , und daß die erste Voraussetzung hierfür die Einstel lung des nuk lea ren Wettrüstens ist, — in der Besorgnis, daß die grundlegend ungleichen Verteidigungs­möglichkeiten von Kernwaffens taa ten u n d Nichtkernwaifens taa ten nicht das unveräußerliche Recht eines jeden Staates gefährden dürfen, seine politische, wirtschaftliche, soziale u n d kul ture l le Ord­nung ohne i rgendeine Form der Einmischung durch andere S taa ten selbst zu wählen, — in der Überzeugung, daß der übergeordnete Grundsatz der Nicht­anwendung von Gewalt und des Verbots der Androhung von Ge­walt in den zwischenstaatlichen Beziehungen, wie e r seinen Aus­druck in Art ikel 2 der Char ta der Vereinten Nat ionen findet, e r ­neu t bekräftigt werden sollte, daß dieser Grundsatz un te i lbar ist und nicht selektiv angewandt werden k a n n und daß jeder Staat das gleiche u n d unveräußerliche Recht hat , diesen Grundsatz zu seinen Gunsten in Anspruch zu nehmen , 
— überzeugt von der Bedeutung des in Art ikel 51 der Char ta der Vereinten Nat ionen ane rkann t en na turgegebenen Rechts auf in­dividuelle oder kollekt ive Selbstverteidigung, 
1. bekräftigt 

I. den in seiner Anwendung unte i lbaren Grundsatz der Nichtan­
wendung von Gewalt und des Verbots der Androhung von Ge­
walt mit nuk lea ren oder n ich tnuklearen Waffen in den zwischen­
staatl ichen Beziehungen sowie ih re Uberzeugung, daß alle S taa ten 
ohne Ausnahme das gleiche u n d unveräußerliche Recht haben, 
diesen in Art ikel 2 der Char ta der Vere in ten Nat ionen ane rkann ­
ten Grundsatz zu ih ren Gunsten in Anspruch zu nehmen, 
II. das Recht eines jeden Staates auf Gleichheit, Souveränität, t e r r i ­
tor iale Unversehr thei t , Nichteinmischung in inne re Angelegenhei­
ten und Selbstbest immung, 
III . das in Art ikel 51 der Char ta der Vereinten Nat ionen aner ­k a n n t e na turgegebene Recht auf individuelle oder kollekt ive Selbstverteidigung, das außer Maßnahmen, die der Sicherhei tsrat der Vereinten Nat ionen ergreift oder zu denen er ermächtigt, die einzige legit ime Ausnahme von dem übergeordneten Grundsatz der Nichtanwendung von Gewal t in den zwischenstaatl ichen Beziehun­gen darstell t , 

2. ersucht die Kernwaffenstaaten, diese Grundsätze ihrersei ts zu be­
kräftigen. 

Abst immungsergebnis : + 52; — 5; = 26. 

Die Bundesregierung ha t te die Delegierten der Konfe­renz der kernwaffenlosen Staaten, die vom 29. Au­gust bis 28. September in Genf stat tfand, zu einer Be­sichtigung des deutschen Kernforschungszentrums in Kar l s ruhe eingeladen. 58 Delegierte aus 41 Ländern folgten der Einladung. Das Bild zeigt die Gäste bei der Besichtigung der techni­schen Anlagen. (Vgl. den Bei t rag auf S. 175 ff.) 
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Gewährt die UNO-Satzung Interventionsrechte in Deutschland -
insbesondere in Berlin? DR. ARMIN A L B A N O - M Ü L L E R 

D a s in t e rna t iona l e Aufsehen , da s d ie Be ru fung d e r Sowje t ­
u n i o n auf d ie A r t i k e l 53 u n d 107 d e r Sa t zung d e r Ve re in t en 
N a t i o n e n e r r e g t h a t t e , scheint sich w i e d e r gelegt zu h a b e n . 
Vor d e m M e m o r a n d u m d e r Sowje t r eg i e rung a n die Reg i e rung 
d e r B u n d e s r e p u b l i k Deu t sch land v o m 21. N o v e m b e r 1967* u n d 
d e m A i d e - m e m o i r e d e r Sowje t r eg i e rung a n d ie B u n d e s r e p u ­
b l ik v o m 5. J u l i 19682 h a t t e beze ichnenderweise zule tz t d ie 
Reg i e rung S ta l in in e ine r No te a n d ie Westmächte v o m 9. 
A p r i l 1952 d e n A r t i k e l 107 in A n s p r u c h genommen , u n d z w a r 
gegen d ie B i ldung e iner i n t e r n a t i o n a l e n Kommiss ion z u r Prü­
fung d e r Vorausse t zung fre ier W a h l e n in Deutsch land . Auch 
d a m a l s g ing d ie sowjet ische R e g i e r u n g auf d e n A r t i k e l n icht 
m e h r ein, a ls d ie Westmächte in i h r e r A n t w o r t v o m 13. M a i 
1952 j e d e B e d e u t u n g des Ar t i ke l s 107 in d iesem Z u s a m m e n ­
h a n g m i t d e m H i n w e i s auf d ie en t sp rechende Ansicht d e r 
M e h r h e i t de r G e n e r a l v e r s a m m l u n g d e r Ve re in t en N a t i o n e n 
ab lehnten 3 . Das schnel le Fa l l en la s sen d e r ziemlich unverhüll­
ten D r o h u n g e n ist sicherlich nicht auf e rweck tes R e c h t s e m p ­
f inden d e r Sowje tun ion zurückzuführen. W e n n auch da s n e u ­
er l iche Schweigen d e r Sowjets zu d iesem P u n k t , ähnlich wie 
vor 16 J a h r e n , t ak t i sche Gründe h a b e n wi rd , so sol l te m a n 
sich bis z u m nächsten Versuch, d iese Überreste des Z w e i t e n 
Wel tk r i eges poli t isch auszunu tzen , doch über die B e d e u t u n g 
d e r sog. F e i n d s t a a t s a r t i k e l endlich k l a r w e r d e n . 
D e r lab i l s te P u n k t i m europäischen Spannungs fe ld zwischen 
Moskau u n d Wash ing ton ist Ber l in . H ie r k a n n d ie sowjet ische 
Reg i e rung jederze i t m i t e infachen M i t t e l n e in w e l t w e i t w i r k ­
sames Ablenkungsmanöver inszenieren . I m Hinbl ick auf d ie 
B e r u f u n g d e r Sowje tun ion auf j e n e S a t z u n g s b e s t i m m u n g e n 
w e r d e n im folgenden d a h e r d ie le ider i m m e r noch besonde ren 
Verhältnisse Ber l ins i m M i t t e l p u n k t s t ehen . 
Die Nachkriegssituation Berlins 
Das be re i t s längere Zei t vo r E n d e d e r K a m p f h a n d l u n g e n des 
le tz ten Wel tk r i eges e n t w o r f e n e Viermächte-Kontrollsystem 
für Deu t sch land s ah für Groß-Berlin z w a r i m Gegensa tz zu 
d e r Rege lung für d ie Zonen d ie gemeinsame Zuständigkeit 
d e r V e r w a l t u n g vor. En t sche idend ist jedoch auch hier , ebenso 
w i e i m übrigen Satzungsgebie t , daß »einseitig eingeführte 
Maßnahmen« möglich sind4 . 
Die Viermächte-Verwaltung n a h m offiziell a m 1. J u l i 1948 i h r 
E n d e , a ls sich d ie Sowjetbehörden von d e r Al l i i e r t en K o m ­
m a n d a n t u r zurückzogen. Dadurch h a t sich a b e r a n d e m beson ­
d e r e n S t a t u s Groß-Berlins nichts geändert. E r w u r d e v i e l ­
m e h r 1949 durch den Vorbeha l t d e r Westmächte gegen d ie 
vol le E inbez i ehung W e s t - B e r l i n s in d ie B R D bekräftigt. Die 
K o m m a n d a n t e n d e r Wes t sek to ren n a h m e n a m 21. D e z e m b e r 
1948 i h r e Tätigkeit als Mi tg l ieder d e r Al l i i e r t en K o m m a n d a n ­
t u r w i e d e r auf u n d beließen dieser auch nach d e r Erklärung 
über Ber l in v o m 5. M a i 1955 d ie obers te Gewal t . De r Os t ­
sek tor Ber l ins w u r d e we i t e s tgehend a ls > H a u p t s t a d t de r DDR 
(demokra t i sches Ber l in) < d e r früheren sowjet ischen B e s a t ­
zungszone e ingegl ieder t , obwohl e in Res t se ine r recht l ichen 
Sonders t e l lung noch in d e n V e r o r d n u n g e n des Magis t r a t s , 
we lche d ie G e l t u n g d e r D D R - G e s e t z e in Os t -Be r l i n fes ts te l ­
len, z u m Ausd ruck k o m m t . 
Nach d e r offiziellen Ansicht d e r v ie r a l l i i e r ten Hauptmächte 
des Z w e i t e n Wel tk r ieges ist d e r e n Kr i egszus t and mi t Deu t sch ­
l a n d m i t d e r Einschränkung für beende t erklärt w o r d e n , daß 
i h n e n e n t w e d e r d ie i n t e rna t iona l en A b k o m m e n d e r v ie r Mäch­
t e (so d ie sowjet ische Version) oder d ie K a p i t u l a t i o n u n d d ie 
Übernahme d e r obe r s t en Gewa l t in Deutsch land (so die w e s t ­
l iche Begründung) w e i t e r h i n b e s o n d e r e Rech te gewährten5. 

Die be iden Begründungen en t sp rechen d e n zwei M e i n u n g s ­
g r u p p e n z u r S te l lung d e r USA, Großbritanniens u n d F r a n k ­
re ichs in Ber l in . Es g ib t S t i m m e n in d e r L i t e r a t u r , nach 
d e n e n d ie Westmächte in Ber l in ke ine originäre B e s a t z u n g s ­
gewal t , s o n d e r n n u r e in de r iv ie r t es Recht a u s d e n Viermächte­
a b k o m m e n v o m 5. J u n i 1945 hätten. I n d ie gleiche R ich tung 
gehen die sowjet ischen Noten v o m 27. N o v e m b e r 1958 a n 
die Westmächte, denen da s Recht b e s t r i t t e n w i r d , a m S o n ­
d e r s t a t u s Ber l ins fes tzuhal ten . In d e r sowjet ischen N o t e a n d ie 
Reg i e rung d e r U S A v o m 3. A u g u s t 1961 heißt es jedoch d a n n : 
» . . . auf d e m Recht de r militärischen O k k u p a t i o n b e r u h t d ie 
A n w e s e n h e i t d e r Westmächte in West-Berlin«6. Dies bestätigte 
d e r frühere amer ikan i sche Botschaf ter in Bonn , McGhee , in 
e ine r R e d e in Nürnberg, O k t o b e r 1963: »Die wes t l i chen A l l i ­
i e r t e n s ind in Ber l in k ra f t i h r e s S iege r rech tes . . . n icht auf 
G r u n d d e r D u l d u n g e ine r a n d e r e n Besatzungsmacht«7! 
A n d e m originären Besatzungs->Recht< d e r Westmächte än­
d e r t auch d e r U m s t a n d nichts , daß die Sowje t s Ber l in a m 
28. Apr i l 1945 zunächst al le in bese tz t en u n d e r s t Anfang J u l i 
1945 die Westmächte in i h r e S e k t o r e n einrückten. Andern fa l l s 
wären die sowjet ischen Rech te in d e n ursprünglich a m e r i k a ­
nisch bese tz ten Tei len Sachsens u n d Thüringens gleichfalls 
abgele i te t . Sowoh l d ie Effektivität d e r Bese tzung w i e d ie 
K r i e g s - u n d N a c h k r i e g s a b k o m m e n d e r v ie r ehemal igen A l l i ­
i e r t en b e s t i m m e n u n d r ege ln also d e r e n Rechte u n d Verpf l ich­
t u n g e n in Ber l in . 
Da m a n offenbar e ine S t a d t n icht v ier te i len wol l te u n d e ine 
deu tsche S t a d t v e r w a l t u n g sich schlecht auf vierfache, u n t e r ­
schiedliche Weise kon t ro l l i e ren ließ, sollte Ber l in v o n d e n 
v ie r Mächten grundsätzlich g e m e i n s a m v e r w a l t e t w e r d e n . So 
e r g a b sich formel l e ine Zuständigkeit aller für d a s ganze 
Gebiet Groß-Berlins - freilich n u r über die auf d e m Überein­
k o m m e n d e r Siegermächte b e r u h e n d e n Ins t i t u t i onen d e r A l l i ­
i e r t en K o m m a n d a n t u r . D e n n au fg rund von Okkupation k a n n 
j ede Mach t n u r i h r e n Sek to r kont ro l l ie ren . E ine Zuständigkeit 
der Sowje tun ion für die Wes t sek to ren Ber l ins (einschließlich 
des en t sp rechenden > Te r r i t o r i ums <!) ist d a h e r n u r im Z u s a m ­
m e n w i r k e n m i t d e n Westmächten d e n k b a r . D e r O r t für dieses 
Z u s a m e n w i r k e n ist die Al l i ier te K o m m a n d a n t u r , in d e r m i t ­
z u a r b e i t e n noch Ver t ragspf l icht d e r P a r t n e r d e r Viermächte­
a b k o m m e n ist. En tz ieh t e in P a r t n e r sich u n d se inen S e k t o r 
de r K o m m a n d a n t u r , so ve r l i e r t e r in dieser w i e auch bezüglich 
der a n d e r e n Sek to ren j edes Mi tspracherecht . 
Die Auswirkungen der Artikel 53 und 107 auf diese Situation 
Die Ents tehungsgesch ich te d e r Ar t ike l zeigt, daß die u n t e r ­
l egenen Völker von d e r a n g e s t r e b t e n >besseren Welt< in G e ­
s ta l t e iner w e l t u m f a s s e n d e n Fr i edensorgan i sa t ion ausgesch los ­
sen w e r d e n sol l ten. D e m schon 1944 von China , Großbritan­
nien, de r Sowje tun ion u n d d e n USA vorgesch lagenen A r t i k e l 
107 w u r d e auf A n r e g u n g Rußlands mi t Unterstützung F r a n k ­
reichs noch 1945 d ie auf längere Sicht be r echne t e F e i n d s t a a ­
t enk lause l des Ar t i ke l s 53 hinzugefügt. 
Diese Rege lung bedeu te t , daß die in d e r U N O - S a t z u n g e n t ­
h a l t e n e n ausdrücklichen Verbote von G e w a l t a n w e n d u n g u n d 
Einmischung e inen ehemal igen F e i n d s t a a t n icht begünstigen 
sollen. Sie b e d e u t e t jedoch nicht, daß die Großmächte oder 
a n d e r e UNO-Mi tg l i ede r zusätzliche Rechte e r h a l t e n haben , die 
über das a l lgemeine Völkerrecht h i n a u s g e h e n . A n d e r s a u s ­
gedrückt: Die Fe inds t aa t enk l ause ln s te l len d ie v ier Groß­
mächte z w a r von den Sa tzungspf l ich ten frei , b i lden a b e r nicht 
e ine Rech t sg rund lage für Maßnahmen i rgendwe lche r A r t g e ­
genüber den Besiegten. 
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Durch Ar t . 107 w i r d den Großmächten ges ta t t e t , d ie u n m i t t e l ­
b a r e n Fo lgen des Kr ieges außerhalb d e r Ve re in t en Na t ionen 
zu rege ln . Ar t . 53 is t demgegenüber auf d ie Z u k u n f t z u g e ­
schni t ten . H ie r w i r d es ermöglicht, über die Kriegsfolgen 
h i n a u s d ie e t w a i g e »Erneuerung e ine r aggress iven Politik« 
eines Kr iegsgegners unabhängig von d e r S a t z u n g zu bekämp­
fen. Mi t Hilfe des Ar t . 53 sol l te d ie Kon t ro l l e d e r F e i n d s t a a t e n 
auf e ine möglichst l ange Zei t aus d e r Einflußsphäre d e r U N O 
h e r a u s g e h a l t e n w e r d e n . W e n n d ie u n m i t t e l b a r e E i n w i r k u n g s ­
möglichkeit d e r Besatzungsmächte nach Abzug i h r e r T r u p p e n 
aufhören würde, d a n n sol l ten m i t Hilfe des Ar t . 53 d ie h e u t e 
zwischen a l len von Moskau abhängigen osteuropäischen S t a a ­
t e n b e s t e h e n d e n b i l a t e r a l en Beistandsverträge die G r u n d l a g e 
b ie ten , w e i t e r h i n e ine du rch d ie U N O - S a t z u n g u n d du rch die 
Organ i sa t ion n ich t g e b u n d e n e H a n d gegenüber Deu t schand zu 
h a b e n . 
Die B e h a u p t u n g Tunkinsa, »das m o d e r n e Völkerrecht (sehe) a n 
Ste l le des > Siegerrechtes < die Veran twor t l i chke i t des S t aa t e s 
für e ine Aggress ion vor«, ist g e r a d e anges ichts d e r E n t s t e ­
hungsgeschich te d e r A r t i k e l 107 u n d 53 als Vorbeha l t e d e r 
S ieger in bezug auf d ie Bes ieg ten e ine Tautologie , die du rch 
d ie mi tge l ie fe r te 26 Se i t en l ange Begründung nicht besser 
w i rd . Die A r t i k e l 53 u n d 107 haben , s ieh t m a n zunächst von 
d e n Veränderungen nach 1945 ab , d ie U N O - S a t z u n g für 
Deut sch land von v o r n h e r e i n u n d b is z u r A u f n a h m e a ls M i t ­
glied d e r Wel to rgan i sa t ion u n w i r k s a m gemacht . Nichts m e h r 
u n d n ichts w e n i g e r s te l l t d e r I n h a l t d e r Ar t ike l da r . O b w o h l 
d iese B e s t i m m u n g e n von wes t l i cher Se i te für > obsolet < erklärt 
w e r d e n , s ind sie d a d u r c h noch nicht u n w i r k s a m . 
Die Stellung der Siegermächte 
in ihren (ehemaligen) Besatzungsgebieten 
Die poli t ische En twick lung d e r Nachkr iegsze i t h a t d a z u g e ­
führt, daß die Westmächte e inen Tei l d e r S a t z u n g de r V e r ­
e in ten Na t ionen , nämlich die in Ar t . 2 n i ede rge leg ten G r u n d ­
sätze, auf d e r L o n d o n e r Konfe renz von 1954 a ls für die B u n ­
des repub l ik Deu tsch land verb ind l ich erklärt haben . Da Ar t . 
2 d ie en tsche idenden , die Ar t . 53 u n d 107 ih res sachlichen 
I n h a l t s b e r a u b e n d e n völkerrechtlichen Grundsätze enthält, 
können die F e i n d s t a a t s a r t i k e l i m Verhältnis Westmächte z u r 
B u n d e s r e p u b l i k Deu t sch land ke ine Rolle m e h r spielen. 
E i n e n en t sp rechenden vorbeha l t losen > ma te r i e l l en < Verzicht 
auf j e n e S o n d e r a r t i k e l h a t die Sowje tun ion nicht a u s g e s p r o ­
chen. Ar t . 1 des M o s k a u e r Ve r t r ages zwischen DDR u n d 
U d S S R v o m 20. S e p t e m b e r 1955 s t eh t noch u n t e r d e m V o r b e ­
h a l t d e r Rechte u n d Pf l ichten d e r Sowje tun ion gegenüber 
Deutsch land aus d e n A b k o m m e n mi t d e n Westmächten9. D a ­
nach ist für die Sowje tun ion die Möglichkeit, m i t d e n übrigen 
dre i S iege r s t aa t en des Zwe i t en Wel tk r i eges zu e iner endgül­
t igen R e g e l u n g d e r Deu t sch landf rage zu k o m m e n , nicht von 
d e r Z u s t i m m u n g d e r D D R - R e g i e r u n g abhängig. W e n n mi t d e r 
be iderse i t igen B e t e u e r u n g in d e r Präambel u n d in Ar t . 3 
des Be i s t andsve r t r ages zwischen DDR u n d U d S S R v o m 12. 
J u n i 1964, sich von d e n Zielen u n d Grundsätzen d e r U N O - S a t ­
zung le i ten zu lassen, überhaupt e t w a s K o n k r e t e s geme in t ist , 
so schließt es jedenfa l l s die Ar t ike l 53 u n d 107 nicht aus . 
Ber l in w i r d von d e n g e n a n n t e n A b k o m m e n n u r a m R a n d e 
betroffen. H ie r h a b e n sich d ie Siegermächte i n n e r h a l b i h r e r 
Sek to ren w e i t g e h e n d freie H a n d gelassen. 
Das Verhältnis der Siegermächte 
zum übrigen Besatzungsgebiet 
W e n n die Sowje tun ion b e h a u p t e t , e in In t e rven t ions rech t in 
Wes tdeu t sch land u n d Wes t -Be r l i n zu haben , so ist dies e ine 
völlige V e r k e n n u n g d e r Ta t sachen . Die A r t i k e l 53 u n d 107 
gewähren ein solches In t e rven t ions rech t nicht , sonde rn s t e l ­
len d ie v ie r Haup tk r i egsa l l i i e r t en n u r von den Verpf l i ch tun­
gen d e r U N O - S a t z u n g frei. Für Ber l in be s t eh t unverändert 
die schon beschr iebene S i tua t ion fort. U n d für die ehemal igen 
Besa tzungszonen gil t i m P r inz ip dasse lbe . Nach de r Zustän­

digke i t sve r t e i lung d e r Viermächte-Abkommen, d ie du rch d a s 
A n d a u e r n d e r Viermächteverantwortung w e i t e r h i n in K r a f t 
ist, repräsentiert d e r Befeh l shabe r j e d e r d e r v ie r Mächte die 
obe r s t e G e w a l t in se ine r Zone. Die g e m e i n s a m e k o o r d i n i e ­
r e n d e Zuständigkeit d e r Be feh l shabe r i m R a h m e n des K o n ­
t ro l l r a t e s hängt von d e r E in s t immigke i t a b . W i r d diese nicht 
e r re icht , können die Be feh l shabe r nach d e n I n s t r u k t i o n e n 
i h r e r R e g i e r u n g e n a b e r n u r i n n e r h a l b i h r e r Z o n e n h a n d e l n . 
Mange l s Einverständnis d e r zuständigen a l l i i e r t en R e g i e ­
r u n g ist m i t h i n schon nach d e m Viermächte-Abkommen ein 
In t e rven t i ons r ech t d e r Sowje tun ion i m wes t l i chen Tei l 
Deu t sch lands u n d in d e n W e s t s e k t o r e n Ber l in s n ich t gegeben . 
N e u e A b m a c h u n g e n über die Zuständigkeit h a b e n d ie v ie r 
(ehemal igen) Besatzungsmächte u n t e r e i n a n d e r nicht getroffen. 
Se lbs t w e n n die a l t en V e r e i n b a r u n g e n , u n t e r i h n e n das P o t s ­
d a m e r A b k o m m e n , nicht m e h r gel ten , so e r w e i t e r t d ieser 
W a n d e l j edenfa l l s d ie K o m p e t e n z e n e ine r ehema l igen B e s a t -
z u n g s m a c h t i m Verhältnis zu d e n d r e i a n d e r e n n ich t a u t o ­
mat i sch über die e igene Zone h inaus . D a r a u s folgt, daß die 
Sowje tun ion gegen d e n Wi l len d e r USA, Großbritanniens 
u n d F r a n k r e i c h s in d e r B R D u n d W e s t - B e r l i n ke ine r le i E i n ­
gr i f fsrechte ha t , w i e auch u m g e k e h r t d ie Westmächte nicht 
in d e r DDR u n d in Os t -Ber l in , a u s g e n o m m e n die V e r k e h r s ­
w e g e nach Wes t -Ber l in . 
Staatssekretär G. F . Duckwitz fo rder t d ie »politische En t sche i ­
dung« d e r sowjet ischen Reg ie rung , »auf die A n w e n d u n g d e r 
Rechte als ehemal ige S iege rmach t auch gegenüber d e r B R D 
zu verzichten«10. Diese F o r d e r u n g ist logisch v o m B o d e n d e r 
Identitätstheorie aus , daß nämlich Deut sch land du rch d ie 
B u n d e s r e g i e r u n g repräsentiert w i r d . I s t d ie B u n d e s r e p u b l i k 
jedoch geographisch gemein t , so g ib t es von d e n Westmächten 
unabhängige sowjet ischen S ieger rech te gegenüber d e r B R D 
ebensowen ig w ie gegenüber Wes t -Ber l in , so daß ein Verzicht 
n ich t e r s t ge forder t zu w e r d e n b rauch t . Diese Fes t s t e l l ung b e ­
zieht sich e i n m a l auf die sowjet ische B e h a u p t u n g , d ie A r t i k e l 
53 u n d 107 ve r l i ehen Eingr i f fsrechte , z u m a n d e r e n auf die 
10 J a h r e a l te , a b e r i m G r u n d e in d iese lbe R ich tung z ie lende 
B e h a u p t u n g , Wes t -Be r l i n l iege auf d e m T e r r i t o r i u m d e r DDR. 
Außer d e m F e h l e n e ines a l lgemeinen In t e rven t ions rech te s ist 
b e s o n d e r s auch d ie A n w e n d u n g von G e w a l t - a b g e s e h e n be i 
Se lbs tve r t e id igung - i m i n t e r n a t i o n a l e n Bere ich nach a l l ge ­
m e i n e m Völkerrecht il legal . 
Andere Auswirkungen der Behauptung 
eines Interventionsrechtes 
Die soeben get rof fenen n e g a t i v e n Fes t s t e l l ungen bezogen sich 
zunächst n u r auf d e n sozusagen formel len G e h a l t d e r r u s s i ­
schen These , zu I n t e r v e n t i o n e n berech t ig t zu sein. Z u w e i t 
w e n i g e r e indeu t ig lösbaren P r o b l e m e n führt jedoch d ie T a t ­
sache, daß die Reg i e rung d e r U d S S R e in In t e rven t ions rech t 
überhaupt ge l tend macht . 
D e r n e u e r h o b e n e A n s p r u c h auf E inmischungs rech te h a t z w a r 
b i she r n icht e inen ebenso großen spezifischen Druck auf B e r ­
l in e rzeug t w ie die u l t i m a t i v e n F o r d e r u n g e n i m J a h r e 1958. 
D a m a l s w a r a b e r i m W e s t e n die Berei tschaf t n icht so w e i t 
v e r b r e i t e t w ie h e u t e , d e n Sowje ts e inen ech ten K o e x i s t e n z ­
wi l l en zu g lauben , de G a u l l e k r i t i s i e r t e d a m a l s noch die a n g -
loamer ikan i schen E n t s p a n n u n g s t e n d e n z e n . Die le tz te sowje t i ­
sche Note v o m 5. J u l i 1968 a n d ie B u n d e s r e g i e r u n g m i t d e m 
a u s d e n F e i n d s t a a t s a r t i k e l n abge le i t e t en G e w a l t v o r b e h a l t 
hätte n u r zu entäuschten Diskuss ionen, nicht a b e r zu e inem so 
t i e fgehenden M e i n u n g s u m s c h w u n g geführt, w i e i hn d e r E i n ­
m a r s c h de r T r u p p e n des W a r s c h a u e r P a k t e s in d ie Tschecho­
s lowakei n u n m e h r b e w i r k t ha t . De r von d e r russ ischen R e g i e ­
r u n g - w e n n die Z e i t u n g s m e l d u n g e n über G r o m y k o s Rede vor 
de r UNO a m 3. 10. 1968 zut ref fen - mi t d e r Beze ichnung Os t ­
eu ropas als >sozialistisches Commonweal th< offen zugegebene 
I m p e r i a l i s m u s e r s t h a t d e m H e r v o r h o l e n d e r polit isch d ie E i ­
n igke i t d e r Wel tk r iegsa l l i i e r t en vo raus se t zenden F e i n d s t a a t e n ­
k lause ln i n t e rna t iona l e Wicht igkei t verschafft . 
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Jüngstes Mitglied der Vereinten Nat ionen ist Äquatorial-Guinea. Der 
k le ine Staat er langte am 12. Oktober 1968 von Spanien seine Unab­
hängigkeit. Seinem Antrag auf Beitr i t t zur Weltorganisat ion gab 
die Genera lversammlung am 12. November stat t . Damit erhöht sich 
die Zahl der UN-Mitgliedstaaten auf 126. Der Name des Staates wurde 
zum Unterschied von dem berei ts bes tehenden afrikanischen Staat 
Guinea gewählt. Äquatorial-Guinea hat n u r 28 000 Quadratki lometer 
u n d 260 000 Einwohner . Es besteht aus dem zwischen Kamerun und 
Gabun am Äquator gelegenen Fest landtei l Rio Muni, der 40 km vor 
der kamerunischen Küste gelegenen Insel Fernando Poo und aus 
einigen weiteren, sehr kleinen Inseln. Die Landessprache ist spanisch. 
Die wirtschaftlichen Beziehungen gehen vor allem zum spanischen 
Mutter land, das sich bereiterklärt hat, den Absatz von Kakao, Kaffee 
und Tropenhölzern zu über dem Wel tmark t l iegenden Preisen zu 
übernehmen. 

A u s d e r Be te i l igung deu t sche r T r u p p e n a n d e r Invas ion des 
souveränen S taa t e s Tschechoslowakei k a n n m a n we i tgehende 
Rückschlüsse auf die B e d e u t u n g ziehen, welche die Be ru fung 
d e r sowjet ischen Reg ie rung auf die sog. F e i n d s t a a t s a r t i k e l 
ha t . De r sowjet f reundl ich geha l t ene Teil Deutsch lands dar f 
>brüderliche Hilfe< über seine G r e n z e n h i n w e g leis ten. De r 
freie u n d d a h e r d e r gegenwärtigen sowjet ischen Pol i t ik w e n i ­
ge r f reundl ich gegenüber s t e h e n d e Tei l Deu t sch lands w i r d 
a b e r mi t d e n Anach ron i smen des Kr iegsendes bedroh t . Da 
al le d iese A k t i o n e n d e r sowjet ischen Reg i e rung n u r e inen 
A n g e l p u n k t haben , können sie auch n u r von d a h e r v e r s t a n d e n 
w e r d e n . 
In d e n le tz ten Noten an die Reg ie rung de r B R D beruf t sich 
die Sowje tun ion auf d ie Rechtsgültigkeit d e r a l t en Viermäch­
t e v e r e i n b a r u n g e n , zu d e n e n polit isch gesehen auch d ie Ar t ike l 
53 u n d 107 gehören, n e n n t a b e r in i h r e n Noten, z. B . in de r 
Note v o m 5. J u l i 1968, P u n k t 6, W e s t - B e r l i n e in besonderes 
poli t isches Gebi lde . Auch bes t r e i t e t sie d e n O r g a n e n de r B u n ­
des repub l ik Deutsch land das Recht, do r t in E r sche inung zu 
t r e t e n . Dabe i ist dies e ine völlig u n a b w e i s b a r e Konsequenz 
e b e n j e n e r A b k o m m e n de r v ie r Siegermächte u n d insbeson­
d e r e d e r A u s n u t z u n g dieser A b k o m m e n durch die Sowje t ­
un ion . Entweder ist nämlich ganz Berlin ein besonderes poli­
tisches Gebilde oder keiner der beiden mit Ost und West be­
zeichneten Teile. Die Methode, nur West-Berlin fortwährend 
auf diese Weise hervorzuheben, ist in völlig durchsichtiger 
Weise zweckgerichtet. 
Ähnliches gilt für d e n Z u g a n g nach Ber l in von Wes ten her . 

Se lbs t w e n n die Sowje tun ion i h r e 1955 be re i t s t e i lweise d e n 
Behörden ih re r Besa tzungszone übertragene Kontrollzustän­
digkei t a n d e n V e r b i n d u n g s w e g e n gänzlich aufgeben soll te, 
würde dies d e n Z u g a n g nach Ber l in nicht von d e r G e s t a t t u n g 
d e r deu t schen Repräsentanten des kommuni s t i s chen Reg imes 
abhängig m a c h e n ; die Durch fah r t s r ech te d e r Westmächte v o n 
u n d nach Ber l in , d e r e n Ausübung übrigens Kriegsfolgemaß­
n a h m e n gegenüber Deutsch land im S i n n e des Ar t . 107 d a r s t e l ­
len, b l ieben e rha l t en . Es ist zwischen d e m ve r t r ag l i chen V e r ­
hältnis d e r ehema l igen Al l i i e r ten u n t e r e i n a n d e r u n d i h r e m 
k r i e g s - u n d nachkr iegsrecht l ichen Verhältnis zu Deu t sch land 
zu un te r sche iden . Das Zugangs rech t d e r Westmächte nach 
Ber l in bas i e r t e gegenüber Deutsch land auf d e r Effektivität 
d e r Bese tzung des zwischen d e n Wes tzonen u n d Be r l i n l i egen ­
d e n Gebie tes durch d ie Sowje tun ion . Gegenüber d e r U d S S R 
ist das Ve rkeh r s r ech t de r Westmächte ver t rag l i ch geregel t . 
Geben d ie Sowje t russen in i h r e r Zone d ie Rech te aus d e r 
O k k u p a t i o n einsei t ig auf, so müssen sie w e g e n d e r v e r t r a g ­
l ichen B i n d u n g zu d e n Westmächten für ein d iesen Verträgen 
entsprechendes V e r h a l t e n d e r Behörden d e r Sowje tzone R e c h ­
n u n g t r agen . Beachten die Sowje ts d iese Verpf l ich tung nicht 
u n d lassen sie es so zu r Ver l e t zung d e r Verträge k o m m e n , so 
g e r a t e n die Westmächte d e n Behörden d e r DDR gegenüber 
in d ie Zwangs lage , i h r e Bese t zung auf deu t schem B o d e n 
selbst effekt iv zu ha l t en . Sie h a b e n das Recht, d e n V e r k e h r 
i h r e r T r u p p e n sowie d e n von i h n e n ges t a t t e t en V e r k e h r d e u t ­
scher P e r s o n e n u n d Güter nicht u n t e r b r e c h e n zu lassen u n d 
ihn notfal ls en t sp rechend zu bewachen . 
Schon 1948 h a t d ie Sowje tun ion mi t Hilfe des A r t . 107 v e r ­
sucht, die Diskuss ion de r Ber l ine r Blockade im S iche rhe i t s r a t 
de r Vere in ten N a t i o n e n zu ers t icken. Das H e r v o r h o l e n d i e se r 
S a t z u n g s b e s t i m m u n g z u s a m m e n mi t Ar t . 53 b i rg t k e i n e 
n e u e n G e f a h r e n für Ber l in . G e n a u besehen würde die O r g a ­
n isa t ion de r Ve re in t en Na t ionen Ber l in w o h l nicht m e h r ode r 
besser hel fen können als d ie d re i Westmächte. Die sowjet i sche 
B e a n s p r u c h u n g e ines In te rven t ions rech tes gegenüber d e n 
wes t l ichen Tei len Deutsch lands , welche d ie F o r m e n e ine r 
I n t e r v e n t i o n s d r o h u n g hat( te) , mach t a b e r anges ichts d e r s o ­
eben mi t e r l eb t en Verwi rk l i chung eines a l l e rd ings a n d e r s b e ­
gründeten In te rven t ionsansp ruches in u n s e r e r nächsten Nähe 
sehr deut l ich, welches Gewicht ge rade w e g e n B e r l i n e ine r 
In te ressenang le ichung mi t den U S A z u k o m m t , b e v o r n e u e 
poli t ische P e r s p e k t i v e n den sowjet ischen Druck auf E u r o p a 
m i n d e r n . 
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2 Siehe Anm. 1, aaO, S. 36. 
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gen, 2. Aufl. 1952, S. 90, S. 94. 

4 Ziffer 6 der Richt l in ien über die Aufgaben der All i ierten Kom­
m a n d a n t u r der Stadt Berlin«, gebilligt vom Alli ierten Kor rd in ie -
rungsausschuß am 21. Dezember 1945, sowie Buchstabe d) der A n ­
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1955 (Dokumente zur Berl in-Frage, siehe Anm. 4, aaO, S. 237 f.) und 
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6 Dokumente zur Berl in-Frage, siehe Anm. 4, aaO, S. 429. 
7 Die Welt vom 11. Oktober 1963, S. 6. 
8 G. I. Tunk in : Das Völkerrecht der Gegenwar t , Ber l in (Ost) 1963 

(Original: Moskau 1962), S. 229. 
9 Abs. 4 der Präambel des Moskauer Ver t rages (Dokumente zur 

Berl in-Frage, siehe Anm. 4, aaO, S. 239), aufrechterhal ten in Art . 9 
des Vertrages zwischen DDR und UdSSR vom 12. J u n i 1964 (Europa-
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Internationale Arbeitsorganisation (IAO) und Menschenrechte KLAUS T. SAMSON 
Internationales Arbeitsamt 

I n d e n A u g e n künftiger Geschichtsschreiber dürfte de r An­
spruch auf Gleichheit zu den Kräften zählen, die da s Gesicht 
d e r Wel t a m stärksten verändert haben . O b w o h l we i t älterer 
Herkunf t , ist da s Gle ichhei ts ideal g e r a d e in u n s e r e r Zei t 
zu b e h e r r s c h e n d e m Einfluß gelangt , in den Bez iehungen z w i ­
schen Na t ionen ebenso seh r w i e i m Bereich de r Innenpo l i t ik 
v ie ler S taa ten . 
In ähnlicher Weise h a t sich d ie Auffassung von der menschlichen 
Arbeit g r u n d l e g e n d gewande l t . K a u m j e m a n d würde h e u t ­
zu tage e inen A r b e i t e r a ls bloßen P r o d u k t i o n s f a k t o r ansehen , 
also ohne a n die persönlichen Bedürfnisse u n d E r w a r t u n g e n 
zu denken , die m i t se iner Arbe i t u n t r e n n b a r v e r b u n d e n sind. 
I n d e n W o r t e n d e r Ver fassung d e r I A O : >Arbeit ist ke ine 
Ware.< Diese E r k e n n t n i s ist z u m t r a g e n d e n E l e m e n t n a t i o n a ­
l e r w ie in t e rna t iona l e r Arbe i t spol i t ik g e w o r d e n u n d h a t z u m 
Beispie l die Rich tung d e r Beschäftigungspolitik, d ie Rege lung 
d e r Arbeitsverhältnisse u n d die Auffassung von Sozialer S i ­
cherhe i t s t a r k beeinflußt. 
A n diesen Beispie len läßt sich d ie W i r k u n g aufzeigen, die 
b e s t i m m t e Idea le u n d A n s c h a u u n g e n m i t de r Zei t en t fa l t en 
können, u n d z w a r über na t iona le , ideologische u n d konfess io­
ne l le S c h r a n k e n h inweg , so daß sie sich besonders zu i n t e r ­
na t iona le r Diskuss ion u n d g e m e i n s a m e m Vorgehen auf d ieser 
E b e n e e ignen. U m g e k e h r t h a b e n u n s b i t t e r e E r f a h r u n g e n g e ­
lehr t , daß n i e m a n d e m die Mißachtung e l e m e n t a r e r Menschen­
rech te u n d - f re ihei ten , w o i m m e r in d e r Welt , gleichgültig 
sein k a n n . 
E n t s p r e c h e n d e n Überlegungen v e r d a n k t die I n t e r n a t i o n a l e 
Arbe i t so rgan i sa t ion ih re E n t s t e h u n g im J a h r e 1919 i m R a h ­
m e n de r F r i e d e n s v e r h a n d l u n g e n nach d e m ers t en Wel tkr ieg . 
Die Ver fas sung d e r I A O stel l t fest, daß »der Wel t f r iede auf 
d ie D a u e r n u r auf sozialer Gerech t igke i t au fgebau t w e r d e n 
kann«, u n d ve r l ang t als Haup tz i e l inners taa t l i che r u n d i n t e r ­
na t i ona l e r Po l i t ik d ie Schaffung d e r n o t w e n d i g e n V o r a u s ­
se tzungen , d a m i t a l len Menschen, ungeach te t i h r e r Rasse , 
i h r e s G l a u b e n s u n d ih re s Geschlechtes de r Z u g a n g zu m a t e ­
r ie l lem W o h l s t a n d u n d zu geis t iger En twick lung in Fre ihe i t 
u n d Würde, in wir tschaf t l icher Sicherhei t u n d u n t e r gleich 
günstigen B e d i n g u n g e n offensteht . 
W e n n m a n die F r a g e nach de r B e d e u t u n g d e r Arbe i t de r I A O 
für die Verwi rk l i chung d e r Menschenrech te stell t , dar f m a n 
nicht außer acht lassen, daß der umfas sende Begriff de r M e n ­
schenrechte , w ie w i r i hn h e u t e kennen , wir tschaft l iche, soziale 
u n d k u l t u r e l l e Rechte ebenso einschließt w i e d ie h e r g e b r a c h ­
t en bürgerlichen u n d staatsbürgerlichen Rechte . So verkündet 
die Al lgemeine Erklärung d e r Menschenrech te von 1948 nicht 
n u r j e d e r m a n n s Recht auf Gedankenf re ihe i t , freie M e i n u n g s ­
äußerung, V e r s a m m l u n g s - u n d Vereinsfre ihei t , Schutz vor 
willkürlicher Verha f tung , Ansp ruch auf recht l iches Gehör 
usw., sonde rn a n e r k e n n t auch solche Rechte w ie das Recht auf 
Arbe i t , auf freie Be ru f swah l , auf angemessene u n d bef r ied i ­
gende Arbe i t sbed ingungen sowie auf Schutz gegen A r b e i t s ­
losigkeit , d a s Recht auf angemessene u n d bef r ied igende E n t ­
lohnung , da s Recht , Be ru f sve re in igungen zu b i lden u n d sol ­
chen be izu t re ten , das Recht auf Soziale Sicherhei t u n d das 
Recht auf Bi ldung . Wirtschaft l iche, soziale u n d k u l t u r e l l e 
Rechte verkörpern die E r k e n n t n i s , daß persönliche Fre ihe i t 
e in l ee re r Begriff ble ibt , solange nicht d ie z u m tatsächlichen 
Gebrauch de r F re ihe i t u n d zu r E n t w i c k l u n g de r g e s a m t e n 
Persönlichkeit unen tbeh r l i chen ma te r i e l l en Stützen ebenfal ls 
s icherges te l l t sind. 
Vielfältig s ind d ie Mit te l , m i t d e n e n d ie I A O auf i h r e Ziele 
h i n a r b e i t e t : i n Übereinkommen u n d E m p f e h l u n g e n h a t sie 
i n t e r n a t i o n a l e A r b e i t s n o r m e n aufges te l l t ; u m die E i n h a l t u n g 
d ieser N o r m e n zu sichern, s ind Aufs ich tsorgane e ingesetz t 
u n d Kon t ro l l v e r f a h r e n en twicke l t w o r d e n ; d a n e b e n w e r d e n 

In fo rma t ionen ge sammel t u n d we i t e rge le i t e t ; Forschung , B i l ­
d u n g s a r b e i t u n d technische Z u s a m m e n a r b e i t s ind Tei l d e r 
Tätigkeit d e r IAO. Hie rbe i stützt sich d ie Organ i sa t ion nicht 
n u r auf die Ans ich ten u n d E r f a h r u n g e n von Reg ie rungen , 
sonde rn auch auf die de r u n m i t t e l b a r a n d e r Wel t de r A r b e i t 
t e i l n e h m e n d e n G r u p p e n : d ie d e r A r b e i t n e h m e r u n d A r b e i t ­
geber . So s ind die I n t e r n a t i o n a l e Arbe i t skonfe renz - die 
höchste n o r m s e t z e n d e I n s t a n z de r I A O - , d e r V e r w a l t u n g s r a t 
des I n t e r n a t i o n a l e n A r b e i t s a m t e s u n d a n d e r e b e r a t e n d e O r ­
g a n e aus V e r t r e t e r n a l ler dre i G r u p p e n zusammengese t z t . 
Die i n t e rna t iona l e Regu l i e rung de r A r b e i t s b e d i n g u n g e n ist 
von Anfang a n als e ine H a u p t a u f g a b e d e r I A O be t r ach t e t 
worden . Die Ver fassung de r I A O sieht für die A n n a h m e von 
Übereinkommen u n d E m p f e h l u n g e n b e s t i m m t e V e r f a h r e n s ­
we i sen vor , d e n e n zufolge d ie dre ig l iedr ige I n t e r n a t i o n a l e 
Arbe i t skonfe renz sich J a h r u m J a h r m i t wich t igen sozialen 
F r a g e n beschäftigt u n d en t sp rechende M i n d e s t n o r m e n fes t ­
legt, in d e n e n sich die aus a l len Ländern be iges t eue r t en E r ­
f a h r u n g e n n iederschlagen . Sowohl Übereinkommen wie E m p ­
feh lungen bedürfen zu i h r e r A n n a h m e d e r Z w e i d r i t t e l m e h r ­
he i t in e iner A b s t i m m u n g , d ie e r s t nach sorgfältiger tech ­
nischer Vorbe re i t ung u n d e iner sich n o r m a l e r w e i s e über zwei 
J a h r e e r s t r eckenden Diskuss ion auf d e r Konfe renz s ta t t f indet . 
Übereinkommen sind z u r Ra t i f i z ie rung du rch Mi tg l i eds t aa ­
t e n vorgesehen , die sich d a m i t z u r E i n h a l t u n g i h r e r B e s t i m ­
m u n g e n verpf l ichten. E m p f e h l u n g e n s t e h e n nicht z u r Ra t i f i ­
z ie rung offen, sonde rn sollen Richt l in ien für Poli t ik , Gese tz ­
g e b u n g u n d P r a x i s z u r Verfügung stel len. Die En t sche idung 
darüber, welchen C h a r a k t e r sie d e n in Aussicht g e n o m ­
m e n e n B e s t i m m u n g e n ver le ih t , t r iff t d ie Konfe renz im H i n ­
blick auf den b e h a n d e l t e n Gegens tand . Z u m Beispiel l a ssen 
sich Rechte d e r Gewerkschaf t en oder das M i n d e s t a l t e r für 
d ie Zu la s sung zu r Arbe i t ehe r in b i n d e n d e n i n t e r n a t i o n a l e n 
N o r m e n fest legen als e t w a die für B e r u f s b e r a t u n g oder - a u s -
b i ldung zu t re f fenden V o r k e h r u n g e n . Häufig beschließt die 
Konferenz , grundsätzliche B e s t i m m u n g e n in d ie F o r m eines 
Übereinkommens zu k le iden u n d sie du rch e ine E m p f e h l u n g 
zu ergänzen, die im einzelnen d ie Mi t t e l zu i h r e r Ausführung 
angibt . So ist z u m Beispiel gegenüber d e r D i s k r i m i n i e r u n g 
in Beschäftigung u n d Beruf u n d hinsicht l ich d e r Gleichhei t 
des Entge l t s männlicher u n d weib l icher Arbeitskräfte v e r ­
f ah ren w o r d e n . 
Bis 1968 s ind in sgesamt 128 Übereinkommen u n d 132 E m p f e h ­
lungen von d e r Konfe renz a n g e n o m m e n w o r d e n . Die M e h r ­
zah l h a t die Verwi rk l i chung von Rech ten z u m Ziel, d ie auch 
in d e r Al lgeme inen Erklärung d e r Menschenrech te v e r ­
kündet sind. So gibt es Übereinkommen z u r Abschaffung d e r 
Zwangsa rbe i t , zum Schutz d e r gewerkschaf t l ichen Rechte , zu r 
Ausscha l tung jegl icher D i s k r i m i n i e r u n g in Beschäftigung u n d 
Beruf u n d z u r A n w e n d u n g des G r u n d s a t z e s gleichen E n t ­
gel ts für männliche u n d weibl iche Arbeitskräfte. Die H e r ­
s te l lung angemessene r , be f r ied igender u n d s icherer A r b e i t s ­
b e d i n g u n g e n is t Ziel zah l re icher Übereinkommen u n d E m p ­
feh lungen , die sich z u m Beispiel m i t F r a g e n d e r E n t l o h n u n g , 
d e r Arbe i t s - , R u h e - u n d Ur laubsze i t , d e r Beschäftigung von 
F r a u e n u n d Jugendl ichen , des Gesundhe i t s schu tzes u n d d e r 
Unfallverhütung befassen. A n d e r e h a b e n d ie B e s t i m m u n g von 
Umfang , A n w e n d u n g s b e r e i c h u n d N i v e a u des Sozia lvers iche­
rungsschutzes zum G e g e n s t a n d ; w i e d e r a n d e r e s ehen E in r i ch ­
t u n g e n im Bereich d e r A r b e i t s v e r w a l t u n g (wie z u m Beispiel 
d ie Arbei tsaufs icht) vor , d ie d ie Befolgung d e r Vorschr i f ten 
d e r A r b e i t s - u n d Sozia lgesetzgebung s ichers te l len sollen. 
Die in d e n Übereinkommen u n d E m p f e h l u n g e n de r I A O v e r ­
körperten N o r m e n d i enen u n t e r a n d e r e m dazu, e inzelne M e n ­
schenrechte auf i h r en G e h a l t h in näher zu b e s t i m m e n . W a s 
z u m Beispiel d a s Recht auf A r b e i t betrifft , so f inden sich 
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N o r m e n , d ie d ie s taa t l iche Pol i t ik i m a l lgemeinen zur För­
d e r u n g voller , p r o d u k t i v e r u n d frei gewählter Beschäftigung 
anha l t en , n e b e n spezie l le ren N o r m e n , die sich m i t Aufgaben 
u n d Organ i sa t ion d e r öffentlichen Arbe i t sve rmi t t l ung , mi t B e ­
r u f s b e r a t u n g u n d - ausb i ldung , Kündigungsschutz u n d A r ­
be i t s losenvers icherung befassen. En t sp rechend g e w i n n t da s 
Recht auf Soziale S icherhe i t n u r d a n n p rak t i sche Bedeu tung , 
w e n n - w i e geschehen in d e n Übereinkommen d e r I A O -
die Fälle, in d e n e n Schutz gewährt w e r d e n soll, u n d die 
Höhe d e r Le i s tungen b e s t i m m t w e r d e n . 
I h r e A n n a h m e du rch d ie Konfe renz ve r l e ih t d e n N o r m e n 
z w a r noch k e i n e n rech t sverb ind l ichen C h a r a k t e r , doch müs­
sen sowohl U b e r e i n k o m m e n als auch E m p f e h l u n g e n nicht 
später als 18 M o n a t e nach i h r e r A n n a h m e du rch d ie K o n ­
ferenz von j e d e m Mi tg l i eds taa t d e r zuständigen i n t e r n e n 
n o r m s e t z e n d e n I n s t a n z vorge legt w e r d e n , d a m i t s ie über 
die zu e rg re i fenden Maßnahmen entscheidet . Diese V e r f a h ­
r e n s o r d n u n g soll gewährleisten, daß die N o r m e n de r I A O 
zur K e n n t n i s d e r Öffentlichkeit gebrach t w e r d e n u n d daß 
in j e d e m L a n d d ie Möglichkeiten en t sp rechende r Maßnah­
m e n sowohl von d e r Reg ie rung als auch v o m Gese tzgeber 
e rwogen w e r d e n . In d i e sem Z u s a m m e n h a n g v e r d i e n t es fes t ­
geha l t en zu w e r d e n , daß in d e r B u n d e s r e p u b l i k Deu t sch land 
d ie 1956 u n d 1957 erfolgte Rat i f iz ie rung v ie r wich t ige r Über­
e i n k o m m e n z u m Schutz d e r Menschenrech te - des Überein­
k o m m e n s von 1930 über Zwangsa rbe i t , des Übereinkommens 
von 1948 über die Vere in igungsf re ihe i t u n d d e n Schutz des 
Vere in igungsrech tes , des U b e r e i n k o m m e n s von 1949 über 
das Vere in igungs rech t u n d das Recht zu K o l l e k t i v v e r h a n d ­
lungen u n d des Übereinkommens von 1951 über die Gleich­
he i t des En tge l t s - auf Anträge zurückging, die i m B u n d e s t a g 
e ingebrach t w o r d e n waren 1 . 
Gegenwärtig sind für die B u n d e s r e p u b l i k Deu tsch land i n s g e ­
s a m t 40 ra t i f iz ier te Übereinkommen d e r I A O verbindl ich . 
E in Verzeichnis d e r be t r e f f enden Übereinkommen ist i m A n ­
h a n g a n d iesen A r t i k e l aufgestel l t . E in Blick auf d iese Lis te 
zeigt, daß sich u n t e r den ra t i f iz ie r ten Übereinkommen, außer 
d e n bere i t s erwähnten, so wicht ige T e x t e f inden w ie das 
Übereinkommen von 1952 über die M i n d e s t n o r m e n d e r S o ­
zia len Sicherhei t (das die B u n d e s r e p u b l i k Deu t sch land als 
e r s t e s L a n d hinsicht l ich a l ler n e u n Zweige d e r Sozialen 
S icherhe i t a n g e n o m m e n ha t , von denen das Übereinkommen 
hande l t ) , d a s Übereinkommen von 1957 über die Abschaf­
fung d e r Zwangsa rbe i t , da s U b e r e i n k o m m e n von 1958 über 
die D i s k r i m i n i e r u n g in Beschäftigung u n d Beruf u n d d ie 
U b e r e i n k o m m e n , welche V e r f a h r e n zu r Fes t se t zung von M i n ­
destlöhnen, die Arbe i t sve rmi t t l ung , die Arbe i t saufs ich t u n d 
d e n Schutz d e r W a n d e r a r b e i t e r betreffen. A m 30. S e p t e m ­
b e r 1968 w a r e n für alle S t a a t e n insgesamt 3390 Ra t i f ika t ionen 
reg is t r ie r t . Die S t a a t e n in de r E W G h a b e n i m Durchschni t t 
m e h r als 60 Übereinkommen rat i f iz ier t , die Mi tg l i eds t aa t en 
des E u r o p a r a t e s 44-45. 
Von Anfang a n w a r es k la r , daß die n o r m s e t z e n d e Tätigkeit 
der I A O z u r vol len Verwi rk l i chung i h r e r Ziele durch e n t s p r e ­
chende i n t e rna t i ona l e U b e r w a c h u n g s v e r f a h r e n zu ergänzen 
sei. Verschiedene V e r f a h r e n s ind in den v e r g a n g e n e n 50 J a h ­
r e n en twicke l t w o r d e n . Z u m Tei l stützen sie sich auf e ine 
per iodische Routine-Überprüfung d e r Maßnahmen, die die 
S t a a t e n zu r Erfüllung i h r e r Verpf l ich tungen hinsicht l ich de r 
N o r m e n d e r I A O e rg re i f en ; a n d e r e V e r f a h r e n w e r d e n e r s t 
nach E ingang von Beschwerden oder K l a g e n eingelei te t . 
W e n n ein Übereinkommen rat i f iz ier t w o r d e n ist, knüpft die 
regelmäßige Überprüfung a n die Verpf l ich tung d e r Reg ie rung 
an , in Abständen von höchstens zwei J a h r e n de ta i l l i e r te B e ­
r ich te über die Maßnahmen vorzulegen, d ie z u r Ausführung 
se ine r B e s t i m m u n g e n in Gese tzgebung u n d P r a x i s ergr i f fen 
w o r d e n sind. Abschr i f ten d ieser Ber ich te s ind d e n maßge­
b e n d e n A r b e i t g e b e r - u n d Arbeitnehmerverbänden zuzus te l ­
len, d i e ih re r se i t s e igene B e m e r k u n g e n z u r K e n n t n i s d e r 

Aufs ich tsorgane d e r I A O b r i n g e n können. J e d e s J a h r w i r d 
d e r I n t e r n a t i o n a l e n Arbe i t skonfe renz e ine Z u s a m m e n f a s s u n g 
d e r e ingegangenen Ber ich te vorgelegt2 . Die Ber ich te se lbs t 
w e r d e n n a c h e i n a n d e r von e inem Ausschuß unabhängiger 
Sachverständiger u n d e inem dre ig l i edr igen K o n f e r e n z a u s ­
schuß geprüft. De r e r s t e r e - de r Sachverständigenausschuß 
für d ie Durchführung d e r Übereinkommen u n d E m p f e h l u n ­
gen - bes t eh t aus Sachverständigen auf d e n Geb ie t en des 
Arbe i t s rech ts , des i n t e rna t i ona l en Rechts u n d d e r öffent­
lichen V e r w a l t u n g , d ie aus a l len Tei len d e r Wel t h e r a n g e ­
zogen w e r d e n . Die Mi tg l ieder dieses Ausschusses - g e g e n ­
wärtig sind es 19 - w e r d e n in i h r e r persönlichen Eigenschaf t 
als Sachverständige be ru fen u n d v e r t r e t e n w e d e r i h r e R e ­
g i e rung noch i rgendwelche V e r b a n d s - oder a n d e r e I n t e r ­
essen. Der Ausschuß h a t z u r Aufgabe , e in unpar te i i sches , 
fachkundiges Ur t e i l darüber abzugeben , i nwiewe i t Mi tg l i ed ­
s t a a t e n i h r e n Verpf l i ch tungen hinsichtl ich d e r N o r m e n d e r 
I A O nachkommen 3 . D e r Ausschuß stützt sich bei se iner 
Arbe i t auf die A n g a b e n , d ie in d e n Ber ich ten de r R e g i e ­
rungen , in Gese tzes tex ten , Tarifverträgen, Ger ich tsur te i l en , 
amt l ichen Ber ich ten u sw . e n t h a l t e n s ind. Vor k u r z e m h a t d e r 
Ausschuß angereg t , i n Fällen h in re i chend schwerwiegende r 
Dive rgenzen zwischen s taa t l i cher Gese tzgebung u n d P r a x i s 
e inerse i t s u n d e inem ra t i f i z ie r ten U b e r e i n k o m m e n a n d e r e r ­
sei ts möchte die Organ i sa t ion d i r e k t e V e r b i n d u n g mi t d e r 
be t re f fenden R e g i e r u n g au fnehmen , vorausgese tz t , daß diese 
e inwil l igt . Solche K o n t a k t e böten eine Gelegenhei t , de r R e ­
g ie rung d e n S t a n d p u n k t d e r Aufs ich tsorgane zu erläutern 
u n d diesen w i e d e r u m die Auffassung de r Reg i e rung u n d d ie 
besonde re N a t u r d e r au fge t r e t enen Schwier igke i ten i m e i n ­
ze lnen n a h e z u b r i n g e n ; auf diese Weise dürfte w o h l le ich ter 
e ine Lösung d e r in F r a g e s t e h e n d e n Schwie r igke i t en g e ­
funden w e r d e n . 
Auf d ie unpar te i i sche , f achkundige Prüfung d u r c h d e n Sach ­
verständigenausschuß folgt e ine zwei te U n t e r s u c h u n g d e r 
Maßnahmen, die d ie Reg ie rungen zur Erfüllung i h r e r V e r ­
pf l ich tungen hinsicht l ich d e r N o r m e n d e r I A O ergr i f fen 
haben , vo r d e m dre ig l i edr igen Konferenzausschuß für die 
Durchführung d e r Übereinkommen u n d Empfeh lungen 4 . H ie r 
w e r d e n d ie be i d e r A n w e n d u n g de r N o r m e n d e r I A O a u f g e ­
t r e t e n e n Schwier igke i ten u n m i t t e l b a r zwischen d e n be te i l ig ­
t e n G r u p p e n - Reg ie rungen , A r b e i t n e h m e r n u n d A r b e i t ­
g e b e r n - d i sku t i e r t . 
A r b e i t g e b e r - u n d Arbeitnehmerverbände in d e r B u n d e s r e p u ­
bl ik Deu tsch land h a b e n a n diesen U b e r w a c h u n g s v e r f a h r e n 
r e g e n Ante i l g e n o m m e n . In e iner A n z a h l von Fällen h a t d e r 
Deutsche Gewerkscha f t sbund S t e l l u n g n a h m e n zur E i n h a l t u n g 
ra t i f i z ie r te r Übereinkommen in d e r B u n d e s r e p u b l i k a b g e g e ­
ben . Z u m Beispiel h a t e r da rau f h ingewiesen , daß Schwie ­
r igke i t en in d e r Beobach tung des Übereinkommens von 1951 
über die Gleichhei t des En tge l t s als Folge un te rsch ied l icher 
E ins tu fung männlicher u n d weib l icher Arbeitskräfte a u f g e ­
t r e t e n waren 5 . I m Konferenzausschuß gaben von de r B u n d e s ­
r e p u b l i k ra t i f iz ier te Übereinkommen verschiedent l ich Anlaß 
zu Diskuss ionen, an d e n e n V e r t r e t e r d e r Regie rung , d e r A r ­
be i tgebe r u n d d e r A r b e i t n e h m e r d e r B u n d e s r e p u b l i k t e i lge ­
n o m m e n haben , z u m Beispie l hinsicht l ich de r Beschränkun­
gen, die das Seemannsgese tz e inem S e e m a n n aufer legt , de r 
in e inem ausländischen Hafen se ine S te l lung au fgeben möch­
te (und d ie d e r Sachverständigenausschuß als u n v e r e i n b a r 
mi t dem Übereinkommen von 1926 über d e n H e u e r v e r t r a g 
de r Schiffsleute angesehen ha t ) 6 ; oder hinsicht l ich d e r V e r ­
w e i g e r u n g d e r Arbeitslosenunterstützung gegenüber W e r k ­
tätigen, die von e inem Stre ik , an d e m sie nicht t e i lnehmen , 
i n d i r e k t bet roffen w e r d e n (eine P r a x i s , die de r Sachve r ­
ständigenausschuß w e g e n d e r Vorschr i f ten des Übereinkom­
m e n s von 1952 über die M i n d e s t n o r m e n de r Sozialen S icher ­
he i t in F r a g e geste l l t h a t u n d d ie im B u n d e s r a t i m Hinbl ick 
auf no twend ige Änderungen z u r Sprache g e k o m m e n ist)7. 
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Der Erfolg d ieser V e r f a h r e n läßt sich a n d e r Ta t sache e r ­
messen , daß al le in in den le tz ten fünf J a h r e n d e r S a c h v e r ­
ständigenausschuß fast 400 Fälle zur K e n n t n i s g e n o m m e n ha t , 
in d e n e n in A n w e n d u n g ra t i f iz ie r te r Übereinkommen Maß­
n a h m e n z u r B e h e b u n g von Mängeln ergr i f fen w u r d e n , auf die 
d e r Ausschuß zuvor h ingewiesen h a t t e . Z u m Beispie l h a t t e 
d e r Ausschuß festgestel l t , daß in de r B u n d e s r e p u b l i k Deu t sch ­
l and das Vere insgesetz von 1908 d ie Auflösung von V e r e i n i ­
g u n g e n (einschließlich d e r Berufsverbände) durch V e r w a l ­
t u n g s a k t i m Wide r sp ruch zu Ar t ike l 4 des Übereinkommens 
von 1948 über die Vere in igungsf re ihe i t u n d d e n Schutz des 
Vere in igungsrech t s ges ta t te te . I m J a h r e 1965 n a h m d e r 
Ausschuß m i t Bef r ied igung zur K e n n t n i s , daß das n e u e V e r ­
e insgesetz von 1964 e ine Sondervorschr i f t enthält, derzufolge 
gegenüber Vere in igungen , die d e n Schutz dieses Überein­
k o m m e n s d e r I A O genießen, jedwelche Verbotsverfügungen 
ers t w i r k s a m w e r d e n , w e n n das zuständige V e r w a l t u n g s g e ­
r icht i h r e Rechtmäßigkeit bestätigt hat8 . 
Hinsicht l ich d e r n icht ra t i f iz ie r ten Übereinkommen u n d d e r 
E m p f e h l u n g e n k a n n de r V e r w a l t u n g s r a t des I n t e r n a t i o n a l e n 
A r b e i t s a m t s d ie R e g i e r u n g e n auf fordern , über d e n S t a n d de r 
s taa t l ichen Gese tzgebung u n d P r a x i s Ber ich t zu e r s t a t t e n 
u n d näher anzugeben , in we lchem U m f a n g den B e s t i m m u n ­
gen d e r be t r e f f enden N o r m e n en t sp rochen w u r d e oder e n t ­
sprochen w e r d e n soll u n d welche Schwier igke i ten d e r R a t i ­
f iz ierung von Übereinkommen i m Wege s tehen . Solche B e ­
r ich te w e r d e n j edes J a h r für eine ausgewählte G r u p p e von 
N o r m e n angeforder t , die e inen g e r a d e ak tue l l en Gegens t and 
berühren, z u m Beispie l Arbei tsaufs icht , Arbei tszei t , Z w a n g s ­
arbe i t . Diese Ber ich te b i lden die G r u n d l a g e für ein u m f a s s e n ­
des Gu tach t en des Sachverständigenausschusses, d a s auch im 
Konferenzausschuß besprochen wi rd . I n d e m das Sachve r ­
ständigengutachten die A u f m e r k s a m k e i t auf Schwier igke i ten 
bei d e r A n w e n d u n g oder b e d e u t s a m e E n t w i c k l u n g e n seit d e r 
A n n a h m e d e r be t r e f f enden N o r m e n l enk t , k a n n es als A u s ­
g a n g s p u n k t für die F o r m u l i e r u n g n e u e r ode r neugefaßter 

Der langjährige Genera ld i rek tor der In terna t ionalen Arbei tsorgani­
sation David A. Morse. Die IAO ha t ihren Weltsitz in Genf und 
wurde bereits 1919 gegründet. Die Bundesrepubl ik Deutschland ist 
Mitglied dieser UN-Sonderorganisat ion. (Vgl. nebens tehenden Beitrag.) 

I 

Übereinkommen u n d E m p f e h l u n g e n d i enen u n d k a n n auch 
auf d ie No twend igke i t zusätzlicher F o r s c h u n g e n de r I A O 
h inweisen , u m Lösungen für b e s t i m m t e P r o b l e m e zu f inden. 
Außer d e n beschr i ebenen Ver fah ren , d ie regelmäßig a n d ie 
B e r i c h t e r s t a t t u n g d e r R e g i e r u n g e n anknüpfen, g ib t es v e r ­
schiedene Ver fah ren , d ie auf A n t r a g e ingele i te t w e r d e n . Nach 
d e r Ver fassung d e r I A O können A r b e i t n e h m e r - ode r A r b e i t ­
geberverbände a n das I n t e r n a t i o n a l e A r b e i t s a m t Beschwerden 
r ichten , daß i rgende in Mi tg l i eds taa t d ie Beobach tung e ines 
ra t i f iz ie r ten Übereinkommens nicht in be f r i ed igender Weise 
s ichergeste l l t h a b e . De r V e r w a l t u n g s r a t k a n n d ie B e s c h w e r d e 
d e r be t r e f f enden Reg i e rung übermitteln; geh t ke ine E r w i d e ­
r u n g e in oder erschein t die E r w i d e r u n g d e m V e r w a l t u n g s r a t 
n icht befr iedigend, so k a n n e r die Beschwerde u n d gege ­
benenfa l l s d ie A n t w o r t veröffentlichen. D a n e b e n können 
K l a g e n über die m a n g e l h a f t e Befolgung e ines ra t i f i z ie r ten 
Übereinkommens - die z u r E inse t zung e ines U n t e r s u c h u n g s ­
ausschusses durch d e n V e r w a l t u n g s r a t führen können - v o n 
j e d e m a n d e r e n S t a a t e r h o b e n w e r d e n , d e r d a s Überein­
k o m m e n ra t i f iz ier t ha t , sowie v o n De leg ie r t en auf d e r K o n ­
ferenz. D a s gleiche V e r f a h r e n k a n n v o m V e r w a l t u n g s r a t von 
A m t s w e g e n e ingele i te t w e r d e n (ein Schr i t t , d e n e r z u m 
Beispie l u n t e r n e h m e n könnte, w e n n e r d ie in d e r Beschwerde 
eines B e r u f s v e r b a n d e s vo rgeb rach t en T a t s a c h e n a ls b e s o n ­
de r s s chwerwiegend ans ieh t ) . 
Diese be sonde ren V e r f a h r e n s ind verhältnismäßig sel ten in 
A n s p r u c h g e n o m m e n w o r d e n , zweifel los we i l da s Räder­
w e r k d e r Routine-Überprüfung nach a l l geme ine r Ans ich t 
über zulängliche Mit te l z u r B e h e b u n g von Mängeln verfügt9. 
In d e n le tz ten J a h r e n ist i m m e r h i n e ine Beschwerde w e g e n 
m a n g e l h a f t e r Befolgung des Übereinkommens v o n 1947 über 
die Arbe i t saufs ich t vor d e n V e r w a l t u n g s r a t gekommen 1 0 , u n d 
zwei Untersuchungsausschüsse h a b e n A n g a b e n über V e r ­
l e t zungen d e r d ie Z w a n g s a r b e i t be t re f fenden Übereinkom­
m e n nachgeprüft, je e iner für por tug ies i sch-af r ikan ische G e ­
b ie te u n d für Liberia1 1 . Die Untersuchungstätigkeit des e r -
s t e r e n d ieser Ausschüsse d e h n t e sich auf E r m i t t l u n g e n a n 
O r t u n d Ste l le in Angola u n d M o z a m b i q u e aus . I n be iden 
Fällen sind d ie von d e n Untersuchungsausschüssen f o r m u ­
l i e r t en E m p f e h l u n g e n von d e n be t rof fenen Reg ie rungen a n ­
g e n o m m e n worden , u n d b e s t i m m t e Maßnahmen sind z u r 
B e h e b u n g von Mängeln in d e r A n w e n d u n g de r f ragl ichen 
Übereinkommen ergr i f fen w o r d e n . Die w e i t e r e Erfüllung d e r 
bei d e n ve r sch iedenen V e r f a h r e n h e r a u s g e k o m m e n e n E m p ­
feh lungen w i r d gegenwärtig v o m Sachverständigenausschuß 
u n d v o m Konferenzausschuß für die Durchführung d e r Über­
e i n k o m m e n u n d E m p f e h l u n g e n verfolgt . 
E ine w e i t e r e V e r f a h r e n s a r t ist für die U n t e r s u c h u n g solcher 
K l a g e n e inger ich te t w o r d e n , d ie sich auf Ve r l e t zungen g e ­
werkschaf t l icher Rechte bez iehen. Dieses V e r f a h r e n we i s t 
d ie Besonde rhe i t auf, daß es selbst im Hinbl ick auf S t a a t e n 
e ingele i te t w e r d e n k a n n , d ie die m i t Vere in igungsf re ihe i t 
befaßten Übereinkommen nicht ra t i f iz ier t h a b e n . K l a g e n 
k o m m e n in e r s t e r In s t anz vor e inen b e s o n d e r e n Ausschuß 
des V e r w a l t u n g s r a t e s , d e n Ausschuß für Vere in igungsf re ihe i t . 
Mit E inwi l l igung de r be t rof fenen Reg i e rung können sie auch 
a n e inen U n t e r s u c h u n g s - u n d Schlichtungsausschuß in Sachen 
d e r Vere in igungsf re ihe i t ve rwiesen werden 1 2 . B is je tz t s ind 
ungefähr 550 Fälle v o r d e n Ausschuß des V e r w a l t u n g s r a t s 
gekommen , d ie sich von K l a g e n über u n a n g e m e s s e n e E i n ­
griffe des Gese tzgebers in die F re ihe i t d e r Gründung v o n 
Gewerkschaf ten u n d in i h r e Hand lungs f re ihe i t bis zu K l a g e n 
über Ver l e t zungen d e r Bürgerrechte ers t reck ten , d ie e inze lne 
Gewerkschaf t l e r an de r Ausübung i h r e r n o r m a l e n F u n k t i o n e n 
h inder ten 1 3 . D e r U n t e r s u c h u n g s - u n d Schlichtungsausschuß 
h a t b i she r zwei Fälle un te r such t . I n e inem d ieser Fälle, d e r 
J a p a n betraf, h a t d e r Ausschuß nach V e r h a n d l u n g e n , d ie 
B e r a t u n g e n mi t den Bete i l ig ten in J a p a n se lbs t e inbezogen, 
umfas sende E m p f e h l u n g e n z u r E n t w i c k l u n g d e r Bez iehungen 
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zwischen d e n Soz i a lpa r t ne rn auf d e m öffentlichen Sek to r v o r ­
gelegt». 
Mi t Hilfe d e r ve r sch iedenen oben besch r i ebenen V e r f a h r e n 
sucht die I A O die A r t u n d Weise, in d e r i h r e N o r m e n v e r ­
wi rk l i ch t w e r d e n , u n t e r d a u e r n d e r Aufsicht zu h a l t e n u n d 
Mi t t e l bere i tzus te l len , u m Schwier igke i ten u n d Gegensätze, 
die in d iesem Z u s a m m e n h a n g au f t r e t en können, näher zu 
u n t e r s u c h e n u n d zu überbrücken. Der Erfolg d ieser Maßnah­
m e n hängt letzt l ich von d e r Bere i t schaf t d e r Reg i e rung ab , 
sich d ie Bemühungen d e r Organ i sa t ion u m die ständige V e r ­
bes se rung d e r L e b e n s - u n d A r b e i t s b e d i n g u n g e n zu e igen zu 
machen . Die N o r m e n u n d Überwachungsverfahren d e r I A O 
e r l a n g e n ges te iger te B e d e u t u n g im Hinbl ick auf d ie jen igen 
Menschenrech te , d ie nicht als sub jek t ive Rechte ausges ta l t e t 
s ind, welche von s taa t l ichen In s t anzen z u g u n s t e n ind iv idue l le r 
Anspruchsbe rech t ig t e r durchgese tz t w e r d e n könnten, sonde rn 
d e r s taa t l ichen Pol i t ik a l lgemeine re Ziele au fgeben (wie zum 
Beispie l da s Recht auf A r b e i t oder das Recht auf Soziale 
Sicherhei t ) . Bei solchen »programmatischen« Rech ten m a g die 
Pfl icht z u r i n t e r n a t i o n a l e n Rechnungs l egung für viele Län­
d e r d ie einzige Gelegenhe i t dars te l len , u m die s taa t l ichen 
Bemühungen u n d Er rungenscha f t en sys temat i sch auf i h r e n 
W e r t zu prüfen u n d zu vergle ichen. 
F o r m u l i e r u n g u n d I n k r a f t s e t z u n g i n t e r n a t i o n a l e r A r b e i t s ­
n o r m e n s te l len somit Hilfe u n d A n s p o r n für die na t iona l e 
En twick lung da r . Die Tätigkeit d e r Organ i sa t ion auf d iesem 
Gebie t ergänzt sich u n d ist verf lochten m i t i h r en a n d e r e n 
Wirkungsmöglichkeiten - technische Hilfe, B i ldungsa rbe i t u n d 
Forschung. Die technische Z u s a m m e n a r b e i t auf den Geb ie ten 
d e r Arbe i t sgese tzgebung , d e r Sozialen Sicherhei t , d e r A r b e i t s ­
v e r w a l t u n g , d e r Erschließung von Arbeitskräften u n d de r 
übrigen Bereiche d e r A r b e i t s - u n d Sozialpol i t ik trägt das i h r e 
d a z u bei , u m die A n w e n d u n g von Übereinkommen u n d E m p ­
feh lungen zu fördern. U m g e k e h r t geben d ie von de r I n t e r ­
na t iona len Arbe i t skonfe renz fo rmul i e r t en N o r m e n j e n e n p r a k ­
t i schen Tätigkeiten d e r Organ i sa t ion A n r e g u n g u n d O r i e n ­
t i e rung . A u s de r B i ldungsa rbe i t d e r I A O m a g h ie r auf zwei 
P r o g r a m m e h ingewiesen w e r d e n , d i e d ie Förderung g r u n d ­
legender Menschenrech te u n m i t t e l b a r berühren. Das A r b e i t e r ­
b i l d u n g s p r o g r a m m s t r eb t die k o n k r e t e Ve rwi rk l i chung von 
Vere in igungsf re ihe i t an , i n d e m es die En twick lung von G e ­
werkscha f t en fördert, d ie in d e r L a g e sind, die In t e r e s sen 
i h r e r Mi tg l ieder w a h r z u n e h m e n u n d bei d e r F o r m u l i e r u n g 
u n d Ausführung v o n Soz ia l - u n d Wir tschaf tspol i t ik m i t z u ­
w i r k e n . E in a n d e r e s P r o g r a m m betr iff t d ie Förderung d e r 
Chancengle ichhe i t u n d d e r G le i chbehand lung in Beschäfti­
g u n g u n d Beruf ; h i e r h a b e n die N o r m e n d e r gegen d ie 
D i s k r i m i n i e r u n g ger ich te ten Übereinkommen u n d E m p f e h ­
l u n g e n d e r I A O in e inem P r o g r a m m von S tud ien , F o r s c h u n ­
gen, Veröffentlichungen u n d Zusammenkünften prak t i sche 
E n t f a l t u n g gefunden. Dieses P r o g r a m m sucht da s Bewußtsein 
zu ve rb re i t en , daß posi t ive Maßnahmen nötig sind, n icht n u r 
u m Vorur te i l e zu bekämpfen, sonde rn auch u m die m a n n i g ­
fachen ob jek t iven B e d i n g u n g e n aus d e r Wel t zu schaffen, 
d ie - häufig als Fo lgeersche inung früherer Di sk r imin i e rung 
- Ungle ichhe i ten zwischen ve r sch iedenen Bevölkerungsgrup­
p e n zu ve rewigen d rohen . Es sucht auch die ve rsch iedenen 
Wege aufzuzeigen, auf d e n e n Chancengle ichhe i t u n d Gleich­
b e h a n d l u n g gefördert w o r d e n s ind u n d gefördert w e r d e n 
können15. 
I n d i r e k t e m Wide r sp ruch z u m Gle ichhe i t sgrundsa tz u n d zu 
den Bemühungen der I A O u m seine Verwi rk l i chung in B e ­
schäftigung u n d Beruf s t eh t d ie Pol i t ik d e r A p a r t h e i d , d ie 
von d e r Reg ie rung d e r Repub l ik Südafrika verfolgt wi rd . 
Die I n t e r n a t i o n a l e Arbe i t skonferenz , d ie d iese Pol i t ik schon 
früher ve ru r t e i l t ha t t e , gab im J a h r e 1964 e ine Erklärung 
z u r A p a r t h e i d a b u n d s te l l te e in P r o g r a m m zu i h r e r T i lgung 
a u s d e m Arbe i t s l eben auf. Diese D o k u m e n t e e n t h a l t e n d e ­
ta i l l i e r te Vorschläge für Änderungen d e r Gese tzgebung , die 

z u r Abschaffung d e r A p a r t h e i d erforder l ich sind16 . De r G e n e ­
r a l d i r e k t o r des I n t e r n a t i o n a l e n A r b e i t s a m t e s h a t s e i tdem 
jedes J a h r d e r Konfe renz e inen Ber ich t über die En twick lung 
d e r L a g e in Südafrika vorgelegt . E r h a t d i e A u f m e r k s a m ­
kei t auf die Gefährlichkeit d e r A p a r t h e i d u n d auf i h r e i n n e ­
r e n Widersprüche gelenkt , auf die N o t w e n d i g k e i t g r u n d l e g e n ­
d e r Änderungen u n d auf d ie H a u p t e l e m e n t e e iner n e u e n 
Sozia l - u n d Arbe i t spol i t ik , die H a n d in H a n d m i t j e d e m V e r ­
such gehen müßte, e in S y s t e m rass ischer D i s k r i m i n i e r u n g 
u n t e r Unterdrückung durch e ine auf Rassengle ichhe i t gegrün­
dete Gesellschaft abzulösen. Bishe r h a t die südafrikanische 
Reg ie rung vor de r w e i t e r e n Verschärfung des S y s t e m s de r 
A p a r t h e i d nicht zurückgeschreckt. Gleichviel muß angesichts 
de r g r u n d l e g e n d e n s i t t l ichen En t sche idung , d ie auf d e m Spiel 
s teht , u n d i m Hinbl ick auf d ie Gefahr , d ie d ie S p a n n u n g e n 
in Südafrika für die fr iedl ichen Bez i ehungen d e r Ras sen auf 
d e r ganzen Wel t beschwören, die Abschaffung d e r A p a r t h e i d 
e ine H a u p t s o r g e de r g e s a m t e n Völkergemeinschaft ble iben. 
Die I A O h a t es zum Ziel i h r e r Bemühungen gemacht , i n n e r ­
h a l b sowohl als außerhalb Südafrikas das Bewußtsein w a c h ­
zuha l t en , daß die Verhältnisse geändert w e r d e n müssen 
u n d geändert w e r d e n können. 
A m P r o b l e m d e r A p a r t h e i d b e w a h r h e i t e t sich d ie a l lgemeine 
E r f a h r u n g , daß d e r K a m p f u m die Menschenrech te von k e i ­
n e r Organ i sa t ion al le in geführt w e r d e n k a n n . W e n n w i r a u s 
h is tor ischen Gründen, als D e n k m o d e l l u n d bei d e r Suche 
nach Wirkungsmöglichkeiten versch iedene Ka tego r i en v o n 
G r u n d r e c h t e n un t e r sche iden - bürgerliche, staatsbürgerliche, 
wirtschaft l iche, soziale, k u l t u r e l l e - , so b le ib t doch d ie T a t ­
sache bes tehen , daß das im Begriff de r Menschenrech te v e r ­
körperte Lei tb i ld d e r Menschenwürde u n t e i l b a r ist. Die A r ­
be i t de r I A O auf d e m Gebie t d e r Menschenrech te i n n e r h a l b 
ihres Zuständigkeitsbereiches re ih t sich so in die Bemühun­
gen d e r ganzen Völkergemeinschaft ein. Enge Z u s a m m e n a r ­
be i t v e r b i n d e t die I A O mi t a n d e r e n Organisa t ionen , d ie auf 
d iesem Gebie t tätig sind, i n sbesonde re mi t d e n V e r e i n t e n 
Nat ionen , de r U N E S C O u n d , auf de r reg iona len E b e n e , m i t 
d e m E u r o p a r a t . Die I A O w i r d aufgerufen w e r d e n , sich i m 
R a h m e n ih r e r sachl ichen Zuständigkeit maßgeblich a n d e n 
V o r k e h r u n g e n z u r V e r w i r k l i c h u n g d e r W e l t p a k t e über die 
Menschenrech te zu bete i l igen, die d ie G e n e r a l v e r s a m m l u n g 
de r Ve re in t en N a t i o n e n i m Dezember 1966 a n g e n o m m e n h a t . 
Die I A O h a t bei d e n V o r a r b e i t e n zu r Europäischen Sozia l ­
cha r t a m i t g e w i r k t , die 1961 in T u r i n un te rze ichne t w u r d e ; 
seit d e m I n k r a f t t r e t e n d e r C h a r t a i m J a h r e 1965 n i m m t d ie 
I A O ebenfal ls a n d e n V o r k e h r u n g e n zur Überwachung i h r e r 
E i n h a l t u n g teil17. 
Anläßlich des I n t e r n a t i o n a l e n J a h r e s de r Menschenrech te h a t 
die I n t e r n a t i o n a l e Arbe i t skonfe renz im J u n i 1968 Rückschau 
über die Tätigkeit d e r I A O auf dem Gebie t d e r M e n s c h e n ­
rech te geha l ten , i n sbesonde re u m die L e i t g e d a n k e n künftiger 
Bemühungen herauszuarbe i t en 1 8 . I n e iner u m f a s s e n d e n E n t ­
schließung zu d iesem T h e m a h a t sich die Konfe renz (un te r 
a n d e r e m ) dafür ausgesprochen , Forschung, Öffentlichkeits­
arbei t , P r o j e k t e technischer Z u s a m m e n a r b e i t , b e r a t e n d e M i s ­
s ionen u n d n o r m s e t z e n d e Tätigkeiten zu e i n e m s innvol l a b ­
g e s t i m m t e n M e n s c h e n r e c h t s p r o g r a m m zu koord in i e ren , d ie 
V o r k e h r u n g e n d e r I A O zum Schutze d e r Menschenrech te 
u n d insbesondere d e r Vere in igungsf re ihe i t zu verstärken u n d 
d ie A n n a h m e w e i t e r e r N o r m e n im Zeichen d e r M e n s c h e n ­
rech te zu erwägen, nament l i ch auf d e n G e b i e t e n d e r V e r ­
e in igungsfre ihei t , d e r E r h a l t u n g u n d S iche rung des E i n k o m ­
mens , des Schutzes älterer Arbeitskräfte u n d d e r Gle ich­
b e h a n d l u n g d e r Wandera rbe i t e r 1 8 . I n se ine r S t e l l u n g n a h m e 
z u r Konfe renzdeba t t e kündigte d e r G e n e r a l d i r e k t o r des I n t e r ­
n a t i o n a l e n A r b e i t s a m t e s se ine Absich t an , d e m V e r w a l t u n g s ­
r a t Vorschläge für e in s t ra f fe r koord in i e r t e s A k t i o n s p r o ­
g r a m m auf d e m Gebie t d e r Menschenrech te vorzulegen . E r 
b e k a n n t e sich mi t Nachdruck z u r V e r a n t w o r t u n g de r IAO, 
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Wege zu weisen , u m die F o r d e r u n g e n des ma te r i e l l en F o r t ­
schr i t t s mi t d e m Menschenrech t auf e in L e b e n in Fre ihe i t , 
S icherhei t u n d Würde zu v e r e i n b a r e n , u n d wies d a r a u f hin , 
daß die Tätigkeit de r I A O u n t e r d e m Ges i ch t spunk t gep l an t 
u n d g e w e r t e t w e r d e n müsse, inwiewe i t sie d a z u beiträgt, j e ­
d e r m a n n ein ausgefüllteres, besseres , re icheres u n d f re ieres 
L e b e n zu ermöglichen. I n d iesem Z u s a m m e n h a n g w i d m e t e 
e r verstärkte Maßnahmen z u r Bese i t igung von D i s k r i m i n i e ­
r u n g u n d Ungle ichhei t b e s o n d e r e Beachtung 2 0 . 
Die I A O v e r k e n n t n icht d ie Schwier igke i ten u n d Hindern i s se , 
d ie überwunden w e r d e n müssen, u m überall e ine wi rk l i che 
u n d d a u e r h a f t e A c h t u n g vor Menschenrech t u n d Menschen ­
würde zu er re ichen . I n se iner R e d e v o r d e r Konfe renz h a t 
d e r G e n e r a l d i r e k t o r b e s t e h e n d e G e f a h r e n u n d Enttäuschun­
g e n deut l ich s ich tbar gemacht , als e r von d e n Beisp ie len von 
»Zynismus u n d Gefühllosigkeit des Menschen gegenüber se i ­
n e m Nächsten« sprach, d e r e n Zeugen w i r während dieses 
I n t e r n a t i o n a l e n J a h r e s d e r Menschenrech te g e w o r d e n w a r e n , 
u n d von d e r Gewal t , d e m Haß, d e n Voru r t e i l en u n d de r ge i ­
s t igen In to le ranz , d ie in ve r sch iedenen Tei len d e r Wel t frü­
h e r e E r rungenscha f t en d e r Menschhe i t rückgängig zu m a c h e n 
d roh te . B e g a n g e n e Ve r l e t zungen d e r Menschenrech te m i n d e r n 
in k e i n e r Weise d ie Gültigkeit des Menschenrech t s idea l s oder 
d e r Bemühungen u m seine Verwi rk l i chung , d ie in d iesem 
A r t i k e l beschr ieben w o r d e n s ind. I m Gegente i l d i enen sie d e r 
E r k e n n t n i s , w ie w e n i g sich d ie A c h t u n g vor d e n M e n s c h e n ­
rech ten v o n d e r Bemühung u m d e n F r i e d e n t r e n n e n läßt, 
u n d w i e s e h r in u n s e r e r zusammengerückten Wel t e in jeder , 
m e h r d e n n je , V e r a n t w o r t u n g a ls se ines B r u d e r s Hüter auf 
sich n e h m e n muß. 
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Das UN-Übereinkommen ober die Staatsangehörigkeit verheirateter Frauen 

i 
Die Ve re in t en N a t i o n e n h a b e n auf d e m Gebie te d e r S t a a t s ­
angehörigkeit b i she r zwei Übereinkommen verabsch iede t : 
1. Das Übereinkommen über die Staatsangehörigkeit v e r h e i ­

r a t e t e r F r a u e n (Convent ion on t h e Na t iona l i t y of M a r r i e d 
Women) v o m 29. 1. 1957; 

2. da s Übereinkommen über die V e r m i n d e r u n g d e r S t a a t e n ­
losigkeit (Convent ion on t h e Reduc t ion of Sta te lessness) 
v o m 30. 8. 1961. 

Von a k t u e l l e r B e d e u t u n g is t in Deu t sch land b e s o n d e r s da s 
e r s t g e n a n n t e Übereinkommen, da d ie B u n d e s r e g i e r u n g b e a b ­
sichtigt, es noch in d ie sem J a h r e d e n Gesetzgebungskörper­
schaften z u r Z u s t i m m u n g nach Ar t . 59 Abs . 2 des G r u n d ­
gesetzes vorzu legen . 

I I 
Bis z u m E n d e des 19. J a h r h u n d e r t s b e s t i m m t e d ie Gese t z ­
gebung fast a l l e r S t a a t e n d e r Wel t , daß die F r a u i m Fa l l e 
i h r e r V e r h e i r a t u n g d ie Staatsangehörigkeit des M a n n e s e r ­
w a r b u n d i h r e e igene ver lo r . G r u n d l a g e d ieser Rege lung 
w a r e n d ie Rech t s t e l lung des M a n n e s a ls F a m i l i e n o b e r h a u p t , 
d e r G e d a n k e , d ie Fami l i engemeinschaf t du rch e ine g e m e i n ­
s a m e Staatsangehörigkeit zu stützen, u n d d e r a l lgemeine 
Wunsch, möglichst einfache u n d konf l ik t lose Staatsangehö­
rigkeitsverhältnisse zu schaffen. D e r Staatsangehörigkeits­
wechsel d e r F r a u vollzog sich k r a f t Gesetzes , a lso o h n e e ine 
d a r a u f ger ich te te Willenserklärung d e r F r a u , a b e r auch o h n e 
d ie Möglichkeit d e r be te i l ig ten S t aa t en , e i n e n i m Einzelfa l le 
unerwünschten Staatsangehörigkeitswechsel zu v e r h i n d e r n . 
P a r a l l e l d a m i t g ingen gesetzl iche B e s t i m m u n g e n , nach d e n e n 
d ie v e r h e i r a t e t e F r a u d e m M a n n e in d e r Staatsangehörigkeit 
auch d a n n folgte, w e n n d ieser nach d e r Eheschließung eine 
n e u e Staatsangehörigkeit e r w a r b . 
Von d e r J a h r h u n d e r t w e n d e ab erschien d ie t r ad i t i one l l e R e ­
ge lung d e m w a c h s e n d e n l i be ra l en u n d demokra t i s chen B e ­
wußtsein d e r Zei t i m m e r fragwürdiger u n d anfech tbare r . M a n 
e m p f a n d sie a ls Beeinträchtigung d e r F r e i h e i t s - u n d Gle ich­
h e i t s g e d a n k e n in bezug auf d ie F r a u . A b e r d ie Gese tzgebung 
d e r S t a a t e n folgte d e n n e u e n A n s c h a u u n g e n n u r l angsam. 
Die e r s t e n D u r c h b r e c h u n g e n des n e u e n S y s t e m s ga l t en 
lediglich d e m Ziele, d ie v e r h e i r a t e t e n F r a u e n v o r S t a a t e n ­
losigkei t zu b e w a h r e n . I n d e n J a h r e n zwischen 1910 u n d 1930 
b e g a n n m a n d a n n in e inze lnen S t a a t e n auch d e m G e d a n k e n 
e iner selbständigen Staatsangehörigkeit d e r F r a u gewisse 
Konzess ionen zu machen , die U S A e r h o b e n i h n 1922 ganz 
z u m Pr inz ip . Die überwiegende M e h r h e i t d e r S t a a t e n jedoch 
hie l t a n d e r Abhängigkeit von d e r Mannesstaatsangehörigkeit 
fest. 
Ähnlich zögernd verl ief d ie E n t w i c k l u n g auf d e m Geb ie te d e r 
i n t e r n a t i o n a l e n V e r t r a g s p r a x i s . Die F r i e d e n s - u n d M i n d e r ­
heitsverträge z u r B e e n d i g u n g des E r s t e n Wel tk r i eges g ingen 
noch ganz von d e n t r ad i t ione l l en Grundsätzen aus . Auch 
das auf V e r a n l a s s u n g des Völkerbundes geschlossene H a a g e r 
A b k o m m e n über i n t e r n a t i o n a l e Staatsangehörigkeitsfragen 
v o m 12. 4. 1930 s teckte sich n u r beg renz t e Ziele. Se in H a u p t ­
a u g e n m e r k w a r d a r a u f ger ichtet , S taa ten los igke i t u n d D o p ­
pe l s t aa t igke i t a ls Folge abwe ichende r S t aa t engese t zgebung zu 
v e r m e i d e n . I m m e r h i n w u r d e ein Schr i t t in d ie R ich tung e ine r 
selbständigen Staatsangehörigkeit d e r F r a u g e t a n : be i E i n ­
bürgerung des E h e m a n n e s in e inen a n d e r e n S t a a t s v e r b a n d 
sol l te d ie F r a u n u r mi t i h r e r Z u s t i m m u n g folgen (Art . 10). 
D a s H a a g e r A b k o m m e n is t b i s h e r jedoch n u r v o n e iner k l e i ­
n e n Zah l v o n S t a a t e n ra t i f iz ier t w o r d e n , so daß se ine B e d e u ­
t u n g ge r ing gebl ieben ist . Deu t sch land u n d d ie me i s t en e u r o -
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päischen S t a a t e n h a b e n d a s A b k o m m e n un te rze ichne t , a b e r 
n icht ra t i f iz ier t . 
E i n e n vo l len Durchbruch d e r selbständigen Staatsangehörig­
kei t d e r F r a u e r b r a c h t e d a n n d ie v o n d e r P a n a m e r i k a n i s c h e n 
U n i o n beschlossene M o n t e v i d e o - K o n v e n t i o n v o m 26. 12. 1933. 
Doch g ing i h r Wi rkungsbe re i ch nicht über die a m e r i k a n i s c h e n 
E rd t e i l e h i n a u s , u n d se lbs t h i e r b l ieb d e r n e u e Rech t s zus t and 
lückenhaft. 
P r a k t i s c h ga l t en n u n in d e r Staatsangehörigkeitsgesetzgebung 
d e r Wel t mi t A b w a n d l u n g e n fo lgende d r e i S y s t e m e : 
1. Das t rad i t ione l l e S y s t e m d e r au toma t i s chen Abhängigkeit 

d e r Staatsangehörigkeit d e r F r a u von d e r des M a n n e s ; 
2. d a s modi f i z ie r t - t r ad i t ione l l e Sys tem, nach d e m die F r a u 

d e r Staatsangehörigkeit des M a n n e s folgt, w e n n dies i m 
Hinbl ick auf d ie ausländische Gese tzgebung z u r V e r m e i ­
d u n g v o n S taa ten los igke i t u n d Doppe l s t aa t igke i t gebo ten 
schein t ; 

3. da s S y s t e m d e r selbständigen Staatsangehörigkeit d e r 
F r a u . 

I I I 
Nach E n d e des Z w e i t e n Wel tk r i eges h a t t e d ie E n t w i c k l u n g 
e i n e n n e u e n Anlauf g e n o m m e n , a ls sich d ie Ve re in t en N a t i ­
onen d e n P r o b l e m e n d e r Staatsangehörigkeit d e r F r a u z u ­
w a n d t e n . Die V e r e i n t e n N a t i o n e n w a r e n schon du rch i h r e 
C h a r t a - Ar t . 1 Abs . 3, 55 u n d 56: Förderung d e r M e n s c h e n ­
rech te u n d G r u n d f r e i h e i t e n o h n e Rücksicht auf G e ­
schlecht - in d e r Sache engag ie r t . D ie eigent l iche I n i ­
t i a t i ve ging v o n d e r K o m m i s s i o n über die Rechtss te l lung d e r 
F r a u (Commiss ion on t h e S t a t u s of Women) aus , d ie sich ganz 
a l lgemein m i t e ine r Förderung d e r F r a u e n r e c h t e auf po l i t i ­
schem, wir tschaf t l ichem, sozialem, z ivi l recht l ichem u n d k u l ­
t u r e l l e m Geb ie te befaßte u n d be re i t s 1949 d e m W i r t s c h a f t s ­
u n d Sozia l ra t d e n E n t w u r f e ines A b k o m m e n s über d ie 
Staatsangehörigkeit d e r F r a u z u r w e i t e r e n B e h a n d l u n g v o r ­
legte . Die Konzep t ion des E n t w u r f s w a r we i t g e s p a n n t u n d 
zie l te über d ie e igent l iche staatsangehörigkeitsrechtliche) 
Selbständigkeit d e r F r a u h i n a u s auf e ine Bese i t igung j e d e r 
un te rsch ied l ichen B e h a n d l u n g d e r Geschlechter in d e r S t a a t s ­
angehörigkeitsgesetzgebung u n d - p r a x i s . Als d e r G e n e r a l ­
sekretär d e r V e r e i n t e n Na t ionen , d e r beau f t r ag t w o r d e n w a r , 
d ie S t e l l u n g n a h m e d e r Mi tg l i eds t aa t en zu d iesem E n t w u r f 
zu e rmi t t e ln , 1954 d ie A n t w o r t e n vor legte , e r g a b sich jedoch, 
daß d e r E n t w u r f in d ieser s eh r a l lgemeinen F o r m auf w e n i g 
Gegenl iebe stieß. E i n großer Tei l d e r grundsätzlich pos i t iv 
e inges te l l t en S t a a t e n w a r w o h l bere i t , d ie »Diskriminierung< 
d e r F r a u auf staatsangehörigkeitsrechtlichem Gebie t zu b e ­
sei t igen, wol l t e sich a b e r n ich t dazu verpf l ichten, j e d e u n t e r ­
schiedliche B e h a n d l u n g d e r Geschlechter aufzugeben , i n s b e ­
s o n d e r e gewisse p r a k t i s c h bewährte Pr iv i l eg ien d e r F r a u 
b e i m E r w e r b d e r Mannesstaatsangehörigkeit a b z u b a u e n . 
D a m i t w a r k la r , daß n u r e in wen ige r anspruchsvo l l e s A b ­
k o m m e n Aussicht auf A n n a h m e du rch e ine größere A n z a h l 
v o n S t a a t e n h a t t e . 
Die d a r a u f h i n e r n e u e r t e n Entwürfe k o n z e n t r i e r t e n sich m e h r 
u n d m e h r auf da s wicht igs te Anl iegen , nämlich die a u t o m a ­
t ische B i n d u n g d e r Staatsangehörigkeit d e r F r a u a n d ie des 
M a n n e s zu bese i t igen. D e r wesen t l i che I n h a l t des Überein­
k o m m e n s w u r d e n u n m e h r auf d re i P u n k t e r e d u z i e r t : 
1. Eheschließung, Eheauflösung u n d Staatsangehörigkeits­

wechse l des M a n n e s h a b e n k e i n e n au toma t i s chen Einfluß 
auf d ie Staatsangehörigkeit d e r F r a u ; 

2. f re iwil l iger E r w e r b e ine r f r e m d e n Staatsangehörigkeit 
sowie Verzicht auf d ie b i she r ige Staatsangehörigkeit se i -
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t ens des M a n n e s h i n d e r n nicht , daß die F r a u i h r e b i s ­
he r ige Staatsangehörigkeit beibehält; 

3. d ie ausländische E h e f r a u k a n n d ie Staatsangehörigkeit 
ih re s M a n n e s i m W e g e e iner e r l e i ch te r t en Einbürgerung 
e r w e r b e n . 

1955 empfah l d e r Wi r t scha f t s - u n d Soz ia l ra t die n e u e K o n ­
zep t ion d e r G e n e r a l v e r s a m m l u n g d e r V e r e i n t e n Na t ionen . 
Nach e ine r w e i t e r e n Prüfung des E n t w u r f s du rch d e n D r i t t e n 
Hauptausschuß (Ausschuß für Soziale, Humanitäre u n d K u l ­
t u r e l l e F r agen ) ve rabsch iede te die G e n e r a l v e r s a m m l u n g das 
V e r t r a g s w e r k a m 29. 1. 1957 m i t 47 zu 2 S t i m m e n b e i 24 E n t ­
ha l tungen 1 . 

IV 
D a s Übereinkommen über d ie Staatsangehörigkeit v e r h e i ­
r a t e t e r F r a u e n muß als verhältnismäßig speziel le R e g e l u n g 
i m größeren Z u s a m m e n h a n g d e r C h a r t a d e r V e r e i n t e n N a t i o ­
n e n u n d i h r e r Ziele gesehen w e r d e n . 
Se ine H a u p t b a s i s h a t da s Übereinkommen in Ar t ike l 1 Abs . 3 
d e r C h a r t a , d e r als e ines d e r Ziele d e r Ve re in t en N a t i o n e n 
d ie Förderung d e r A c h t u n g d e r Menschenrech te u n d G r u n d ­
f re ihe i ten für j e d e r m a n n o h n e Rücksicht auf Rasse , G e ­
schlecht, Sp rache u n d Rel ig ion bezeichnet . Als e in solches 
G r u n d r e c h t gil t d e r C h a r t a in gewissen G r e n z e n auch das 
Recht auf Staatsangehörigkeit, d a s d a m i t ebenfal ls d e m 
D e m o k r a t i s i e r u n g s - u n d Libe ra l i s i e rungspr inz ip u n t e r s t e l l t 
w o r d e n ist . D a s D e m o k r a t i s i e r u n g s p r i n z i p fo rde r t u . a. e ine 
grundsätzliche Gle ichs te l lung v o n M a n n u n d F r a u i m S t a a t s ­
angehörigkeitsrecht, d a s L ibe ra l i s i e rungspr inz ip e ine genü­
gende Rücksicht auf d e n fre ien Wil len des Be t rof fenen i m 
Staatsangehörigkeitsrecht. E ine schlechthin freie Verfügung 
des Einze lnen über se ine Staatsangehörigkeit is t a u s d e m 
Fre ihe i t sp r inz ip nicht he rzu le i t en , da auch d ie I n t e r e s s e n des 
a n d e r e n P a r t n e r s , des S taa t e s , zu berücksichtigen sind. 
Be iden P r inz ip i en w a r be i d e r t r ad i t i one l l en Rege lung des 
Staatsangehörigkeitsrechts d e r v e r h e i r a t e t e n F r a u nach d e n 
m o d e r n e n A n s c h a u u n g e n nicht aus re ichend R e c h n u n g g e t r a ­
gen. Als Ausfluß des D e m o k r a t i s i e r u n g s - u n d des L i b e r a l i ­
s i e rungspr inz ips de r C h a r t a s t eh t da s Übereinkommen über 
die Staatsangehörigkeit v e r h e i r a t e t e r F r a u e n in e n g e m Z u ­
s a m m e n h a n g u n d g e m e i n s a m e r F r o n t m i t d e m Übereinkom­
m e n d e r Ve re in t en N a t i o n e n über die pol i t ischen Rechte d e r 
F r a u e n v o m 20. 12.1952. 
D a n e b e n h a t da s Übereinkommen auch e ine gewisse G r u n d ­
lage in d e r Al lgeme inen Erklärung d e r Menschenrech te d e r 
V e r e i n t e n Na t ionen v o m 10. 12. 1948. Ar t ike l 15 d e r Erklärung 
s ta tu ie r t , daß j e d e r m a n n das Recht auf e ine Staatsangehörig­
kei t besi tzt , de r e r nicht willkürlich b e r a u b t w e r d e n darf, 
u n d auch e in Rech t auf Staatsangehörigkeitswechsel. D a s 
U b e r e i n k o m m e n über die Staatsangehörigkeit d e r F r a u s t eh t 
m i t d ieser B e s t i m m u n g a l l e rd ings n u r insowei t in Z u s a m m e n ­
h a n g , als es sich u m die V e r m e i d u n g v o n S t aa t en lo s igke i t s -
fällen bemüht. W e n n A r t i k e l 15 d e r A l lgeme inen Erklärung 
in d e n V e r h a n d l u n g e n über die K o n v e n t i o n des öfteren auch 
pr inz ip ie l l bemüht w o r d e n ist, e in Recht d e r F r a u auf s e l b ­
ständige Staatsangehörigkeit is t aus i h m nicht he rzu le i t en . 

V 
I m e inze lnen bes t eh t da s Übereinkommen über die S t a a t s ­
angehörigkeit v e r h e i r a t e t e r F r a u e n n u r a u s d r e i verhältnis­
mäßig k u r z e n A r t i k e l n subs t an t i e l l en C h a r a k t e r s . D e r g e ­
s a m t e Res t des K o n v e n t i o n s t e x t e s enthält lediglich d ie üb­
lichen Vorschr i f ten über Unte rze ichnung , Rat i f ika t ion , I n ­
kra f t t r e t en , Vorbeha l t e , Kündigung u s w . 
Artikel 1 b e s t immt , daß w e d e r die Schließung noch d ie Auf­
lösung e ine r E h e m i t e i nem Ausländer noch ein Wechsel d e r 
Staatsangehörigkeit des männlichen E h e p a r t n e r s e inen a u t o ­
m a t i s c h e n Einfluß auf die Staatsangehörigkeit d e r F r a u h a t . 
De r E r w e r b d e r Staatsangehörigkeit des M a n n e s durch die 
F r a u k a n n infolgedessen grundsätzlich n u r durch Einbürge­
r u n g oder e inse i t ige Willenserklärung erfolgen. E i n Ver lus t 

de r b i sher igen Staatsangehörigkeit d e r F r a u al le in a u s Grün­
d e n i h r e r Eheschließung ist ausgeschlossen. Bei Eheauflösung 
oder Staatsangehörigkeitswechsel des M a n n e s k a n n d ie F r a u 
i h r e Staatsangehörigkeit n u r durch Verzicht ode r e ine son­
st ige Willenserklärung ver l i e ren . Zweck des Ar t ike l s 1 ist es, 
zu gewährleisten, daß eine Änderung d e r Staatsangehörig­
keitsverhältnisse d e r F r a u aus Anlaß d e r g e n a n n t e n Fälle 
nicht o h n e i h r e n Wil len e in t r i t t . De r W o r t l a u t des Ar t ike l s 1 
ble ib t jedoch insofern h i n t e r d ieser Absicht zurück, a l s da s Über­
e i n k o m m e n nicht express i s ve rb i s ve rb ie te t , d e r E h e f r a u a n ­
läßlich b e s t i m m t e r d e r g e n a n n t e n Fälle (Eheauflösung, S t a a t s ­
angehörigkeitswechsel des Mannes ) d ie Staatsangehörigkeit 
durch E inze lak t zu entz iehen . Jedoch is t k l a r , daß e n t s p r e ­
chende Möglichkeiten in d e r s taa t l i chen Gese tzgebung d e m 
Zweck u n d Geis t des Übereinkommens zuwide r l au fen würden. 
I m übrigen schließt Ar t ike l 1 jeden au toma t i s chen Einfluß 
auf die Staatsangehörigkeit d e r E h e f r a u aus , auch d a n n , w e n n 
e r u n t e r d e n Vorbeha l t ges te l l t wi rd , daß die F r a u d e n E r ­
w e r b d e r Mannesstaatsangehörigkeit aussch lagen oder d e n 
Ve r lu s t d e r e igenen du rch Beibehaltungserklärung v e r h i n d e r n 
kann 2 . 
Die B e d e u t u n g des Artikels 2 i s t nicht unp rob lema t i s ch . 
Sicher ist, daß e r die Fälle des Ar t ike l s 1 u m ein ige w e i t e r e 
Tatbestände v o n ge r inge re r p r ak t i s che r B e d e u t u n g ergänzt. 
Die F r a u soll i h r e b i she r ige Staatsangehörigkeit auch d a n n 
beha l t en , w e n n d e r E h e m a n n d ie Staatsangehörigkeit nicht 
wechse l t (Fall des Ar t ike l s 1), s o n d e r n zu se ine r b i she r igen 
e ine w e i t e r e Staatsangehörigkeit freiwil l ig h i n z u e r w i r b t ode r 
auf e ine b i she r ige Staatsangehörigkeit verz ichte t . Darüber 
h i n a u s ist a b e r auch d ie Rechtsfolge a n d e r s fo rmul i e r t a ls in 
A r t i k e l 1. Während d o r t n u r e ine au toma t i sch w i r k e n d e 
Statusänderung ausgeschlossen wi rd , gewährleistet A r t i k e l 2 
d e r F r a u d e n F o r t b e s t a n d i h r e r b i she r igen Staatsangehörig­
kei t , d i e i h r also auch n ich t du rch V e r w a l t u n g s a k t en tzogen 

Die Bundesrepubl ik Deutschland w u r d e am 9. Oktober 1968 Signatar­s taat der beiden Menschenrechtspakte. Das Bild zeigt den deutschen Außenminister bei der Unterzeichnung im Hauptgebäude der UN in New York. Neben ihm der Rechtsberater der Weltorganisat ion C. A. Stavropoulos. (Vgl. S. 205 dieser Ausgabe.) 
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w e r d e n k a n n . Diese Versch iedenhe i t d e r Rechtsfolgen is t 
natürlich w e n i g s innvol l u n d sicher auch n ich t beabsicht ig t . 
D a h e r h a t d e r kuban i sche V e r t r e t e r in d e r Kommiss ion über 
die Rechtss te l lung d e r F r a u e ine über A r t i k e l 1 h i n a u s g e h e n d e 
B e d e u t u n g des Ar t ike l s 2 auch d a r i n gesehen, daß e r a l lge ­
m e i n d a s Rech t d e r F r a u begründet, i h r e n b i she r igen S t a t u s 
be izubeha l ten 3 . 
Artikel 3 i s t da s k o n s e r v a t i v e E l e m e n t des Übereinkommens, 
ein N a c h k l a n g des früher h e r r s c h e n d e n P r inz ip s de r F a m i ­
l iene inhe i t insofern, a ls e r versuch t , w e n i g s t e n s d e n f re iwi l ­
l igen E r w e r b d e r Mannesstaatsangehörigkeit zu fördern. Die 
ausländische E h e f r a u soll d ie Staatsangehörigkeit ih re s M a n ­
n e s i m Wege e ine r ve re in fach ten Einbürgerung ( th rough 
special ly p r iv i leged n a t u r a l i s a t i o n p rocedures ) e r w e r b e n kön­
nen , d. h . u n t e r le ich teren B e d i n g u n g e n als d e r n o r m a l e E i n ­
bürgerungsbewerber. N u r i n diesem S i n n e i s t d ie P r i v i l e ­
gierung«, d e r ausländischen E h e f r a u zu ve r s t ehen , n icht e t w a 
so, daß diese e ine B e v o r z u g u n g gegenüber d e m ausländischen 
E h e m a n n e ine r Staatsangehörigen e r f a h r e n müsse. E in Recht 
auf E r w e r b d e r Mannesstaatsangehörigkeit w i r d jedoch nicht 
gewährt. D e r W o r t l a u t des Ar t ike l s könnte d e n E ind ruck 
e rwecken , als ob h i e r n u r a n verfahrensmäßige E r l e i c h t e r u n ­
gen, z. B. in d e r B e i b r i n g u n g v o n Un te r l agen , in d e r Gebüh­
r e n r e g e l u n g usw. , gedach t se i ; d e r zwei te Ha lbsa t z b e w e i s t 
jedoch, daß die K o n v e n t i o n hauptsächlich ma te r i e l l e Er le ich­
t e rungen , d. h . w e n i g e r s t r enge Einbürgerungsvoraussetzun­
gen, z. B. hinsicht l ich d e r D a u e r des I n l a n d s a u f e n t h a l t e s , i m 

D e r Alte verliert eins der größten Menschenrechte; 

er wird nicht mehr von seinesgleichen beurteilt. 
GOETHE 

Auge ha t , w ie sie in zah l re ichen Staatsangehörigkeitsgesctzen 
e n t h a l t e n u n d woh l a l le in gee igne t sind, d e n Entschluß d e r 
Ausländerin, d ie Staatsangehörigkeit ih re s M a n n e s zu e r ­
w e r b e n , w i r k s a m zu stärken. Nach H a l b s a t z 2 k a n n die V e r ­
l e ihung d e r Staatsangehörigkeit jedoch eingeschränkt w e r d e n 
a u s Gründen d e r s taa t l i chen Sicherhe i t u n d d e r > öffentlichen 
Politik« (engl.: pub l ic pol icy; frz.: o r d r e pub l i c ; span . : i n t e r e s 
publico) . Auch h i e r läßt d e r K o n v e n t i o n s t e x t gewisse Zweife l 
offen. Zunächst is t n ich t völlig k la r , ob d ie g e n a n n t e n E i n ­
schränkungsmöglichkeiten ausschließlichen C h a r a k t e r h a b e n 
sollen, a lso a n d e r e Versagungsgründe d e r ausländischen E h e ­
f rau überhaupt nicht en tgegengeha l t en w e r d e n können, ode r 
d e n S t a a t e n n u r g a r a n t i e r t w e r d e n soll, a u s d iesen Gründen 
die Einbürgerung auf j e d e n Fa l l a b l e h n e n zu können. W a h r ­
scheinlich is t a n e ine ausschließliche G e l t u n g gedacht4 . Nicht 
ganz e indeu t ig ist auch d ie T r a g w e i t e des Begriffs >public 
policy«. Nach d e n a l lgemeinen Grundsätzen über die A u s ­
l egung m u l t i l a t e r a l e r völkerrechtlicher Verträge w i r d m a n 
i h n we i t aus legen müssen, so, daß e r a l le auf d e m Gebie t d e r 
N a t u r a l i s i e r u n g maßgeblichen S t a a t s i n t e r e s s e n umfaßt, v o r 
a l l em die >Grundsätze d e r Einbürgerungspolitik«, von d e n e n 
sich d ie Behörden in a l l en Ländern d e r E r d e le i ten lassen. 
N u r auf d e r G r u n d l a g e e ine r solchen w e i t e n Aus l egung ist 
auch d ie vorbeha l t l o se Ra t i f i z ie rung des U b e r e i n k o m m e n s 
du rch die k o m m u n i s t i s c h e n S t a a t e n verständlich, die d e n 
s taa t l i chen B e l a n g e n in a l l em d e n u n b e d i n g t e n V o r r a n g vor 
d e n Ind iv idua l i n t e r e s sen d e r Be t rof fenen einräumen8. 
Is t d e m so, d a n n ve r l i e r t auch die oben erwähnte F r a g e nach 
d e m ausschließlichen C h a r a k t e r d e r Einschränkungsmöglich­
k e i t e n des 2. Ha lbsa tzes i h r e p rak t i s che B e d e u t u n g . 
Für die deu t schen Verhältnisse v o n b e s o n d e r e m In t e r e s se is t 
noch d e r Absa tz 2 des Ar t ike l s 3, d e r k la rs te l l t , daß das 
Übereinkommen ke ine Rege lungen ausschließen wil l , nach 

d e n e n d ie ausländische Ehef r au d ie Staatsangehörigkeit ih re s 
M a n n e s »auf A n t r a g k ra f t Gesetzes« e r w e r b e n k a n n , d. h . 
o h n e daß es e ine r z u s t i m m e n d e n Willenserklärung des auf­
n e h m e n d e n S t a a t e s bedarf . D a r u n t e r fällt sinngemäß auch die 
sei t 1957 gültige Rege lung des § 6 des deu t schen Reichs- u n d 
Staatsangehörigkeitsgesetzes, d ie d e r Ausländerin be i E h e ­
schließung m i t e i nem Deu t schen e inen Ansp ruch auf E i n -
bürgerung gewährt, so lange d ie E h e b e s t e h t u n d d e r E h e m a n n 
die deu t sche Staatsangehörigkeit besi tz t . Diese Rege lung w i r d 
also du rch das Übereinkommen nicht in F r a g e gestel l t . 

VI 
A u s d e r Da r s t e l l ung des wesen t l i chen I n h a l t s d e r K o n v e n ­
tion, i n sbesonde re au s d e m zule tz t Gesag ten , e rg ib t sich, 
daß d e r in Deu t sch land ge l t ende Rech t szus t and be re i t s d e n 
B e s t i m m u n g e n des U b e r e i n k o m m e n s über d ie S t a a t s a n g e ­
hörigkeit d e r v e r h e i r a t e t e n F r a u e n en tspr ich t . Die R a t i f i k a ­
t ion des Übereinkommens h a t also für Deu t sch land k e i n e 
u n m i t t e l b a r e n p r a k t i s c h e n Folgen . Veränderungen e r g e b e n 
sich n u r in zweier le i Hins ich t : 
1. Kra f t völkerrechtlicher Verpf l ich tung muß sich n u n m e h r 

auch die künftige deu t sche Gese tzgebung auf d e m Gebie t 
des Staatsangehörigkeitsrechts i n n e r h a l b des v o n d e r 
K o n v e n t i o n gezogenen R a h m e n s h a l t e n ; 

2. e ine Angle ichung d e r Staatsangehörigkeitsgesetzgebung 
des Aus l andes a n d ie K o n v e n t i o n w i r d d ie Zah l d e r K o n ­
fliktfälle, in sbesonde re d e r Fälle von S taa ten los igke i t u n d 
Doppe l s t aa t igke i t v e r h e i r a t e t e r F r a u e n , v e r m i n d e r n . 

I nwiewe i t das l e t z t e re d e r Fa l l ist , hängt d a v o n ab , in w e l ­
chem U m f a n g e das U b e r e i n k o m m e n v o n d e n S t a a t e n r a t i f i ­
z ier t wi rd . Überhaupt b e s t i m m t sich d ie p rak t i sche B e d e u ­
t u n g e ines Übereinkommens wie das über die S t a a t s a n g e ­
hörigkeit v e r h e i r a t e t e r F r a u e n n ich t n u r nach se inem I n h a l t , 
sonde rn wesent l ich auch nach Z a h l u n d Gewicht d e r S t a a t e n , 
die es ra t i f iz ie ren . Infolge m a n g e l n d e r Ra t i f i ka t ionsbe re i t ­
schaft ist schon m a n c h e s i n t e r n a t i o n a l e A b k o m m e n P a p i e r 
gebl ieben. Das Übereinkommen über d ie Staatsangehörigkeit 
v e r h e i r a t e t e r F r a u e n gehört jedoch zu denen , die e ine v e r ­
hältnismäßig große Resonanz in d e r S taa tengemeinscha f t 
ge funden h a b e n . B i she r h a b e n 20 S t a a t e n das Übereinkom­
m e n rat i f iz ier t , für 13 S t a a t e n is t es du rch Be i t r i t t ve rb ind l ich 
g e w o r d e n u n d 4 h a b e n erklärt, daß sie sich als Nachfo lge­
s t a a t e n a n das Übereinkommen g e b u n d e n fühlen. D a s is t für 
A b k o m m e n dieser A r t e ine beacht l iche Zahl . I n E u r o p a h a b e n 
sich a n d a s Übereinkommen Großbritannien, I r l and , a l le 
skand inav i schen S t aa t en , Sowjetrußland, sämtliche Ostb lock­
s t aa ten , J u g o s l a w i e n u n d A l b a n i e n gebunden . E igena r t i g is t 
dagegen d ie Zurückhaltung d e r E W G - S t a a t e n , v o n d e n e n 
b i she r a l le in d ie N i e d e r l a n d e die Verpf l ich tungen d e r K o n ­
ven t ion übernommen h a b e n . Auch Österreich u n d d ie Schweiz 
s ind d e m Übereinkommen noch nicht be ige t re ten , e b e n s o ­
w e n i g Span ien , P o r t u g a l u n d Gr iechenland . Es h a n d e l t sich 
d u r c h g e h e n d u m Länder, die in F r a g e n des F a m i l i e n r e c h t s 
s t a r k von k o n s e r v a t i v e n Vors te l lungen geprägt sind. U n t e r 
d e n außereuropäischen Staa t en , die rat i f iz ier t h a b e n bzw. 
d e m V e r t r a g s w e r k be ige t r e t en sind, v e r d i e n e n v o r a l l em 
Argen t in i en , K a n a d a , A u s t r a l i e n u n d Is rae l Erwähnung, 
während sich d ie Vere in ig ten S t a a t e n b i s h e r s o n d e r b a r e r ­
we i se f e rngeha l t en h a b e n . Die Zurückhaltung, die sich d ie 
O r g a n e d e r Ve re in t en Na t ionen hinsicht l ich des I n h a l t s d e r 
K o n v e n t i o n aufe r leg t haben , h a t sich also ausgezah l t . 
Anmerkungen : 
1 Entschließung der Genera lversammlung über die A n n a h m e des Ver­t rages und Text des Vertrages siehe S. 207 dieser Ausgabe. 
2 Anträge auf Zulassung solcher Regelungen w u r d e n in den Bera­tungen verworfen. Vgl. Convention on the Nat ional i ty of Marr ied Women, UN-Doc. E/CN. 6/389, New York 1962, S. 38 f. 
3 Siehe Anm. 2, aaO, S. 35. 4 Siehe Anm. 2, aaO, S. 43 f. 
5 Siehe Anm. 2, aaO, S. 43: » . . . t he t e rm >public policy« was open to m a n y interpretat ions*. 
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Soziale Wohlfahrt als Teil der Friedenssicherung 
Zur UN-Konferenz der Wohlfahrtsminister 

i 
»Soziale Wohlfahrt< w a r d a s T h e m a e ine r I n t e r n a t i o n a l e n 
Konfe renz d e r V e r e i n t e n Na t ionen , d ie a m Haup t s i t z d e r 
Wel to rgan i sa t ion in N e w Y o r k v o m 3. bis 12. S e p t e m b e r 1968 
s t a t t f and . De lega t ionen aus 87 Ländern n a h m e n tei l , we i t e r e 
8 S t a a t e n h a t t e n Beobach te r en t sand t . I n v ie len Fällen w a r e n 
d ie Resso r tmin i s t e r d ie Le i t e r d e r Delega t ionen . Die B u n d e s ­
r epub l ik Deu t sch land w a r als Vol lmi tgl ied d e r U N - S o n d e r ­
o rgan i sa t ionen w ie üblich eingeladen. D e r deu t schen D e l e ­
ga t ion gehörten u n t e r Führung v o n B u n d e s i n n e n m i n i s t e r 
E r n s t Benda V e r t r e t e r des B u n d e s u n d d e r Länder an . 
Z u m Präsidenten d e r Konfe renz w u r d e d e r Phi l ipp in i sche 
W o h l f a h r t s m i n i s t e r Feliciano gewählt, d e r i m Anschluß a n 
d ie Konfe renz die B u n d e s r e p u b l i k Deu t sch land besuchte . E r 
le i t e te d ie S i t zungen m i t Umsich t u n d großem Geschick. 
Die Konferenz se tz te v ie r Fachkommiss ionen ein. I h n e n fiel 
d i e Aufgabe zu, d i e zugewiesenen S a c h t h e m e n zu erörtern 
u n d vorgesehene Maßnahmen ode r Vorschläge z u r En t sche i ­
d u n g du rch da s P l e n u m vo rzube re i t en . J e d e Delega t ion w a r 
n u r in e inem Ausschuß Mitgl ied. I n d ie übrigen K o m m i s s i o ­
n e n k o n n t e n Beobach te r e n t s a n d t w e r d e n . 
Die T h e m e n d e r Fachausschüsse l a u t e t e n : 
E r s t e Kommiss ion : Soziale W o h l f a h r t u n d na t i ona l e E n t w i c k ­
lung . 
Zwei t e Kommiss ion : Die V e r a n t w o r t u n g d e r Behörden für die 
soziale Wohl fahr t . 
D r i t t e Kommiss ion : Die G e w i n n u n g v o n Arbeitskräften in d e r 
sozialen Wohl fahr t . 
V ie r t e Kommiss ion : Die i n t e rna t i ona l e Z u s a m m e n a r b e i t auf 
d e m Gebie t d e r sozialen Wohl fah r t . 

I I 
U Than t , de r Generalsekretär de r Ve re in t en Na t ionen , e r ­
öffnete die Tagung . E r v e r w i e s auf d ie Resolu t ion 1140 (XLI) 
de s Wir t schaf t s - u n d Sozia l ra t s , derzufolge d ie Konfe renz 
d ie Rol le de r sozialen W o h l f a h r t in d e r n a t i o n a l e n E n t w i c k ­
l u n g mi t folgenden Zie len u n t e r s u c h e n sol l te : 
1. F o r m u l i e r u n g d e r P r inz ip i en für die sozia len W o h l f a h r t s ­

p r o g r a m m e u n d d e r e n Aspek t e für die soziale E n t w i c k l u n g 
auf de r örtlichen E b e n e sowie e ine Ana ly se d e r ve r sch ie ­
denen na t iona len E r f a h r u n g e n ; 

2. Förderung d e r A u s b i l d u n g v o n Arbeitskräften für d ie 
soziale Wohl fah r t ; 

3. A u s a r b e i t u n g von Empfeh lungen , w ie d ie Ve re in t en N a ­
t ionen auf d e m Gebie t d e r sozialen W o h l f a h r t in Zukunf t 
tätig se in sollen. 

Der Generalsekretär zeigte seine Befriedigung darüber, daß die 
Entwicklungsländer und die Industrieländer in gleicher Weise 
auf der Konferenz repräsentiert waren. Die Probleme der sozi­
alen Wohlfahrt seien von weltweiter Bedeutung. 
Intensivere internationale Zusammenarbei t zur Förderung der 
menschlichen Wohlfahrt sei ein eindeutiges Erfordernis und 
müsse, um erfolgreich zu sein, als ein zweigleisiger Prozeß ange­
sehen werden: Die höherentwickelten Länder hätten sicherlich 
zu dieser Zusammenarbeit mit ihren Hilfsquellen und mit ihrer 
Erfahrung einen großen Beitrag zu leisten. Dafür würden sie 
aber großen Nutzen haben aus den neuen Wegen für die soziale 
Wohlfahrt, die in den Länden ausgearbeitet werden. Mit Schrek-
ken sei zu beobachten, wie sich die Kluft zwischen den reichen 
und den armen Ländern in der Welt ständig erweitere. Gemein­
sames Bemühen und wesentliches Ziel aller müsse daher sein, 
diese Kluft zu überbrücken und dieser Welt eine friedlichere, 
blühendere und harmonischere Zukunft zu ermöglichen. 
Von gleich großer Bedeutung sei es auch, auf dieser Konferenz 
einen Weg zu finden, der den Fortschritt in jedem Lande b e ­
schleunige zur Erhöhung der wirtschaftlichen Erträge, des Le ­
bensstandards, aber auch für größere Gerechtigkeit und bessere 
Lebenschancen. 
Die weitreichenden Störungen des gesellschaftlichen Lebens, die 
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die erste industrielle Revolution begleiteten, dürften sich in der 
heutigen Welt in den Entwicklungsländern nicht mehr wieder­
holen und die schnelle technische Entwicklung, die heu te vor sich 
gehe, in keinem Land unerwünschte soziale Auswirkungen haben. 
Die vorhandenen Erfahrungen, die modernen Erkenntnisse, die 
neuen Methoden der Planung machten es möglich, vorbeugende 
Maßnahmen gegen künftige Störungen des gesellschaftlichen 
Lebens als einen Bestandteil und wichtigen Abschnitt in die 
umfassenden Entwicklungspläne einzufügen. 
Dann ging der Generalsekretär auf die Bedeutung ein, die man 
heute den menschlichen Hilfskräften in der Entwicklung beimißt. 
Ihnen bleibe es überlassen, ein ganzes Stück dazu beizutragen, 
die nu r scheinbar widersprüchlichen Voraussetzungen für die 
Verbesserung des menschlichen Wohlbefindens und für das wi r t ­
schaftliche Wachstum miteinander in Einklang zu bringen. Die 
meisten Entwicklungsspezialisten hätten heutzutage erkannt , 
daß der menschliche Faktor das vielleicht wichtigste Element 
eines beständigen wirtschaftlichen Wachstums sei. Die Voll­
versammlung habe ihrer Überzeugung Ausdruck verliehen, daß 
»es notwendig sei, die Maßnahmen für die volle Ausnutzung der 
menschlichen Hilfsquellen zu intensivieren, u m den wirtschaft­
lichen und sozialen Fortschrit t der Entwicklungsländer zu b e ­
schleunigen«. Dazu gehörten Maßnahmen für Gesundheit, Wohl­
fahrt und Sicherheit der Arbei tnehmer wie auch ihre Anpassung 
an die Änderung der Lebens- und Arbeitsbedingungen; die Be­
seitigung der Hindernisse, die der vollen Teilnahme der Frauen 
an der nat ionalen Entwicklung im Wege stehen; die Vorberei tung 
der jungen Generat ion für ein tätiges und sinnerfülltes Leben 
als Erwachsene; die Anleitung, die Energien der Jugend, e in­
schließlich derer, die die Schulen bereits verlassen haben oder 
nicht in Arbeit sind, in Richtung auf konstrukt ive Vorhaben zu 
lenken. Den Tagungstei lnehmern sei bekannt , und ebenso sollte 
es den nat ionalen P lanern bekannt sein, in welch großem Maße 
die Qualität des Familienmilieus das physische Wachstum und 
die Persönlichkeitsbildung von Kindern und Jugendlichen und 
ihre Wirksamkeit als die Erwachsenen von morgen berühre. 
Wörtlich führt U Thant aus: »Die Vollversammlung und der Ra t 
haben betont, daß Entwicklung einen Wechsel einschließt; Wech­
sel auf dem Gebiet der Sozialstruktur und der Insti tution in den 
Lebensgewohnheiten des Volkes, in der Einstellung des einzelnen 
zu seiner Verantwortung gegenüber der Familie und der Gesell­
schaft. Notwendig sind grundlegende soziale Reformen, beispiels­
weise eine gerechte Verteilung des Volkseinkommens sicherzu­
stellen, um altmodische und ungerechte Klassen- und Kasten­
bezeichnungen, aber auch das Latifundienwesen zu beseitigen. 
Ebenso notwendig ist ein Wechsel, möglicherweise in revolu-» 
tionärer Weise, in der Gesinnung jedes einzelnen Individuums, 
ohne den die Anstrengungen zur nat ionalen Entwicklung nicht 
von Erfolg gekrönt werden können. 
Der letzte Punkt der Analyse ist, daß die Entwicklung konzi­
piert durchgeführt werden muß, für das Volk und mit dem Volk. 
Die schönsten nationalen Pläne müssen fehlschlagen, wenn das 
Volk nicht das Gefühl hat, daß es bei ih re r Ausarbeitung nicht 
im innersten beteiligt ist; wenn es nicht das Bewußtsein hat, daß 
es sich um seine Zukunft und um die Zukunft seiner Kinder 
handel t und wenn die schöpferischen Energien aller nicht in 
vollem Umfange für die Durchführung des Planes mobilisiert 
werden. Motivation und Beteiligung sollten für die politischen 
Führer von heute und für die nationalen Planer Leitworte sein. 
In seiner Darstel lung der Sozialpolitik als Entwicklungspolitik 
der Vereinten Nationen machte der Generalsekretär deutlich, 
daß die nationale soziale Wohlfahrt als eine vorrangige Verant ­
wor tung der Regierungen angesehen werden müßte. Die Konzep­
tion, daß wirtschaftliche und soziale Entwicklungen integriert 
werden müßten, sei allgemein angenommen worden und finde 
in zunehmendem Maße ihren Ausdruck in den fortschrittlichen 
Wegen, die bei der Entwicklungspolitik eingeschlagen würden. 
Die ständige Aufmerksamkeit , die die Vereinten Nationen der 
Festlegung eines Konzepts der Entwicklung widmeten, sei ihrem 
Ziele nahe. E r hoffe, die Vollversammlung werde die feierliche 
Erklärung zur sozialen Entwicklung genau 20 J a h r e nach der 
Annahme der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte ver ­
abschieden. Die internationale Gemeinschaft habe dann in diesen 
Erklärungen zwei grundlegende und sich ergänzende Wege ge­
wiesen, auf denen die in der Charta der Vereinten Nationen 
proklamier ten sozialen Ziele erfüllt werden könnten. 
Zum Abschluß sagte U Thant : 
»Zu dieser Zeit, in der diese Konferenz stattfindet, konzentr ier t 
die Internat ionale Gemeinschaft ihre Gedanken auf die Ingang­
setzung der Zweiten Entwicklungsdekade der Vereinten Nationen 
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und sie muster t ihre Hilfsquellen hierfür. Es wäre keine besser 
geeignete Zeit denkbar, zu der Sie überlegen könnten, auf 
welchem Wege die wichtigen Programme, für die Sie veran t ­
wortlich sind, ihren besten Beitrag zu den Vorhaben der nat io­
nalen Entwicklung leisten könnten und wie die internationale 
Hilfe auf dem Gebiet der sozialen Wohlfahrt verstärkt werden 
könnte. Die Probleme der sozialen Wohlfahrt sind allerdings 
zwischen den Entwicklungsländern und den hoch industrialisier­
ten Ländern enorm verschieden und demgemäß sind auch die 
Lösungen unterschiedlich. Es wird keine leichte Aufgabe sein, 
einen gemeinsamen Boden für Ihre Überlegungen zu finden, 
aber die Wohlfahrt der Menschen ist die grundlegende Sorge, 
die Ihnen allen gemeinsam ist. Ich habe das Vertrauen, daß Ihre 
Überlegungen erfolgreich sein werden und daß das Ergebnis 
dieser Konferenz einen bemerkenswer ten Schritt auf dem Wege 
zu sozialem Fortschritt und zum Vorteil der Wohlfahrt der Men­
schen vorwärts darstellt...« 
Diese g r u n d l e g e n d e n Ausführungen des Generalsekretärs 
w u r d e n mi t großer Befr ied igung von a l len T e i l n e h m e r n auf­
g e n o m m e n . S ie erläuterten mi t großer Deut l ichkei t d ie 
P r o b l e m a t i k u n d die Wicht igkei t d e r P r o b l e m e dieser T a g u n g . 

I I I 
Die deu t sche Delega t ion w a r Mitgl ied in d e r K o m m i s s i o n I I ; 
zu d e n S i tzungen d e r übrigen Kommiss ionen h a t t e sie B e o b ­
ach te r en t s and t . 
I n d e n S i tzungen d e r Fachausschüsse ber ich te te e ine Vie lzahl 
v o n De lega t ionen über die Wohlfahrtsverhältnisse i m e igenen 
L a n d . Le ide r l ag d e r H a u p t a k z e n t v ie le r Ber ich te auf d e n 
Dingen , die schon geleis te t w a r e n . Al le R e d n e r begrüßten die 
Ak t ion d e r V e r e i n t e n Na t ionen , e ine solche Konfe renz e i n ­
b e r u f e n zu haben , da i m Aus tausch m i t d e n E r f a h r u n g e n 
a n d e r e r Länder nicht n u r P r o b l e m e s ich tbar gemach t wür­
den, sonde rn auch Lösungen für eigene Sorgen aufgezeigt 
w e r d e n könnten. I m m e r w i e d e r k a m die Sorge d e r E n t w i c k ­
lungsländer z u m Ausdruck , wie seh r sie auf die Hilfe a n d e r e r 
angewiesen seien, abe r auch d e r Wille, b e i m wir tschaf t l ichen 
Aufbau e ines L a n d e s d ie sozialen P r o b l e m e nicht zu über­
sehen. 
Die deu tsche Delega t ion bemühte sich in i h r e n D a r l e g u n g e n 
zu zeigen, daß z w a r viel geschehen sei, daß es a b e r auch in 
Deu t sch land P r o b l e m e gebe, die a l le r A n s t r e n g u n g bei d e r 
Lösung bedürften. Dabe i w u r d e da rau f h ingewiesen , daß al le 
Länder ohne A u s n a h m e auf d e m Gebie t d e r sozialen W o h l ­
f ah r t Entwicklungsländer seien. Auch in d e n indus t r i a l i s i e r ­
t e n Ländern finde e in ständiger Entwicklungsprozeß s ta t t . 
De r G r a d d e r sozialen Sicherhei t u n d d e r sozialen Hilfsmaß­
n a h m e n sei unterschiedl ich, so w ie d ie P r o b l e m e in d e n e in ­
ze lnen Ländern unterschiedl ich seien. Auch d ie h o c h i n d u ­
s t r i a l i s i e r t en Länder stünden oft P r o b l e m e n größter M a n n i g ­
fa l t igkei t gegenüber. Der V e r t r e t e r d e r B u n d e s r e p u b l i k 
führte d a n n w e i t e r a u s : 
»Ich möchte 5 Sektoren erwähnen, die sowohl ein Licht auf den 
sozialen Status als auch auf die anhängigen Probleme in unserem 
Lande werfen. Hierbei verstehe ich den Ausdruck >Soziale Wohl­
fahrt« im weitesten Sinne des Wortes, nämlich als das soziale 
Wohlbefinden des einzelnen und der Gemeinschaft. Für jeder­
mann ist es von großer Wichtigkeit, einen Arbeitsplatz zu haben 
und für seine Arbeit gerecht entlohnt zu werden. Aus diesem 
Grund hat Deutschland sich in den letzten 20 Jah ren mit Erfolg 
bemüht, die Vollbeschäftigung zu erreichen und Arbeitsfrieden 
und Arbeitsschutz zu garant ieren. Für die Zukunft bleibt die 
Aufgabe, die s t rukturel len Veränderungen in der Wirtschaft zu 
berücksichtigen, die durch die Automation und Mechanisierung 
auf den Gebieten der Produktion und der Dienstleistungen als 
auch durch die Einführung von elektronischen Computern und 
durch die Zunahme auf dem Gebiet der Dienstleistungen hervor­
gerufen werden. Dies erfordert die Sicherstellung einer umfas­
senden beruflichen Aus- und Fortbildung als auch in zunehmen­
dem Maße Möglichkeiten zur Umschulung, mit dem Ziele, Schritt 
zu hal ten mit der Notwendigkeit der Mobilität auf dem Arbei ts­
markt . 
Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit erbit ten für eine zweite Auf­
gabe unserer Regierung auf dem Gebiet der sozialen Wohlfahrt. 
Unseres Erachtens wird die soziale Sicherheit der Bevölkerung 
hauptsächlich erreicht durch die Förderung einer gerechten Ver­
teilung von Eigentum und gleichzeitig durch Vermögensbildung 

für einen brei ten Sektor der Bevölkerung. Diese soziale Befrie­
digung wird verstärkt und gefördert durch partnerschaftliche 
Verbindungen im Rahmen der Mitbestimmung der Arbei tnehmer. 
Hier zeigt sich, ob und inwieweit wi r dem Menschen und seinen 
Grundrechten den Vorrang geben vor allen mater iel len und ge ­
schäftlichen Überlegungen. 
Wenn ich das dri t te Stichwort nu r kurz erwähnen darf, dann 
deswegen, weil wi r glauben, daß wir einen Zustand erreicht 
haben, der eine gute Lösung darstellt . Es handel t sich um die 
Sicherung der Grundrisiken des Lebens, nämlich der allgemeinen 
Sozialversicherung, mit den einzelnen Zweigen von Krankhei t , 
Unfall, Invalidität und Alter. 
Neben der Sozialversicherung bleibt es aber immer Aufgabe des 
Staates, die allgemeinen Lebensbedingungen des Menschen zu 
verbessern. Dies gilt für die Förderung des Wohnungsbaues 
ebenso wie für die gesundheitlich-medizinischen Probleme, von 
der Bildung und Erziehung der Jugendlichen und in einem ge­
wissen Rahmen für die Sozialplanung. Neue Aufgaben ents tehen 
in dieser Beziehung auch in unserem Lande, die von den v e r ­
schiedenen Entwicklungsstadien in ländlichen wie auch in städ­
tisch-industriell s t ruktur ier ten Gebieten abhängen. 
Es wird somit unsere Verpflichtung bleiben, die mannigfalt igen 
Hilfsmaßnahmen und Dienste zu verbessern. Wir haben zwar 
vor wenigen Jah ren die gesetzlichen Voraussetzungen geschaffen, 
die jedem Bürger den Rechtsanspruch auf jede erdenkliche Hilfe 
für seine besondere Notlage sichert - wir sehen darin einen 
großen Fortschritt - , aber es bleibt in der täglichen Praxis die 
Aufgabe, die Methoden und Einrichtungen für diese Hilfen zu 
verbessern. Daß wir bei der Durchführung dieser Hilfe den 
freien Kräften einen brei ten Raum einräumen, verstärkt zwar 
die Mannigfaltigkeit, fördert aber zweifelsohne die Aktivität.« 

IV 
Nach Abschluß d e r K o m m i s s i o n s b e r a t u n g e n w u r d e n i h r e B e ­
r ich te i m P l e n u m v o r g e t r a g e n u n d d i sku t i e r t . 
D e r Fachausschuß I s te l l te zu se inem T h e m a >Die soziale 
Woh l fah r t i m R a h m e n d e r n a t i o n a l e n Entwicklung« fest, zu 
den Aufgaben d e r Woh l f ah r t smin i s t e r gehöre, darüber zu 
wachen , daß k e i n e Bevölkerungsgruppe be i d e m V o r g a n g 
d e r E n t w i c k l u n g zurückbleibe oder vernachlässigt w e r d e 
u n d daß n i e m a n d u n t e r schlechteren L e b e n s b e d i n g u n g e n lebe , 
a ls sie d a s Gesetz j e d e r m a n n zubil l ige. I n früheren Ze i t en 
h a b e die soziale Woh l fah r t m e h r e ine h e i l e n d e u n d a b h e l ­
fende Aufgabe gehab t , h e u t e h ingegen v e r l a g e r e sich d a s 
Schwergewich t auf d ie Vorausschau d e r sozialen Verände­
r u n g e n u n d d ie En twick lung von P r o g r a m m e n , d ie ungünstige 
En twick lungen verhüten u n d günstige fördern soll ten. E s 
w u r d e dabe i herausges te l l t , daß in d e n versch iedenen Län­
d e r n u n t e r d e m Begriff >sozialer Sektor« ganz versch iedene 
Betätigungen v e r s t a n d e n w e r d e n , z. B . solche, die U n t e r r i c h t 
u n d Beru f sausb i ldung a n g e h e n oder d ie m i t Arbe i t u n d B e ­
schäftigung zusammenhängen, die sich auf Gesundhe i t u n d 
Ernährung beziehen, auf W o h n u n g u n d R a u m o r d n u n g , auf 
soziale S icherhe i t u n d natürlich auch auf soziale D i e n s t e 
z u m Schutze d e r Fami l ie , d e r Kinde r , d e r J u g e n d ode r v o n 
benachte i l ig ten G r u p p e n . Diese Diens te seien a l le u n t e r e i n ­
a n d e r i r gendwie v e r b u n d e n u n d j e d e r le is te se inen B e i t r a g 
z u m sozialen For t sch r i t t u n d z u r Verbes se rung d e r L e b e n s ­
b e d i n g u n g e n . Es w u r d e b e a n s t a n d e t , daß bei wi r t schaf t l i chen 
P l a n u n g e n die Ziele d e r sozialen En twick lung u n d d ie B e ­
d e u t u n g des menschl ichen F a k t o r s n icht genügend b e a c h t e t 
würden. Bei d e m Wunsche nach e inem a u s g e w o g e n e n V e r ­
hältnis zwischen sozialer u n d wir tschaf t l icher P l a n u n g h a n ­
dele es sich w e n i g e r u m e ine F r a g e d e r sozialen Gerech t igke i t 
gegenüber d e r g e s a m t e n Bevölkerung, als v i e l m e h r u m d ie 
rea l is t i sche E r k e n n t n i s , daß m a n auf diese Weise d ie sozialen 
H inde rn i s s e d e r En twick lung überwinden u n d unerwünschten 
A u s w i r k u n g e n d e r wir tschaf t l ichen E n t w i c k l u n g v o r b e u g e n 
könne. 
Versch iedene Mi tg l ieder des Fachausschusses v e r l a n g t e n e i n ­
dringl ich, daß sys temat ische Fo r schungen auf d e m Geb ie t e 
d e r sozialen Wohl fah r t e ingele i te t würden, u n d z w a r auf 
r eg iona le r w ie auf i n t e rna t i ona l e r E b e n e . Den Versuch, e i n e 
Dringl ichkei tsfolge für die ve r sch iedenen S o z i a l p r o g r a m m e 
aufzuste l len, h a t de r Fachausschuß a u s Ze i tmange l n icht zu 
E n d e führen können. I m m e r h i n w a r m a n sich einig, daß 
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v o r b e u g e n d e n P r o g r a m m e n u n d solchen, d ie e ine große 
B r e i t e n w i r k u n g erzielen, d e r V o r r a n g eingeräumt w e r d e n 
sol l te . P r o g r a m m e für K i n d e r u n d Jugend l i che sol l ten e inen 
g u t e n R a n g e rha l t en , z u m a l sie e ine wicht ige I n v e s t i e r u n g 
für d ie Z u k u n f t en th ie l t en . Erwähnt w u r d e n außerdem die 
P r o g r a m m e , d ie d ie Kräfte d e r F a m i l i e stärken, u n d d i e ­
j en igen , d ie da s E i n k o m e n nicht n u r für d ie ak t i ve Bevölke­
r u n g , s o n d e r n auch für Arbe i t s lose u n d Arbeitsunfähige 
sichern sol l ten. Endl ich w u r d e auch erwähnt, daß der V e r ­
b rauche r schu tz allmählich in m a n c h e n Ländern ein wicht iger 
Bes t and t e i l d e r sozialen W o h l f a h r t g e w o r d e n sei. 

V 
D e r Fachausschuß I I s t a n d u n t e r d e r ausgeze ichneten L e i t u n g 
des Ägypters Y. Darwich. Die Mi tg l ieder des Ausschusses 
s t i m m t e n d a r i n überein, daß die V e r a n t w o r t u n g dafür, daß 
die jen igen sozialen Diens t e verfügbar seien, die d ie Bevöl­
k e r u n g benötige, letzt l ich be i d e r Reg i e rung l iege. Be i de r 
U n t e r s u c h u n g d e r F r a g e , we lche Rol le die Behörden auf d e m 
Gebie t d e r sozialen W o h l f a h r t spiel ten, w a r de r Fachausschuß 
zunächst d e r Me inung , daß die V e r a n t w o r t u n g i n n e r h a l b d e r 
Reg i e rung k l a r festgelegt se in müsse, daß es a b e r nicht mög­
lich sei, e ine gleichmäßige A b g r e n z u n g d e r Zuständigkeit 
für a l le Länder zu geben . Z u r Zuständigkeit auf höchster 
L a n d e s e b e n e gehörten nach d e r Me inung des Fachausschusses 
w e i t e r h i n d ie V o r b e r e i t u n g de r Gese tzgebung, die P l a n u n g 
u n d K o o r d i n i e r u n g d e r in d e n versch iedenen E b e n e n d e r 
V e r w a l t u n g u n d in d e r f re ien Wohlfahr tspf lege d u r c h z u ­
führenden P r o g r a m m e , die nötigen finanziel len u n d fachlichen 
V o r k e h r u n g e n für die jen igen Träger, d e n e n d ie e r f o r d e r ­
l ichen Kräfte fehl ten , f e rner die A n r e g u n g von F o r s c h u n g s ­
a rbe i t en , d i e E n t w i c k l u n g e iner Po l i t ik für d ie A u s b i l d u n g 
des e r fo rder l i chen u n d qual if izier ten Pe r sona l s . D a m i t die 
V e r w a l t u n g auf d e m Gebie t d e r sozialen W o h l f a h r t den 
örtlichen Bedürfnissen u n d d e n sich ändernden Verhältnissen 
völlig gerech t w e r d e n könne, un te r s t r i ch d ie Kommiss ion , 
daß ein gewisse r G r a d von Dezen t ra l i sa t ion i m m e r er re icht 
w e r d e n müsse. D e r Fachausschuß beschäftigte sich e i n g e h e n ­

d e r m i t de r Rol le d e r f re ien Wohlfahr tspf lege, von d e r e r 
fests te l l te , daß sie oft in d e r L a g e sei, schnell auf n e u e B e ­
dürfnisse zu r e a g i e r e n u n d e n t s t e h e n d e Lücken auszufüllen, 
wie auch auf Gebie ten , auf d e n e n die öffentliche V e r w a l t u n g 
noch nicht tätig sein könne, Hilfe zu b ie ten . De r Ausschuß 
hiel t es für no twend ig , daß ein ausgewogenes Verhältnis 
zwischen d e n P r o g r a m m e n d e r wir t schaf t l ichen E n t w i c k l u n g 
e inerse i t s u n d d e r sozialen En twick lung a n d e r e r s e i t s bes tehe , 
u n d be ton t e d ie No twend igke i t , in d e r g e s a m t e n n a t i o n a l e n 
Pol i t ik die ve rsch iedenen S e k t o r e n d e r Sozialpol i t ik zu b e ­
rücksichtigen. D a in vie len Ländern die n o t w e n d i g e n s t a t i ­
s t ischen A n g a b e n für eine fund ie r t e P l a n u n g auf d e m Gebie t 
d e r sozialen W o h l f a h r t fehl ten, w u r d e die No twend igke i t 
d e r Fo r schung auf d e m Gebie t d e r Sozialpol i t ik be ton t , be i 
d ieser Ge legenhe i t auch he rvo rgehoben , daß die Länder e ine 
stärkere Unterstützung durch Fo r schung auf i n t e r n a t i o n a l e r 
E b e n e u n d möglichst auf r eg iona le r E b e n e du rch d ie F o r ­
schungse in r ich tungen d e r Vere in t en Na t ionen , vo r a l l em durch 
d a s In s t i t u t in Genf, e r h a l t e n sol l ten. Durch a n g e m e s s e n e 
gesetzl iche Vorschr i f ten u n d d e r e n V e r b e s s e r u n g i m Hinbl ick 
auf d ie wechse lnden Bedürfnisse soll te d ie R e g i e r u n g 
s ichers te l len, daß die öffentlichen u n d d ie p r i v a t e n Diens t e 
w i r k s a m e r ges ta l t e t würden u n d in noch w e i t e r e m U m f a n g 
a ls b i she r für al le E inze lpe r sonen oder G r u p p e n , d ie sich in 
Not befinden, e r r e i chba r seien. Die V e r e i n t e n N a t i o n e n 
sol l ten in größerem U m f a n g e a ls b i s h e r I n f o r m a t i o n e n über 
die Tätigkeiten auf d e m Geb ie te d e r sozialen W o h l f a h r t 
ve r te i l en . 

VI 
D e r Fachausschuß I I I befaßte sich m i t d e r G e w i n n u n g v o n 
Arbeitskräften in d e r sozialen Wohl fah r t . Schon d ie e in le i ­
t e n d e n Wor t e d e r Vors i t zenden w ie sen auf Veränderungen 
in d e r Soz ia la rbe i t h i n : Nicht n u r Gewährung v o n benefits , 
sonde rn A k t i v i e r u n g d e r Bevölkerung . . . d ie ve rsch iedenen 
E b e n e n d e r sozialen Arbe i t , d a r a u s h e r v o r g e h e n d d ie F r a g e 
d e r Priorität . . . die A u s b i l d u n g für n e u e r e Aufgaben u. a. m., 
al les ausmündend in die B e h a u p t u n g , daß soziale F a c h a u s ­
b i ldung zu e iner a n e r k a n n t e n No twend igkee i t g e w o r d e n sei. 

Ein deutscher Bei t rag neben vielen anderen zum J a h r der Menschenrechte 196B w a r die Wanderausstel lung M e n ­schenrechte - Der Bei t rag Berlins<. Die Ausstel lung n a h m in Berlin ih ren An­fang u n d ging über Bonn, Wiesbaden, S tu t tgar t nach München. In Bonn hiel t Bundesinnenminis ter Erns t Benda die Festansprache, während Frau Annemar ie Renger , MdB, in ih re r Ei­genschaft als 1. Vorsitzende der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen u n d des Aktionsausschusses Menschenrechtsjahr< die ge­ladenen Gäste begrüßte u n d Oberbürgermeister Daniels die Eröffnung der Ausstel­lung für Bonn vornahm. -V. 1. n. r . : Professor Dr. von Pet r ikovi ts , Lei ter des Rhei­nischen Landesmuseums, in dem die Ausstellung gezeigt wurde , Oberbürgermeister Daniels, Bundes innenmini ­s ter Benda, F r a u Renger, MdB, u n d Bundestagsabge­ordne te r Borm, Mitglied des Vorstands der DGVN. 
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Die D e b a t t e b r ach t e i n t e r e s s a n t e Ans ich ten u n d F r a g e s t e l ­
l u n g e n : Wo fängt d e r Soz ia la rbe i te r an , w o hört e r auf? 
Die Diskuss ion m a c h t e d ie G r e n z e n d e r F r a g e nach d e n b e ­
nötigten Kräften i m m e r u n k l a r e r , vo r a l lem, wei l auch d ie 
G r e n z e n zwischen Sozia larbei t u n d V e r w a l t u n g u n k l a r b l e i ­
b e n (wo sie ja fakt isch auch u n k l a r s ind). Während dieser 
D e b a t t e h a t d e r deu t sche Beobach te r in d iesem Ausschuß, 
Professor Achinger, da s W o r t b e k o m m e n u n d k u r z da rau f 
h ingewiesen , daß d ie Möglichkeiten für Soz ia la rbe i te r i m 
üblichen e n g e r e n S inne ganz d a v o n abh ingen , ob die l e i t e n ­
d e n P e r s o n e n Soz ia lkenn tn i s se besäßen. E r h a t da s a n d e r 
Führungsstellung d e r J u r i s t e n in d e r V e r w a l t u n g u n d d e r 
Mediz ine r in F r a g e n d e r Rehab i l i t a t ion beispie lhaf t erläutert 
u n d d a v o n gesprochen, daß die Einfügung einer soz ia lwissen­
schaft l ichen G r u n d b i l d u n g in das C u r r i c u l u m d e r Universitäts­
ausb i ldung be i J u r i s t e n u n d Mediz ine rn insowei t z u m T h e m a 
gehöre, ja , daß diese l e i t enden P e r s o n e n ein wich t iger Teil 
d e r >Man power< w a r e n . 
D e r Schlußbericht des d r i t t e n Fachausschusses a n das P l e n u m 
h a t auch diese F r a g e n i m G e s a m t z u s a m m e n h a n g noch e i n m a l 
au fgenommen . 
Alle Ber ich te d e r Entwicklungsländer b e k l a g t e n i m übrigen 
d e n M a n g e l a n Sozialkräften u n d v e r l a n g t e n bes se re B e z a h ­
l u n g u n d bes se ren Sozia ls ta tus . G a n z scharf k a m die M i n d e r ­
s te l lung d e r ländlichen Gebie te in a l len L e i s t u n g e n z u m A u s ­
d ruck ; des öfteren w a r d a v o n d ie Rede , daß die ausgeb i lde ten 
Kräfte nicht i n Geb ie ten e ingesetz t w e r d e n sol l ten, d e r e n 
Verhältnisse i h n e n u n b e k a n n t seien u n d d e r e n Bevölkerung 
sie als F r e m d e be t r ach te . Es w a r v o n Fällen die Rede , w o 
ausgeb i lde te Sozialkräfte die i h n e n zugedach ten A r b e i t e n m i t 
d e m Hinwe i s ve rwe ige r t en , daß in d e m Gebie t , w o sie tätig 
w e r d e n soll ten, zunächst e i n m a l d ie gröbsten Mißstände durch 
d ie S t a a t s v e r w a l t u n g bese i t ig t w e r d e n müßten. 

V I I 
I m Fachausschuß IV ( In t e rna t i ona l e Z u s a m m e n a r b e i t auf d e m 
Gebie t d e r sozialen Wohl fahr t ) g ing es d a r u m , welche Mi t t e l 
d ie Mi tg l i eds t aa t en d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n geben, u m in 
Z u k u n f t vo r a l l em d e n Wünschen nach i n t e r n a t i o n a l e r Hilfe 
auf d e m Gebie t d e r Sozia larbe i t besse r gerecht w e r d e n zu 
können. Wie in d e n a n d e r e n Fachausschüssen d i e n t e n auch 
h i e r die ausgeze ichne ten V o r a r b e i t e n des S e k r e t a r i a t s a ls 
A r b e i t s u n t e r l a g e n . Es g ing i m wesen t l i chen d a r u m , ob d ie 
v o r h a n d e n e organ isa tor i sche S t r u k t u r d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n 
aus re iche ode r ob Änderungen geschaffen w e r d e n sol l ten. 
Während die F r a n z o s e n dafür w a r e n , daß ke ine Änderung 
erfolge, w a r e in Tei l d e r Ausschußmitglieder dafür, daß d e r 
Ausschuß für Soziale En twick lung , d e n d e r Wi r t scha f t s - u n d 
Soz ia l ra t d e r V e r e i n t e n Na t ionen als ständigen Ausschuß g e ­
b i lde t ha t , e inen ständigen Unterausschuß für soziale W o h l ­
f ah r t schaffe, d. h . a lso e inen Ausschuß, d e r v o n d e n Mi tg l i e ­
d e r n d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n i m R a h m e n d e r A r b e i t des 
Wir t schaf t s - u n d Soz ia l ra t s beschickt wi rd . E i n e größere Zah l 
v o n Mi tg l i ede rn w a r jedoch dafür, daß ein b e r a t e n d e r A u s ­
schuß v o n Soz ia l expe r t en bes te l l t w e r d e , sei es a ls ständiges 
G r e m i u m , ähnlich dem, d e n d e r Generalsekretär für die 
P r o b l e m e d e r Verbrechensbekämpfung u n d für F r a g e n d e r 
straffälligen J u g e n d bes te l l t h a t , ode r auf >ad hoc<-Basis. 
E in solcher Ausschuß würde a u s Sachverständigen bes t ehen , 
d ie a d p e r s o n a m bes te l l t w e r d e n , könnte also d ie Möglichkeit 
bie ten , daß auch e in deu t sche r Sachverständiger d a z u g e ­
hört. 
D e r Fachausschuß k o n n t e sich auf k e i n e n g e m e i n s a m e n V o r ­
schlag e in igen u n d s te l l te d a h e r die 4 g e n a n n t e n Lösungs­
möglichkeiten z u r A u s w a h l . E r g ing i m übrigen be i se inen 
Überlegungen d a v o n aus , daß d ie sozialen Woh l f ah r t sd i ens t e 
n u r d a n n s innvol l en twicke l t w e r d e n könnten, w e n n sie d e n 
Bedürfnissen d e r Region u n d d e n wi rk l i chen Bedürfnissen 
des L a n d e s entsprächen. D a sie s te ts d e n natürlichen Bedürf­

nissen a n g e m e s s e n sein müßten, könne es ke inen P r o t o t y p 
sozialer Wohl fah r t sd i ens t e geben, u n d ebensowen ig a l lgemein 
gültige Rezepte . A b e r es gäbe doch d ie Möglichkeit, die a l l ­
geme ine Aus r i ch tung d e r D iens t e d e r sozialen W o h l f a h r t 
zu ändern u n d n e u e R i c h t p u n k t e zu geben : m e h r v o r b e u g e n 
u n d En twick lungen fördern als he i l en u n d abhel fen . N a c h d e m 
m a n sich auch h i e r über Vor r ang igke i t en u n t e r h a l t e n h a t t e , 
e t w a für Kinde r , Jugend l i che , F r a u e n , B e h i n d e r t e , w u r d e 
b e s o n d e r e r W e r t da rau f gelegt, daß die Diens te d e r sozialen 
W o h l f a h r t auch a ls Wegbe re i t e r d e r sozialen Veränderungen 
dienen könnten, d. h . u m die No twend igke i t v o n Änderungen 
d e r sozialen S t r u k t u r d e n Be t rof fenen verständlich zu 
machen , w a s v o r a l l em für die ländliche Bevölkerung v o n 
B e d e u t u n g sei. 
Die Kommiss ion h a t für Zwecke d e r i n t e r n a t i o n a l e n Z u s a m ­
m e n a r b e i t be i d e r Hilfe für die e inze lnen Länder b e s t i m m t e 
Geb ie te von s t ra teg i scher B e d e u t u n g he rausgea rbe i t e t , d a m i t 
d ie jen igen Lösungen besse r ge funden w e r d e n können, d ie 
d e n b e s o n d e r e n Verhältnissen d e r Länder, d e n W e r t v o r ­
s t e l lungen u n d d e n Bedürfnissen i h r e r Gesel lschaft a m 
bes ten en t sprechen . A n e r s t e r Ste l le s teh t , daß die Hi l fe 
auf d e m Gebie t d e r P l a n u n g d e r sozialen Wohl fah r t v e r ­
stärkt w e r d e n muß, das heißt, daß die R e g i e r u n g e n Hil fe 
e r h a l t e n sollen für die Fes t l egung d e r Ziele i h r e r sozia len 
Wohl fahr t spol i t ik . I n zwe i t e r L in ie sol l te G e g e n s t a n d d e r 
Hilfe die Verstärkung d e r verwaltungsmäßigen Kapazität 
auf d e m Gebie t d e r sozialen W o h l f a h r t sein, u n d h i e r a u s 
folgend soll te in d r i t t e r L in ie d ie A u s b i l d u n g von sozia lem 
P e r s o n a l e ine ganz h o h e B e d e u t u n g haben , wei l sie für d ie 
erfolgreiche P l a n u n g u n d Durchführung v o n P r o g r a m m e n 
v o n aussch laggebender B e d e u t u n g ist. 
Die Aufs te l lung von e in igen r i c h t u n g g e b e n d e n P r inz ip i en 
für d ie soziale W o h l f a h r t w a r nach d e r M e i n u n g d e r K o m ­
miss ion e ine wicht ige Aufgabe auf n a t i o n a l e r u n d i n t e r n a t i o ­
n a l e r E b e n e ; sie würde, wie auch d ie F e s t l e g u n g v o n S t a n ­
d a r d n o r m e n für die soziale Wohl fah r t , be s se r auf größerer 
reg iona le r Bas i s erfolgen. 

V I I I 
Bei d e r Aussp rache i m P l e n u n m bl ieb für j e d e n K o m m i s ­
s ionsber icht e t w a e in h a l b e r Tag . Besonderes In t e r e s se f and 
d e r Ber ich t d e r v i e r t e n Kommiss ion . Die niederländische 
Delega t ion se tz te sich s e h r s t a r k für e inen ständigen U n t e r ­
ausschuß des Ausschusses für Soziale En twick lung ein, d e r 
Tei l d e r Organ i sa t ion des Wir t scha f t s - u n d Soz ia l ra t s is t ; s ie 
ver fo lg te d a m i t d ie Absicht , d i e Arbe i t auf Reg i e rungsebene 
zu verstärken. I m a l l geme inen ging d e r T r e n d m e h r dah in , 
d e m Generalsekretär freie H a n d zu lassen, e in nicht so s e h r 
a u s R e g i e r u n g s v e r t r e t e r n a ls v i e l m e h r aus Sachverständigen 
b e s t e h e n d e s G r e m i u m zu bes te l len . Es b e s t a n d e ine Scheu 
davor , durch e ine n e u e In s t i t u t i on e inen n e u e n o r g a n i s a t o ­
r i schen A p p a r a t aufzuziehen, d e r unweiger l i ch sein E i g e n ­
l eben führen würde. 
Ein u m f a s s e n d e r Ber ich t über die Aussp rache zu d e n K o m ­
miss ionsber ich ten , d e r zugleich E n t w u r f des Schlußdokuments 
w a r , w u r d e anschließend a n die Kommiss ionsber ich te i m 
P l e n u m erörtert. A n H a n d d e r von d e n e inze lnen De lega t i o ­
n e n h ie rzu g e m a c h t e n B e m e r k u n g e n w i r d d e r G e n e r a l b e r i c h t ­
e r s t a t t e r m i t Hi l fe des S e k r e t a r i a t s die endgültige F a s s u n g 
des Schlußberichts hers te l l en . 
W e n n m a n e in abschließendes Ur te i l über die Konfe renz d e r 
W o h l f a h r t s m i n i s t e r fällen wil l , so muß m a n sie a ls s e h r 
we r tvo l l u n d nützlich bezeichnen. A b g e s e h e n v o n d e n v ie len 
persönlichen K o n t a k t e n , w ie sie üblicherweise auf solchen 
V e r a n s t a l t u n g e n geknüpft w e r d e n , h a t a l le in d ie Ta t sache 
d ieser Konfe renz sicherlich d e n n o t w e n d i g e n Wide rha l l be i 
v ie len N a t i o n e n gefunden, a b e r auch d ie P r o g r a m m e d e r V e r ­
e in t en Na t ionen , d ie sich m i t sozia ler W o h l f a h r t befassen, 
e rh i e l t en I m p u l s e u n d Stärkung. 
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Nigerianischer Bürgerkrieg oder biafranischer Völkermord? 
Der Bürgerkrieg zwischen d e r n iger ian ischen B u n d e s r e g i e ­
r u n g u n d d e m I b o - S t a m m in Biaf ra e r r e g t e die Weltöffent­
lichkei t v o r a l l em wegen de r b e k a n n t g e w o r d e n e n U n m e n s c h ­
l ichkei ten , die sich schließlich in d e m Sch lagwor t »Völker­
m o r d in Biaf ra < verd ich te ten . Die offizielle Beze ichnung für 
Biaf ra ist »Mittelöstlicher Staat<. D a m i t gekennze ichne t ist e in 
Tei l d e r östlichen Region Niger ias , h e u t e e ine r d e r zwölf 
B u n d e s s t a a t e n de r a m 27. Mai 1967 gebi lde ten n iger ian ischen 
Föderation. Nach Auffassung d e r a f r ikan ischen S t a a t e n h a n ­
de l t es sich politisch u m e inen Bürgerkrieg in e inem S taa t , 
d e r Mitgl ied de r Vere in ten N a t i o n e n ist u n d Anspruch auf 
E i n h a l t u n g des Ar t ike l s 2 Absa tz 7 d e r U N O - C h a r t a h a t . 
Diese r berühmte Ar t ike l b e h a n d e l t die Nichte inmischung 
in inners taa t l i che Ange legenhe i t en . Ke in S t aa t h a t sich b i she r 
b e r e i t gefunden, Biafra oder d e n Niger ian ischen Bürgerkrieg als 
T a g e s o r d n u n g s p u n k t vo r d ie U N O zu b r ingen . Die Bemühun­
gen de r Wel to rgan i sa t ion ga l t en d a h e r de r T a t s a c h e n u n t e r ­
suchung u n d den humanitären Aufgaben zuguns ten d e r b i a -
franischen Bevölkerung. 
U Thant h a t t e a m 13. J u l i 1968 d e n n iger ian ischen R e g i e ­
rungschef G e n e r a l l e u t n a n t Yakobu Gowon ersucht1 , de r E n t ­
s e n d u n g e ines persönlichen V e r t r e t e r s des Generalsekretärs 
nach Niger ia z u z u s t i m m e n , u m die humanitären Bemühun­
gen für die zivi len Opfer d e r Fe indse l igke i ten in Niger ia 
unterstützen zu können. Nach Z u s t i m m u n g Gowons e r n a n n t e 
U T h a n t a m 1. A u g u s t 1968 den Schweden Nils-Goran Gussing 
zu se inem B e a u f t r a g t e n . Guss ing h a t t e in d e r a r t i g e n Miss io­
n e n bere i t s 1967 E r f a h r u n g e n gesammel t , a ls e r nach d e m 
arab i sch- i s rae l i schen Kr i eg v o m Generalsekretär mi t e iner 
ähnlichen Aufgabe i m N a h e n Osten eingesetzt w o r d e n w a r . 
Die Le iden d e r h u n g e r n d e n biaf ranischen Bevölkerung v e r ­
stärkten indessen d ie F o r d e r u n g nach e inem Eingre i fen d e r 
Ve re in t en N a t i o n e n zuguns t en e iner pol i t ischen Se lbs tbes t im­
m u n g d e r B ia f rane r . Generalsekretär U T h a n t äußerte sich 
auf se iner P re s sekonfe renz v o m 23. S e p t e m b e r 1968, u n m i t t e l ­
b a r vo r d e m Beg inn de r diesjährigen J a h r e s t a g u n g de r G e ­
n e r a l v e r s a m m l u n g , h ierzu . E r un te rsch ied auch h ie r zwischen 
d e r pol i t ischen u n d de r menschl ichen Si tua t ion . Die U N O müsse 
sich poli t isch a n die Beschlüsse der Organ i sa t ion für a f r i ­
kan i sche E inhe i t (OAU) von Kinshasa aus d e m J a h r e 1967 
ha l t en . Die zuständige Regiona lorganisa t ion h a b e folgenden 
G r u n d s a t z für die Lösung des n iger ian ischen P r o b l e m s auf­
ges te l l t : Souveränität u n d te r r i to r i a le Integrität Niger ias 
müssen bed ingungs los beachte t w e r d e n . U T h a n t fügte a b e r 
h inzu, u n d h i e r a u s läßt sich eine gewisse Differenz zu d e r 
OAU-Auf fa s sung ab le i t en : »Ich will d a m i t n icht sagen, daß 
dies d e r r icht ige oder de r falsche K u r s ist - auf j e d e n Fa l l 
a b e r ist e r e ine Tatsache«2. 
Zu d e n humanitären Aufgaben sagte U T h a n t , daß sein V e r ­
t r e t e r , Botschaf te r Guss ing, in ständigem K o n t a k t m i t d e m 
W e l t k i n d e r h i l f s w e r k de r Vere in ten Na t ionen u n d m i t d e m 
I n t e r n a t i o n a l e n Ro ten K r e u z s tehe, u m eine op t imale Hilfe 
zu ermöglichen. Auch g laube er, daß das niger ianische P r o ­
b l e m b a l d gelöst sein würde3. 
A n f a n g O k t o b e r 1968 legte Gussing über die humanitären 
Tätigkeiten in Niger ia d e n e r s t en Ber icht vor4 , zu e inem 
Z e i t p u n k t also, a n d e m die Mi tg l ieds taa ten in d e r G e n e r a l ­
d e b a t t e d e r l au fenden G e n e r a l v e r s a m m l u n g Gelegenhe i t h a t ­
t e n u n d n a h m e n , h ie r i h r e Auffassungen über d e n n i g e r i a ­
n ischen Bürgerkrieg vorzu t ragen , da, wie erwähnt, ke in M i t ­
g l i eds taa t ihn als e igenen P u n k t de r T a g e s o r d n u n g ve r l ang t 
h a t t e . D e r Ber icht Guss ings legte die Beobach tungen über 
eine Un te r suchungs re i s e im nördlichen Kampfgeb ie t da r . Für 
die Weltöffentlichkeit e r g a b sich aus d e m Ber icht e r s t m a l s 

die zuvor be re i t s in den Vere in t en Na t ionen informel l g e ­
äußerte Meinung , daß die i n t e r n a t i o n a l e n M a s s e n m e d i e n in 
ih r e r B e r i c h t e r s t a t t u n g den Fa l l Biaf ra we i t überzogen h a t t e n . 
So hieß es in d e m Bericht Guss ings , daß in d e m besuch ten 
Gebie t ke in Beweis für absichtl iche Zerstörungen v o n E i g e n ­
t u m durch n iger ian ische B u n d e s t r u p p e n gefunden w o r d e n 
sei u n d daß sich diese T r u p p e n be ton t d isz ip l in ier t v e r h a l t e n 
hätten. H a u p t g r u n d für die feindliche H a l t u n g d e r Ibos in 
Biafra gegenüber d e n B u n d e s t r u p p e n sei in d e m bei i h n e n 
we i t v e r b r e i t e t e n G l a u b e n zu finden, daß die T r u p p e n b e ­
absicht igten, die a n d e r s r a s s i g e n Ibos auszuro t t en . Viele Ibos 
seien desha lb geflohen u n d h ie l t en sich in schwer zugäng­
lichen Vers tecken im Busch auf. H i e r a u s sei zu e inem Teil 
die verzweife l te menschl iche L a g e d e r Ibos zu erklären. 
Sobald jedoch K o n t a k t zwischen d e n B u n d e s t r u p p e n u n d d e r 
Ibobevölkerung herges te l l t sei, weiche im a l lgemeinen auch 
die F u r c h t d e r Ibos vo r d e n n iger ian i schen T r u p p e n . Dies, 
be r ich te te Guss ing, bestätige d e n Eindruck , daß die Ibos 
zumindes t in diesen Geb ie t en k e i n e r absicht l ichen Vern i ch ­
t u n g von L e b e n oder de r Mißhandlung durch B u n d e s t r u p p e n 
ausgese tz t seien5 . 
D e r Ber ich t ve rwe i s t s o d a n n auf die Notwend igke i t , d ie 
humanitären Hilfsmaßnahmen w e i t e r zu verstärken, da n u n 
T a g für Tag m e h r Ibos aus d e m Busch zurückkehrten u n d 
Be i s t and für ih r Überleben brauch t en . Die N a h r u n g s m i t t e l ­
ve r t e i l ung durch das Rote K r e u z u n d a n d e r e zivi le O r g a n i ­
sa t ionen beg inne n o r m a l e r w e i s e nach zwei Wochen. In d e n 
e r s t en be iden Wochen übernähmen die n iger ian i schen B u n ­
d e s t r u p p e n die Verso rgung . 
Guss ings Ber icht über e inen Besuch a n d e r südlichen u n d 
west l ichen Kampf f ron t bestätigte i m wesen t l i chen d ie E i n ­
drücke se iner e r s t en Unte r suchung 6 . 
W e n n das T h e m a Biaf ra in d e r G e n e r a l d e b a t t e angesprochen 
w u r d e , so geschah es mi t w e n i g e n A u s n a h m e n in de r Absicht 
e iner Nich te inmischung de r Ve re in t en Na t ionen in Niger ia . 
Von d e n Großmächten sprach sich n u r F r a n k r e i c h en t sch ie ­
d e n für die Z u e r k e n n u n g des Se lb s tbes t immungs rech t s an d ie 
Ibo-Bevölkerung aus 7 . J a m a i k a be ton t e die Notwend igke i t , 
ba ld igs t e ine fr iedliche Lösung für die i n n e r e n P r o b l e m e 
Niger ias zu finden, u n d fragte , w e s h a l b die G e n e r a l v e r s a m m ­
l u n g nicht be ide Se i t en in e iner Entschließung auf fo rde rn 
könne, sofort das F e u e r e inzuste l len , u n d zugleich ve r l ange , 
al le Waffenl ie ferungen aus d e m A u s l a n d zu spe r ren . Schließ­
lich b e s t e h e e ine d e r H a u p t a u f g a b e n de r Wel to rgan i sa t ion 
da r in , F r i e d e n u n d O r d n u n g in d e r Wel t zu e rha l t en 8 . Die 
D a r l e g u n g e n de r N i e d e r l a n d e ga l ten den Möglichkeiten, die 
humanitäre Hilfe d e r versch iedenen zivi len, n a t i o n a l e n u n d 
i n t e r n a t i o n a l e n Organ i sa t i onen zu k o o r d i n i e r e n u n d d a d u r c h 
w i rkungsvo l l e r zu ges ta l ten 9 . 
Äthiopien, dessen Ka i se r sich in den v e r g a n g e n e n M o n a t e n 
mi t a n d e r e n a f r ikanischen Staatsoberhäuptern unermüdlich 
u m eine friedliche Lösung des Konfl ikts bemüht h a t t e , b e ­
t o n t e die Unzulässigkeit a l l e r ausländischer Versuche, e ine 
Feue re i ens t e l l ung zu e r w i r k e n , u n d ve rwie s dazu auf d ie 
Entschließung d e r Organ i sa t ion für afr ikanische E inhe i t 
(OAU), die sie in Algier a m 16. S e p t e m b e r 1968 a n g e n o m m e n 
h a t t e u n d mi t de r e ine sofort ige Feue re in s t e l l ung u n d d ie 
Lösung des P r o b l e m s »innerhalb d e r souveränen Persönlich­
kei t Nigerias« geforder t wird1 0 . Die af r ikanischen B r u d e r ­
länder M a r o k k o u n d S ie r ra Leone b e t o n t e n ebenfal ls d e n 
na t i ona l en C h a r a k t e r des Bürgerkriegs. M a r o k k o fo rde r t e 
die abtrünnigen Führer Biafras auf, sich an i h r e V e r a n t w o r ­
t u n g gegenüber d e m niger ian ischen Volk, einschließlich d e r 
Ibos, u n d gegenüber d e m g e s a m t e n a f r ikan ischen K o n t i n e n t 
zu e r i n n e r n u n d mi t d e r n iger ian i schen B u n d e s r e g i e r u n g 
z u s a m m e n z u a r b e i t e n , u m die na t i ona l e kons t i tu t ione l l e E i n ­
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Der UN-Mitgliedstaat Nigeria sieht die Kämpfe mi t seiner Ostprovinz 
Biafra als eine innere Angelegenheit des Staates an. Die Regierung 
bekämpft nach ihrer Überzeugung die sezessionistischen Handlungen 
mi t vollem Recht. Wer trägt für das Leid der betroffenen Bevölke­
rung die Verantwor tung? Man lese hierzu die auf der Vorseite be­
ginnenden Ausführungen. 
hei t Niger ias zu gewährleisten. M a r o k k o könne die Bemü­
h u n g e n d e r n iger ian ischen Regie rung , die E inhe i t des L a n d e s 
zu w a h r e n , n u r unterstützen. Fünfzehn a n d e r e af r ikanische 
S t a a t e n v e r t r a t e n die gleiche Ansicht , e inundzwanz ig g ingen 
in i h r e n R e d e n in d e r G e n e r a l d e b a t t e auf d e n n iger ian i sch-
b iaf ran ischen Konflikt ein. 
Die Ibos s t a n d e n mi t i h r e n Sezessionsbemühungen w e i t g e ­
h e n d allein11 . S i e r r a Leone fo rder te e ine sofort ige F e u e r e i n ­
s te l lung, die anschließend von n e u t r a l e n Beobach te rn auf 
be iden Se i ten d e r Kampf l in i e überwacht w e r d e n müsse; N i ­
ger ia besi tze genügend Waffen u n d Muni t ion , u m jederze i t 
den Erfog e iner Feue re in s t e l l ung gefährden zu können; eine 
E i n f u h r s p e r r e für Waffen l ie fe rungen sei d a h e r von größter 
Bedeutung 1 2 . 
Dänemark gab zu b e d e n k e n , daß ein rechtzei t iges Waffen­
e in fuhrve rbo t vo r e in igen M o n a t e n wahrschein l ich d ie I n t e n ­
sität des Konfl ikts gemi lde r t h a b e n würde; n u n könne m a n 
sich n u r da rau f konzen t r i e ren , d ie Fo lgen d ieser U n t e r l a s ­
sung durch großzügige humanitäre Hilfe zu mildern1 3 . K a n a d a 
erklärte seine Berei tschaft , die humanitären Bemühungen 
nach Kräften zu unterstützen14. 
Die Trag ik des Bürgerkriegs in Niger ia , Zweifel a n de r Rech t ­
mäßigkeit u n d W i r k s a m k e i t e ine r even tue l l en U N - E i n m i ­
schung u n d die B e d e u t u n g des Kr ieges für die poli t ische 
Stabilität des n iger ian ischen B u n d e s s t a a t e s t r a t e n noch e in ­
m a l in der Rede des n iger ian ischen Deleg ie r ten dras t i sch 
hervor1 5 . Niger ia sei ein u n t e i l b a r e s Land . W e n n e ine G r u p p e 
von n iger ian ischen Staatsbürgern - die Ibos - , anges tache l t 
v o n engen selbstsüchtigen u n d unterstützt von ausländischen, 
wir tschaf t l ichen u n d neokolonis t ischen In te ressen , versuche , 
e inen bewaf fne ten Aufs t and h e r b e i - u n d anzuführen, u n d 
d a m i t d e m V a t e r l a n d den Kr ieg erkläre, so sei es Aufgabe 
u n d Pflicht d e r n iger ian ischen Regie rung , d e m en tgegenzu ­

t r e t en . In d e n A u g e n de r n iger ian i schen Reg i e rung seien d ie 
Sorge u n d das Mit leid de r Außenwelt für die menschl iche 
Not, die sich aus d iesem inne r s t aa t l i chen Konflikt e rgebe , 
we i tgehend d e r Ausd ruck selbstsüchtiger, neokolonia l is t i scher , 
poli t ischer, wir tschaft l icher , religiöser u n d ideologischer I n ­
te ressen . Nie zuvor in de r Geschichte sei in e i n e m souveränen 
L a n d e iner aufständischen G r u p p e d ip lomat i sche A n e r k e n ­
n u n g aus s o g e n a n n t e n humanitären Gründen gewährt w o r ­
den . Für die n iger ian ische B u n d e s r e g i e r u n g sei es e ine u m -
umstößliche Tatsache , daß die Ibos e inen A u f s t a n d gegen ih r 
V a t e r l a n d angeze t te l t hätten, daß diese Rebel l ion nicht du rch 
das Se lbs tbes t immungs rech t e ines S t a m m e s i n n e r h a l b des 
S t a a t e s gerecht fer t ig t w e r d e n könne, daß die humanitäre 
Hil fe le is tung durch ausländische Organ i s a t i onen t ro tz e d e l ­
s ter Mot ive d ie Aufständischen unterstütze u n d daß es a u s ­
schließlich d e r n iger ian ischen Reg ie rung überlassen ble iben 
müsse, die E inhe i t i m L a n d e wiede rhe rzus t e l l en u n d zu e r ­
ha l t en . 
W e n n m a n diese Ausführungen mi t d e m Ber ich t Guss ings 
nach se inem Besuch d e r Kampfgeb ie te vergle icht , d e r außer­
d e m durch Sonderber i ch te de r V e r t r e t e r d e r Organ i sa t i on 
für a f r ikanische E inhe i t (OAU), K a n a d a s , Po lens , S c h w e d e n s 
u n d Großbritanniens bekräftigt wi rd , zeigt sich d ie d u r c h 
Verqu ickung pol i t ischer u n d menschl icher P r o b l e m e u m ­
s t r i t t ene u n d le idvol le S i tua t ion in Niger ia b e s o n d e r s kraß 
u n d deut l ich. 

1 UN-PH SG/SM/976 vom 15. Ju l i 1968. 
2 UN-PR SG/SM/1009 vom 23. September 1968. 
3 Siehe Anm. 2, aaO. 
4 UN-PR SG/1715 vom 9. Oktober 1968. 
5 Siehe Anm. 4, aaO. 
6 UN-PR SG/1717 vom 30. Oktober 1968. 
7 UN-Doc. A/PV. 1683 vom 7. Oktober 1968. 
8 UN-Doc. A/PV. 1679 vom 3. Oktober 1968. 
9 UN-Doc. A/PV. 1681 vom 4. Oktober 1968. 

10 UN-Doc. A/PV. 1683 vom 7. Oktober 1968. 
11 Siehe Anm. 10, aaO. 
12 UN-Doc. A/PV. 1686 vom 8.Okt0ber 1968 
13 UN-Doc. A/PV. 1685 vom 8. Oktober 1968. 
14 UN-Doc. A/PV. 1687 vom 9. Oktober 1968. 
15 UN-Doc. A/PV. 1692 vom 11. Oktober 1968. 

Die Problematik der friedenserhaltenden Operationen 
Die G e n e r a l v e r s a m m l u n g se tz te A n f a n g 1965 d e n S o n d e r a u s ­
schuß für f r i edense rha l t ende Ope ra t i onen , d e n sogenann t en 
33er-Auschuß, ein u n d b e a u f t r a g t e ihn, »eine u m f a s s e n d e 
Un te r suchung über die ge samte F r a g e de r f r i edense rha l t en ­
den Opera t ionen in a l len i h r e n Bezügen« vorzunehmen 1 . D a ­
mi t w a r e r n e u t e in Ansa tz geschaffen, e inem d e r wicht igs ten 
u n d schwier igs ten P r o b l e m e d e r Vere in t en Na t ionen näher­
z u k o m m e n . Es w e r d e n K e r n f r a g e n nicht n u r d e r Ve re in t en 
Na t ionen sonde rn d e r g e s a m t e n F r i e d e n s e r h a l t u n g in d e r 
Wel t berührt. N i e m a n d m a c h t e sich I l lus ionen über das A u s ­
maß der P r o b l e m a t i k . Mit al lsei ts bef r ied igenden u n d z u d e m 
noch schnell e r re ich ten Ergebn i s sen rechne ten a l lenfal ls d i e ­
jen igen , die die r ea l en Machtverhältnisse in d e r Wel t n icht 
aus re ichend berücksichtigten. So ist es nicht s eh r v e r w u n d e r ­
lich, daß der Ausschuß bis je tz t ke ine a l lsei ts gebi l l ig ten 
fes ten F o r m e n , die s te ts u n d überall bei f r i e d e n s e r h a l t e n d e n 
Ope ra t i onen v e r w e n d e t w e r d e n könnten, als E rgebn i s v o r ­
legen konn te . 
Die 21. G e n e r a l v e r s a m m l u n g verlängerte 1966 d e n A u f t r a g 
des Ausschusses u n d beabsicht igte , die F r a g e auf e ine r S o n ­
d e r t a g u n g im Frühjahr 1967 zu behande ln 2 . A m 23. Mai 1967 
e rsuchte 3 sie den Ausschuß u m F o r t s e t z u n g se iner Arbe i t en , 
u n d auch die 22. G e n e r a l v e r s a m m l u n g mußte a m 13. D e z e m ­
b e r 1967 den Auf t r ag u m ein we i t e r e s J a h r verlängern4, 
forder te ihn a b e r zugleich auf, b is z u m 1. J u l i 1968 e inen 
e r s t en Ber icht vorzulegen. 
Generalsekretär U Thant n a h m in d e r E in l e i t ung zu se inem 
Jah re sbe r i ch t für 1967 zu den Bemühungen u m mögliche 
F o r m e n de r f r i edense rha l t enden O p e r a t i o n e n Ste l lung. E r 
hie l t t ro tz a l ler A n s t r e n g u n g e n das b i s h e r Er re i ch te für u n -
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befr iedigend. M a n könne es nicht als P l u s p u n k t buchen, w e n n 
noch i m m e r j ede f r i edense rha l t ende Opera t ion d e r U N O 
s t r u k t u r e l l n e u improv i s i e r t w e r d e n müsse, da es bis je tz t 
noch ke ine G r u n d l a g e gäbe, die es d e n i n f r a g e k o m m e n d e n 
O r g a n e n d e r Wel to rgan i sa t ion ermögliche, ausre ichend v o r ­
be re i t e t e Maßnahmen für untersch ied l iche Einsätze i m Fa l l e 
von G e f a h r e n zu treffen5 . 
Bei d e n f r i e d e n s e r h a l t e n d e n Ope ra t i onen d e r Ve re in t en N a ­
t ionen l iegen d ie Schwie r igke i t en in d e r unterschied l ichen 
I n t e r p r e t a t i o n d e r C h a r t a . Kap i t e l V I I Ar t ike l 39 bis 51 b e ­
faßt sich mi t d e n Maßnahmen be i B e d r o h u n g oder Bruch des 
F r i e d e n s u n d be i Angr i f f shand lungen . So forder t z u m B e i ­
spiel A r t i k e l 43 d ie Mi tg l i eds t aa t en auf, »zur W a h r u n g des 
Wel t f r i edens u n d d e r i n t e r n a t i o n a l e n Sicherhei t dadu rch b e i ­
zu t r agen , daß sie nach Maßgabe eines oder m e h r e r e r S o n d e r ­
a b k o m m e n d e m S iche rhe i t s r a t auf sein Ersuchen Streitkräfte 
z u r Verfügung stellen...« Zah l u n d A r t d e r Streitkräfte 
sollen jewei l s v e r e i n b a r t w e r d e n . Ar t i ke l 47 setzt e inen G e ­
neralstabsausschuß ein, d e r d e m S icherhe i t s ra t z u r Sei te 
s t e h e n soll, i h m a b e r recht l ich un t e r s t e l l t ist. Gekoppe l t mi t 
d e r B e s t i m m u n g in Ar t ike l 24 Absa tz 1, daß d e r S iche rhe i t s ­
r a t die H a u p t v e r a n t w o r t u n g für die W a h r u n g des Wel t f r i e ­
dens u n d d e r i n t e r n a t i o n a l e n Sicherhei t trägt, e rgeben sich 
zunächst zwei H a u p t f r a g e n : I s t de r S icherhe i t s ra t ausschließ­
lich für die F r i e d e n s e r h a l t u n g ve ran twor t l i ch? Was geschieht , 
w e n n d e r S iche rhe i t s ra t n icht h a n d e l n k a n n , wei l die Groß­
mächte sich in e ine r gegebenen F r a g e nicht e in igen können? 
K e i n e d e r Großmächte bes t r e i t e t die H a u p t v e r a n t w o r t u n g des 
S icherhe i t s ra t s für die E r h a l t u n g von F r i e d e n u n d Sicherhei t . 
Sie s ehen jedoch d e n U m f a n g d e r Befugnisse des R a t s in 
dieser Hins icht unterschiedl ich . Die Sowje tun ion u n d F r a n k ­
reich v e r t r e t e n seit J a h r e n d ie Ansicht , daß nur d e r S icher ­
h e i t s r a t befugt ist, d e n Einsatz von Streitkräften i m N a m e n 
d e r Wel to rgan i sa t ion zu ges ta t t en . Die Sowje tun ion ges teh t 
darüberhinaus zu, daß die G e n e r a l v e r s a m m l u n g j e d e F r a g e 
in Übereinstimmung m i t A r t i k e l 10 de r C h a r t a erörtern u n d 
d e m S icherhe i t s ra t Vorschläge machen k a n n . F r a n k r e i c h u n ­

te rsche ide t zwischen Opera t ionen , die d e n Einsatz von Streit­
kräften fordern , u n d solchen, die sich n u r auf Beobachtungs­
und Untersuchungs-Aufgaben e r s t r ecken ; es ges teh t darüber­
h i n a u s de r G e n e r a l v e r s a m m l u n g d ie Befugnis zu, Beobachter­
missionen e inzuse tzen . 
Die USA, unterstützt v o n k l e ine ren u n d m i t t l e r e n S t aa t en , 
v e r t r e t e n h ingegen die Ansicht , daß d e r S iche rhe i t s ra t z w a r 
hauptsächlich, jedoch nicht ausschließlich für die F r i e d e n s ­
e r h a l t u n g zuständig ist u n d daß auch die G e n e r a l v e r s a m m ­
lung a n Operationen be te i l ig t sein könne, die für die E r h a l ­
t u n g von F r i e d e n u n d Sicherhei t n o t w e n d i g sind, sofern sie 
n u r ke ine Zwangsaktionen da r s te l l en . Mi t a n d e r e n Wor ten , 
die U S A u n d i h r e Verbündeten wol len v e r m e i d e n , daß durch 
Nichtübereinstimmung d e r Großmächte i m S iche rhe i t s ra t die 
Handlungsfähigkeit d e r U N O b e h i n d e r t w i rd . A u s d iesem 
G r u n d e wol len sie d ie Rol le d e r G e n e r a l v e r s a m m l u n g u n d 
auch die Befugnisse des Generalsekretärs w e n i g e r e inge ­
schränkt sehen . 
Vordergründig ist m a n gleich geneigt , m e h r d e n a m e r i k a ­
nischen S t a n d p u n k t als d e n französisch-sowjetischen für r i ch ­
t ig zu ha l t en . Letzt l ich a b e r geh t es h i e r u m das P r o b l e m 
d e r E ins t immigke i t d e r Großmächte, das o h n e Zweife l zu 
d e n K e r n f r a g e n de r S a t z u n g gehört. 
I m wesen t l i chen v e r t r e t e n also Ost u n d Wes t e n t g e g e n g e ­
setzte Auffassungen . D e n übrigen UN-Mi tg l i ede rn b le ib t es 
anhe imges te l l t , für e ine Angle ichung dieser D ive rgenzen zu 
sorgen. So h a t Bras i l i en w iede rho l t vorgeschlagen, d ie U N O -
C h a r t a durch ein Kap i t e l über f r i edense rha l t ende O p e r a t i o n e n 
zu ergänzen6. Dieser Vorschlag f and jedoch b i she r n u r g e ­
r inge Unterstützung; e r ve rspr ich t n u r Erfolg, w e n n sich die 
Großmächte über d e n I n h a l t e ines solchen Kap i t e l s einig 
s ind. S ind sie sich a b e r über die f r i edense rha l t enden O p e ­
r a t i o n e n einig, so erschein t e in solches Kap i t e l unnötig. Die 
Übereinstimmung könnte d a n n d e m F r a g e n k o m p l e x d e r f r i e ­
d e n s e r h a l t e n d e n O p e r a t i o n e n u n m i t t e l b a r z u g u t e k o m m e n . 
Auch d ie F i n a n z i e r u n g d e r f r i edense rha l t enden O p e r a t i o n e n 
spie l t e ine b e d e u t e n d e Rolle. Es geh t h ie rbe i nicht in e r s t e r 

Der deutsche Ständige Be­obachter bei den Vere in ten Nationen. Botschafter Ale­xander Böker, bei der Un­terzeichnung des Abkom­mens über das P rek Thnot -Entwicklungsprojekt am oberen Mekong, an dem sich die Bundesrepubl ik Deutschland angemessen be­teiligt. Man sieht Genera l ­sekretär U Thant die Zu­friedenheit über die deut ­sche Beteil igung an, was er im übrigen auch deutlich mi t Worten zum Ausdruck brachte . (Vgl. S. 205 dieser Ausgabe.) V. 1. n . r . : UN-Rechtsberater C. A. Stavro-poulos, Botschafter Alexan­der Böker, Generalsekretär U Thant , Kabinettschef und Ste l lver t re tender Generalse­kretär für Angelegenhei ten der Genera lversammlung, C. V. Naras imhan. 
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Linie u m Geld. U n d F r a n k r e i c h u n d die Sowje tun ion , die sich 
s te ts geweiger t haben , für die f r i edense rha l t enden O p e r a t i o ­
n e n zu zahlen , t a t e n das nicht aus Knause r igke i t . Die U S A 
e inerse i t s , F r a n k r e i c h u n d die Sowje tun ion a n d e r e r s e i t s 
k o n n t e n sich nicht darüber einigen, ob die F i n a n z i e r u n g 
f r i edense rha l t ende r Ope ra t i onen als Pflichtbeiträge d e n M i t ­
g l i eds taa ten aufge las te t w e r d e n könnten. Bekann t l i ch h a t 
dieses P r o b l e m v o r e in igen J a h r e n die G e n e r a l v e r s a m m l u n g 
schon e i n m a l a n den R a n d de r to t a l en Arbeitsunfähigkeit 
gebracht . Die USA b e h a u p t e n , daß a n d e r e Großmächte 
(Frankre ich u n d Sowjetunion) im Ver lauf von V e r h a n d l u n g e n , 
die schließlich d e n to ten P u n k t über die A n w e n d u n g des 
Ar t ike l s 19 de r C h a r t a (Zahlungsrückstand u n d Folgen) über­
w a n d e n , ve r sp rochen hätten, sofort großzügige Beiträge zu 
le is ten, u m das aufge laufene Defizit de r U N O infolge d e r 
durchgeführten f r i edense rha l t enden Ope ra t i onen in Nahos t 
u n d vor a l l em i m Kongo zu reduz ie ren . Nach Z a h l u n g solcher 
Beiträge wol l t en d a n n die USA i h r e n Be i t r ag z u m A b b a u des 
Defizits le is ten. Diese I n t e r p r e t a t i o n stößt jedoch auf d e n 
Wide r sp ruch d e r Sowje tun ion u n d F rank re i chs , die b e h a u p ­
ten , sich be re i t erklärt zu haben , i h r e Beiträge nach d e r B e i ­
t r ags l e i s tung d e r U S A zu le is ten. 
Auch a n d e r e Bemühungen, das finanzielle P r o b l e m d e r f r i e ­
d e n s e r h a l t e n d e n Ope ra t i onen zu lösen, sche i te r ten b i she r a n 
d e r erwähnten F r a g e d e r Zuständigkeit d ieser O p e r a t i o n e n 
durch S icherhe i t s ra t oder G e n e r a l v e r s a m m l u n g . Die Sowje t ­
un ion v e r t r i t t d ie Auffassung, daß n u r de r S icherhe i t s ra t 
A u s g a b e n bewi l l igen k a n n . Sie b e h a u p t e t darüberhinaus in 
d e r Sache, die In t e r e s sen d e r k l e ine ren UN-Mi tg l i eds t aa t en 
seien durch d re i Maßnahmen ausre ichend berücksichtigt: 
1. durch d ie E r w e i t e r u n g d e r Mitgl iedschaft des S icherhe i t s ­
r a t e s von 11 auf 15, vo r a l l em in de r Absicht, d e n k l e i n e r e n 
u n d j u n g e n S t a a t e n ein größeres S t immgewich t be i d e n 
Ratsbeschlüssen zu geben; 2. du rch Ar t ike l 50 d e r Cha r t a , 
d e r B e r a t u n g e n mi t a l len Mi tg l i eds taa ten vors ieht , die sich 
durch e inen Beschluß des R a t s b e s o n d e r e n wir tschaf t l ichen 
P r o b l e m e n gegenübergestellt sehen ; 3. durch A r t i k e l 44, d e r 
d ie Be te i l igung a l ler Länder, die Beiträge für v o m R a t b e ­
wil l ig te Ope ra t i onen geleis tet haben , bei Einsatzbeschlüssen 
des S icherhe i t s ra t s vors ieh t . 
Diese I n t e r p r e t a t i o n stößt jedoch auf W i d e r s t a n d bei v ie len 
UN-Mi tg l i ede rn . Diese b e r u f e n sich auf Ar t ike l 17 d e r 
C h a r t a , demzufolge die A u s g a b e n d e r Organ i sa t ion v o n d e n 
Mi tg l i edern nach e inem von d e r G e n e r a l v e r s a m m l u n g fes t ­
zuse tzenden Verteilungsschlüssel g e t r a g e n w e r d e n . Ke ine d e r 
a n d e r e n im L a u f e d e r J a h r e vorgesch lagenen Methoden , wie 
z u m Beispiel da s Defizit durch freiwil l ige Beiträge zu b e ­
gleichen oder du rch e ine b e s o n d e r e Ver t e i lung oder aus d e m 
regulären H a u s h a l t oder durch Z a h l u n g e n durch d e n A n ­
gre i fer oder du rch al le Ständigen Mitg l ieder des S iche rhe i t s ­
r a t s , h a t a l lgemeine Z u s t i m m u n g finden können. 
Angesichts d ieser Lage mach t e d ie Sowje tun ion 1967 d e n 
Vorschlag, sich e r n e u t auf e ine Lösung i m R a h m e n d e r A r ­
t ike l 43 u n d 47 zu konzen t r i e ren 7 . D e r Vorschlag fand e r h e b ­
liche Beach tung . Die sei t 1946 m i t großen U n t e r b r e c h u n g e n 
a n d a u e r n d e D e b a t t e über die g e n a u e B e d e u t u n g des Ar t ike l s 
43 w a r zunächst d a v o n ausgegangen , daß die ge fo rde r t en 
Streitkräfte aus a l len militärischen Bere ichen z u r Verfügung 
gestel l t w e r d e n sol l ten. Dieser F o r d e r u n g k o n n t e n offensicht­
lich n u r die Großmächte n a c h k o m m e n . Später wol l t e m a n 
dieses D i l e m m a u m g e h e n u n d a n se iner Ste l le V e r e i n b a r u n ­
g e n mi t ve rsch iedeenen UN-Mi tg l i ede rn treffen, d ie i h r e r ­
sei ts bestimmte T r u p p e n t e i l e für die f r i edense rha l t enden 
O p e r a t i o n e n bere i t s t e l l en würden. Nichts in d e r C h a r t a 
spr ich t gegen e ine solche Methode , sie w i r d v i e l m e h r spez i ­
fisch in A r t i k e l 43 Absa tz 1 erwähnt. D e r G e n e r a l s t a b s a u s ­
schuß soll te gleichzeitig in se inen Befugnissen gestärkt w e r ­
den . T ro t z anfänglicher Bege i s t e rung für d e n sowjet ischen 
Vorschlag, k a m m a n nicht we i te r . So e r h o b sich d ie F r a g e , 

wie m a n den Befeh l shabe r de r T r u p p e n b e s t i m m e n soll te 
u n d welche n e u e n P r o b l e m e d a d u r c h geschaffen würden. 
Wei t e r : Würde die Ins t i t u t iona l i s i e rung d e r F r i e d e n s e r h a l ­
t u n g i m R a h m e n von Ar t ike l 43 die Befugnisse des G e n e r a l ­
sekretärs u n d de r G e n e r a l v e r s a m m l u n g w e i t e r einschränken? 
Welche Rolle soll te d e r Generalstabsausschuß spielen? Wür­
d e n poli t ische Überlegungen le tz ten Endes nicht doch a u s ­
schlaggebend sein? 
I m März dieses J a h r e s t r a t d e r 33er Ausschuß zu e r n e u t e n 
B e r a t u n g e n z u s a m m e n . Zunächst h a t t e es d e n Anschein, als 
ob durch die unterschiedl iche C h a r t a i n t e r p r e t a t i o n sogar 
d ie von d e r G e n e r a l v e r s a m m l u n g geforder te U n t e r s u c h u n g 
selbst ve re i t e l t w e r d e n würde. D e n n einige S t a a t e n gaben vor, 
daß d e r a l le inige Zweck de r U n t e r s u c h u n g d a r i n bes tehe , 
d e m S icherhe i t s ra t u n d d e m Generalstabsausschuß bei d e r 
Durchführung von Kap i t e l VI I de r C h a r t a über Maßnahmen 
bei B e d r o h u n g oder Bruch des F r i e d e n s u n d bei Angr i f f s ­
h a n d l u n g e n behilflich zu sein. A n d e r e S t a a t e n w a r e n h i n ­
gegen d e r Meinung , daß die U n t e r s u c h u n g dazu d ienen solle, 
d ie E r f a h r u n g e n de r U N O mi t Zwangsmaßnahmen zu u n t e r ­
suchen u n d d a d u r c h die G r u n d l a g e n für ein w i r k s a m e s S y ­
s t em in d e r Zukunf t zu schaffen. Wiede r a n d e r e Ausschuß­
mi tg l i ede r u n d auch Nich tmi tg l ieder u n t e r b r e i t e t e n Ans ich­
t e n zu r F rage , w a s ge tan w e r d e n solle, u m die Fähigkeit d e r 
Ve re in t en Nat ionen , f r i edense rha l t ende Opera t ionen zu u n t e r ­
n e h m e n , zu stärken. Ber ichte w u r d e n vorge leg t von Schweden , 
USA, Großbritannien, K a n a d a sowie von den s k a n d i n a v i ­
schen S t a a t e n Dänemark, F i n n l a n d u n d Norwegen 8 . Von d i e ­
sen achtLändern h a b e n d ie v ie r nord i schen S t a a t e n Schweden , 
F inn l and , N o r w e g e n u n d Dänemark, fe rne r K a n a d a , n a t i o ­
n a l e T r u p p e n e i n h e i t e n speziell für f r i edense rha l t ende O p e ­
r a t i o n e n d e r U N ausgebi lde t u n d abgeste l l t . Die Ber ich te 
d ieser Länder fußten we i tgehend auf ausführlichen D a r l e ­
g u n g e n aus n a t i o n a l e r Sicht über Erfolg bzw. Mißerfolg 
dieser spezia l i s ier ten T r u p p e n . 
Auf Vorschlag des i ta l ienischen V e r t r e t e r s 9 beschloß E n d e 
Mai 1968 e ine Arbei t sgruppe 1 0 , sich zunächst m i t d e m e r s t en 
E n t w u r f e iner S tud ie über Militärische Beobachter, d ie v o m 
S icherhe i t s ra t e n t w e d e r e ingesetz t ode r ermächtigt w o r d e n 
w a r e n oder w e r d e n würden, zu befassen. Die U n t e r s u c h u n g 
soll te d re i P u n k t e prüfen: 
1. Stärke u n d A u s s t a t t u n g de r UN-Beobach te r , i h r e R e k r u ­

t i e r u n g u n d Organisa t ion , Ausrüstung u n d D iens t l e i s t un ­
gen sowie finanzielle F r a g e n ; 

2. Bez iehungen zwischen d e n Beobach te rn u n d d e m S t a a t 
(den S taa ten) , auf dessen (auf deren) Gebie t sie ope r i e ren ; 

3. De r S t a t u s d e r Beobachter , i h r e Pr iv i l eg ien u n d I m m u n i ­
täten sowie d ie D a u e r u n d die Beend igung ih re s Auf t rags . 

De r 33er Ausschuß g a b a m 2. J u l i 196811 in e inem e r s t en 
Zwischenber ich t A u s k u n f t über den seit März erzie l ten F o r t ­
schr i t t u n d kündigte e inen u m f a s s e n d e r e n Ber icht für H e r b s t 
1968 zur Diskuss ion du rch den pol i t ischen Sonderausschuß u n d 
durch das P l e n u m d e r 23. G e n e r a l v e r s a m m l u n g an. 
De r e r s t e Schr i t t für eine w e i t e r g e h e n d e B e h a n d l u n g des T h e ­
m a s w a r somit ge tan . Die U S A schlugen desha lb sogleich 
vor , nach Abschluß d e r U n t e r s u c h u n g über die militärischen 
Beobachtermissionen a ls nächstes T h e m a die U n t e r s u c h u n g 
solcher O p e r a t i o n e n zu wählen, bei denen Streitkräfte u n d 
T r u p p e n k o n t i n g e n t e e ingesetz t w e r d e n . 
Die U n t e r b r e i t u n g eines vollständigen Ber ichts schließt j e ­
doch, w ie die Sowje tun ion wiede rho l t erklärt ha t , k e i n e s ­
wegs d ie Möglichkeiten d e r Rea l i s i e rung von A r t i k e l 43 u n d 
47 in Kap i t e l VI I d e r C h a r t a aus . Die U S A h a b e n zu v e r ­
s t ehen gegeben, daß sie solchen V e r h a n d l u n g e n nicht a b ­
l e h n e n d gegenüberstünden, andere r se i t s a b e r n icht g laub ten , 
daß d e r 33er-Ausschuß d a s geeignete F o r u m für solche B e ­
mühungen sei. 
Die Vere in t en N a t i o n e n w e r d e n das T h e m a d e r f r i edenser -
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h a l t e n d e n Ope ra t i onen auf d ie e ine oder a n d e r e Weise we i t e r 
ver fo lgen müssen, wobe i d ie gegenwärtig b e s t e h e n d e n O p e ­
r a t i o n e n mi t Militärbeobachtern a m Suezkana l , durch die 
U N - T r u p p e n auf Z y p e r n u n d in K a s h m i r E r f a h r u n g s m a t e r i a l 
l iefern. 

1 UN-Doc. A/RES/2006 (XIX) vom 18. Feb rua r 1965. Die 33 Mit­glieder des Ausschusses s ind: Äthiopien, Afghanistan, Algerien, Argent inien, Austral ien, Brasil ien, El Salvador, Frankreich, Großbritannien, Indien, I rak , I tal ien, Japan , Jugoslawien, Kana ­da, Mauretanien, Mexiko, Nieder lande, Nigeria, Österreich, P a k i ­stan, Polen, Rumänien, Schweden, Sierra Leone, Sowjetunion, Spanien, Thailand, Tschechoslowakei, Ungarn, USA, Venezuela, VAR. 
2 UN-Doc. A/RES/2220 (XXI) vom 19. Dezember 1966. 
3 UN-Doc. A/RES/2249 (S-V) vom 23. Mai 1967. 4 UN-Doc. A/RES/2308 (XXII) vom 13. Dezember 1967. 
5 UN-Doc. A/6701/Add. 1, Absatz 30. 6 UN-DOC. A/AC. 121/SR. 33 vom 29. März 1968. 
7 UN-Doc. A/AC. 121/SR. 23 vom 16. Februar 1967. 
8 Schweden-A/AC. 121/11 vom 20. März 1968; USA-A/AC. 121/15 vom 21. Mai 1968; Großbritannien-A/AC. 121/16 vom 29. Mai 1968; Kanada-A/AC. 121/17 vom 19. J u n i 1968; Niederlande-A/AC. 121/18 vom 26. J u n i 1968; Dänemark-A/AC. 121/12 vom 29. März 1968; F inn land-A/AC. 121/13 vom 29. März 1968 und Norwegen-A/AC. 121/14 vom 28. März 1968. 
9 UN-Doc. A/AC. 121/SR. 32 vom 27. März 1968. 

10 Mitglieder der Arbei tsgruppe sind: Kanada, Mexiko, Tschecho­slowakei, VAR sowie USA, Sowjetunion, Großbritannien und Frankre ich . 
11 UN-Doc. A/7131 vom 2. Ju l i 1968. 

Weitere Bemühungen u m eine Definition 
des Begriffs >Aggression< 
Der a m 18. D e z e m b e r 1967 von de r 22. G e n e r a l v e r s a m m l u n g 
e ingese tz te , a u s 35 Mi tg l iedern gebi lde te Sonderausschuß z u r 
Def in i t ion des Begriffs >Aggression<1 b e g a n n in Genf a m 4. 
J u n i 1968 se ine e r s t e Arbe i t s t agung u n d b e e n d e t e sie m i t e i n i ­
gen U n t e r b r e c h u n g e n nach 5wöchigem, e r t r a g r e i c h e m M e i ­
n u n g s a u s t a u s c h a m 6. Ju l i m i t d e m Gesuch a n d ie 23. G e n e ­
r a l v e r s a m m l u n g , d e n Auf t rag des Ausschusses kurzf r i s t ig zu 
verlängern, u m i h m die Möglichkeit zu geben , d e r diesjäh­
r igen V e r s a m m l u n g noch vor i h r e r Beend igung e i n e n Ber ich t 
m i t e i nem E n t w u r f e iner a l lgemein a n e r k a n n t e n Defini t ion 
des Begriffs > A g g r e s s i o n vorzulegen. De r Ausschuß schien in 
w e n i g e n Wochen größere For t sch r i t t e gemach t zu h a b e n als 
a l le früheren U N - O r g a n e , die sich sei t 1950 per iodisch mi t 
d i e sem k o m p l e x e n P r o b l e m befaßt h a t t e n , wei l s ie sich in 
i h r e n Bemühungen hauptsächlich von d e n unterschiedl ichen, 
ansche inend u n v e r e i n b a r e n I n t e r p r e t a t i o n e n d e r Aggress ion 
d u r c h d ie wes t l iche u n d d ie östliche Auf fassung b e h i n d e r t 
sahen . 
D e r B e h a n d l u n g des Aggress ions themas du rch d e n S o n d e r a u s ­
schuß lagen k o n k r e t e Vorschläge d e r T e i l n e h m e r s t a a t e n z u ­
g r u n d e . D e r V e r t r e t e r U r u g u a y s schlug vor , d e r Arbe i t des 
Ausschusses von Anfang an dadu rch e ine b e s t i m m t e Rich tung 
zu geben , daß e r forder te , d ie schließlich e r a r b e i t e t e Def in i ­
t ion solle e n t w e d e r Teil de r C h a r t a oder Gegens t and e iner 
S o n d e r k o n v e n t i o n oder a b e r in F o r m e ine r Entschließung d e r 
G e n e r a l v e r s a m m l u n g verkündet w e r d e n . Aussch laggebend für 
d ie W a h l d e r technischen F o r m des I n s t r u m e n t s u n d für die 
A r t de r E ing l i ede rung in die R e c h t s s t r u k t u r d e r Vere in ten 
N a t i o n e n müsse jedoch d ie e in s t immige Z u s t i m m u n g a l le r 
UN-Mi tg l i eds t aa t en sein2 . 
De r Ausschuß befaßte sich m i t 2 K a t e g o r i e n von Aggress ion: 
m i t d e r bewaffne ten , d i r e k t e n Aggress ion u n d mi t d e n v e r ­
sch iedenen F o r m e n d e r i n d i r e k t e n Aggress ion . De r indones i ­
sche V e r t r e t e r g a b zu bedenken , daß die i n d i r e k t e Aggress ion 
z u m Beispiel in ideologischer F o r m oft d ie größere Gefahr 
dars te l le 3 . Mex iko w a r a n d e r e r M e i n u n g u n d forder te die 
A u s k l a m m e r u n g d e r i nd i r ek t en Aggress ion angesichts de r in 
d e n Ar t . 39 u n d 51 de r U N - C h a r t a e n t h a l t e n e n Bes t immungen , 
d ie sich auf d ie Befugnisse des S icherhe i t s ra t s in de r Def in i ­
t ion von Aggress ion u n d auf da s Recht de r ind iv idue l len u n d 
ko l l ek t iven Se lbs tve r t e id igung i m Fa l l e e ines bewaffne ten 
Angri f fs beziehen4 . Großbritannien, das seit J a h r e n se ine B e ­
d e n k e n über d ie Nützlichkeit e ine r a b s t r a k t e n Defini t ion de r 

Vereinte Nat ionen 6/68 

Aggress ion vo rgeb rach t h a t t e u n d p r a g m a t i s c h d e n S icher ­
h e i t s r a t j ewei l s b e s t i m m e n lassen wil l , w a n n e ine Aggress ion 
vorl iegt , w a n d t e sich später auch gegen d ie A u f n a h m e v o n 
w i r t s c h a f t l i c h e r oder k u l t u r e l l e r Aggression< in d ie U n t e r ­
suchungen , da d ie U N - C h a r t a e r s t ens ke inen d e m e n t s p r e c h e n -
d e n H i n w e i s e n t h a l t e u n d e ine w e i t e r e Kompl i z i e rung e ine r 
ohneh in schwier igen F r a g e doch u n b e d i n g t v e r m i e d e n w e r d e n 
solle5. 
A b g e s e h e n v o n d e r F r a g e , we lchen I n h a l t d ie v o m A u s ­
schuß e r a r b e i t e t e Defini t ion des Begriffs >Aggression< h a b e n 
soll te, s te l l te sich d ie schon a n g e d e u t e t e s c h w e r w i e g e n d e r e 
F rage , ob u n d i nwiewe i t d ie in d e r U N - C h a r t a e n t h a l t e n e n 
Befugnisse des S iche rhe i t s r a t s d u r c h e ine a b s t r a k t e Def ini t ion 
d e r Aggress ion beeinflußt u n d gegebenenfa l l s beschränkt 
würden. 
Der i ta l ienische V e r t r e t e r w a r d e r Ans ich t - d ie später w e i t ­
gehend Unterstützung fand - , daß es d e m S iche rhe i t s ra t über­
lassen b le iben müsse, a l le H a n d l u n g e n zu ident i f iz ieren, d ie 
e ine B e d r o h u n g des F r i e d e n s , e i n e n F r i e d e n s b r u c h ode r e inen 
Aggress ionsak t da rs te l l t en , da d e r R a t gemäß d e r U N - C h a r t a 
auch m i t d e r H a u p t v e r a n t w o r t u n g für d ie A u f r e c h t e r h a l t u n g 
von F r i e d e n u n d Sicherhe i t in d e r Wel t be la s t e t sei . De r S o n ­
derausschuß müsse sich d a h e r in se iner Defini t ion, u n t e r H e r ­
anz i ehung k o n k r e t e r pol i t i scher Beispiele , auf ju r i s t i sche B e ­
griffe beschränken. G h a n a fo rde r t e e i n e n K a t a l o g a l le r H a n d ­
lungen , d ie e ine Aggress ion dars te l len 7 . E s fand d ie Z u s t i m ­
m u n g Rumäniens, das , sich auf d e n V i e t n a m k r i e g bez iehend , 
me in te , d ieser Kr i eg hätte v e r m i e d e n w e r d e n können, w e n n 
m a n e ine g e n a u e Def ini t ion d e r Aggress ion besessen h a b e u n d 
sich nicht auf sub j ek t i ve Auf fassungen d e r be te i l ig ten Länder 
hätte ve r l a s sen müssen8. Die U S A wiesen diese K o m b i n a t i o n 
sofort en tsch ieden zurück. Aus t r a l i en , da s 1967 gegen d ie E r ­
r i ch tung des Sonderausschusses g e s t i m m t h a t t e , a b e r d e n ­
noch zu se inem Mitgl ied gewählt w o r d e n w a r , w iede rho l t e 
se ine Ansich t - s e h r z u m U n w i l l e n d e r i m Ausschuß a n w e s e n -
Die Deutsche Bundespost gibt am 10. Dezember 1968, dem 20. J ah re s ­tag der Verkündung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte durch die Vereinten Nationen, un tens tehende Sondermarke im Wer t von 30 Pfennig heraus . Die Auflage beträgt 30 Millionen Stück. Als Motiv zeigt die Marke das von einem Ölzweig bekränzte F lammen­zeichen, das Symbol des Menschenrechtsjahres 1968. 
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d e n k l e ine ren S t a a t e n - , daß es ke ine V e r a n l a s s u n g sähe, e ine 
Def ini t ion d e r Aggress ion a ls Mi t te l z u r E r h a l t u n g von F r i e ­
d e n u n d Sicherhe i t vo ranzu t r e iben , da j e d e Defini t ion n o t ­
w e n d i g e r w e i s e u n v o l l k o m m e n se in müsse u n d Unzulänglich­
ke i t en Möglichkeiten für w e i t e r e Aggre s s ionshand lungen b i e ­
t e n würden. I m übrigen sei e ine g e n a u e Def ini t ion während 
d e r Gründungskonferenz d e r Ve re in t en N a t i o n e n in S a n 
F r a n z i s k o m i t Absicht ausge lassen w o r d e n , u m d e m Sicher ­
h e i t s r a t d ie größtmögliche Fre ihe i t be i d e r Fes t s t e l lung von 
Aggre s s ionshand lungen zu geben ' . 
D e m Ausschuß w u r d e n zunächst 2 Entschließungsentwürfe 
vorgelegt . De r e r s t e E n t w u r f s t a m m t e von Alger ien , G h a n a , 
G u y a n a , Indones ien , Jugos lawien , Kongo, M a d a g a s k a r , S u d a n , 
Syr ien , Uganda , V A R u n d Z y p e r n ; e r e m p f a h l de r G e n e r a l ­
v e r s a m m l u n g die A n n a h m e e ine r »Erklärung über die A g ­
gression«10. De r E n t w u r f definier t d ie Aggress ion 
> a ls G e w a l t a n w e n d u n g in i rgende ine r F o r m durch e inen 

S t a a t oder e ine G r u p p e v o n S t a a t e n gegen d ie Bevölkerung 
oder das Geb ie t e ines a n d e r e n S t a a t e s oder e ine r G r u p p e 
von S taa t en , oder 

> a ls G e w a l t a n w e n d u n g in i r g e n d e i n e r F o r m , welche die 
t e r r i t o r i a l e U n v e r s e h r t h e i t , Souveränität u n d pol i t ische 
Unabhängigkeit dieses S t a a t e s ode r d ieser S t a a t e n auf e ine 
a n d e r e Weise beeinflußt, 

außer w e n n sie i n Ausübung des unveräußerlichen Rechts d e r 
ind iv idue l len oder ko l l ek t iven Se lbs tve r t e id igung oder d u r c h 
Ermächtigung eines zuständigen O r g a n s d e r V e r e i n t e n N a ­
t ionen erfolgt . 
D e r E n t w u r f n a n n t e a l s d i r e k t e Aggre s s ionshand lungen 
Kriegserklärung; militärische Invas ion , Bese tzung u n d E i n ­
g l i ede rung ; Luf tangr i f fe ; Blockade d e r W a s s e r w e g e u n d des 
Zugangs zu Häfen; B o m b a r d i e r u n g u n d Einsa tz v o n V e r n i c h ­
tungswaf fen . De r E n t w u r f befaßte sich f e r n e r m i t d e n po l i ­
t ischen, wir tschaf t l ichen, s t ra teg ischen , sozialen u n d ideologi ­
schen A s p e k t e n d e r Aggress ion . 
Ba ld d a r a u f w u r d e d e m Ausschuß ein 4-Mächte-Entwurf von 
E k u a d o r , Ko lumbien , M e x i k o u n d U r u g u a y vorgelegt . E r b e s a g ­
t e u . a., daß n u r die Ve re in t en Na t ionen in Erfüllung ih re r Auf­
gabe , d e n Wel t f r ieden u n d d ie i n t e rna t i ona l e S icherhe i t zu e r ­
ha l t en , berecht ig t seien, in Übereinstimmung m i t d e r C h a r t a 
G e w a l t a n z u w e n d e n . Ähnlich w i e d e r 12-Mächte-Entwurf 
zählte d e r l a t e inamer ikan i sche T e x t b e s t i m m t e Aggress ions ­
h a n d l u n g e n auf, beschränkte sich jedoch auf H a n d l u n g e n d e r 
d i r e k t e n Aggress ion. 
Die Reak t ionen d e r Ausschußmitglieder auf d ie be iden E n t ­
würfe w a r e n getei l t . Al le wiesen auf die Ähnlichkeit oder t e i l ­
we ise Gleichhei t v ie ler B e s t i m m u n g e n w ie auf d ie b e s t e h e n ­
d e n e rns tha f t en recht l ichen Defekte h in . Es e r h o b sich u. a. 
die F rage , w ie Aggres s ionshand lungen b e h a n d e l t w e r d e n sol l ­
t en , in d e n e n k e i n e Kriegserklärung abgegeben w o r d e n sei 
- e in H i n w e i s von bu lgar i scher Se i te auf d ie amer ikan i sche 
Invo lv i e rung in V i e t n a m u n d d ie israel ische im N a h e n Osten1 1 . 
We i t e r ; Welche V e r a n t w o r t u n g e n h a b e n die Aggressoren? I s t 
e in H i n w e i s auf »subversive Handlungen<, w i e e r i m l a t e i n ­
amer ikan i schen E n t w u r f e n t h a l t e n ist , gerecht fer t ig t? Wo 
l iegt die T r e n n u n g zwischen Subver s ion u n d Aggress ion? 
Die kr i t i schs te I n t e r p r e t a t i o n d e r be iden Entwürfe k a m von 
d e r Sowjetunion1 2 . Sie w a n d t e sich n ich t n u r gegen d ie v a g e n 
F o r m u l i e r u n g e n d e r be iden Tex t e , sonde rn s ah auch d ie Rolle 
de s S icherhe i t s ra t s be i d e r Fes t s t e l lung e iner Aggress ion g e ­
fährdet. Diese R e a k t i o n s t eh t in d i r e k t e m Z u s a m m e n h a n g mi t 
d e r Tatsache , daß die Sowje tun ion w ie F rank re i ch , Großbri­
tann ien , Ch ina u n d die USA ständiges Mitgl ied des S icher ­
h e i t s r a t s ist, da s Vetorecht bes i tz t u n d somit u n u m g e h b a r a n 
d e r Ident i f iz ie rung e iner even tue l l en Aggress ion bete i l ig t ist. 
- Die B e h a n d l u n g de r tschechischen Kr i s e i m S icherhe i t s ra t 
g ib t da s jüngste Beispiel hierfür. 

Dieses Vor rech t au fzugeben ode r z u g u n s t e n e ine r v o n d e r 
Wel to rgan i sa t ion hauptsächlich auf B e t r e i b e n d e r k l e i n e r e n 
Mi tg l i eds t aa t en fo rmu l i e r t en u n d gebi l l ig ten Def ini t ion d e r 
Aggress ion a ls Richt l in ie für d e n S iche rhe i t s ra t einzuschrän­
ken, k a n n k a u m e r w a r t e t w e r d e n . Jedoch auch d e r a m e r i k a ­
nische V e r t r e t e r s ah in d e n b e i d e n Entwürfen k a u m m e h r 
als e ine Diskussionsbasis1 8 , z u m a l nach a m e r i k a n i s c h e r M e i ­
n u n g d ie G e w a l t a n w e n d u n g n icht a ls Aggress ion a n g e s e h e n 
w e r d e n könne, w e n n sie n icht k l a r d ie Grundsätze d e r U N -
C h a r t a ver le tze . Ebenso könne m a n nicht o h n e w e i t e r e s d e n ­
jenigen , d e r G e w a l t zue r s t a n w e n d e , als Aggressor bezeichnen, 
da e ine solche Def ini t ion n ich t d ie gerech t fe r t ig te G e w a l t a n ­
w e n d u n g nach s u b v e r s i v e n H a n d l u n g e n ausländischer S t a a t e n 
auf d e m Gebie t e ines a n d e r e n S t a a t e s er fasse . E in S t a a t 
könnte so unge rech t f e r t i g t e rwe i se z u m Aggressor ges t empe l t 
w e r d e n , obwoh l se ine G e w a l t a n w e n d u n g n u r in S e l b s t v e r t e i ­
d igung, d. h. i n R e a k t i o n auf Subve r s ion u n d Inf i l t ra t ion , 
erfolge. 
Die m i t präzisen A r g u m e n t e n ange re i che r t en R e d e n u n d 
G e g e n r e d e n führten schließlich z u r F o r m u l i e r u n g e ines 3. 
E n t w u r f s , d e r v o n Ausschußmitgliedern14 vorge leg t w u r d e , d i e 
a l le be re i t s a n d e r F o r m u l i e r u n g d e r be iden früheren E n t ­
würfe mi tgea rbe i t e t h a t t e n . De r n e u e E n t w u r f en th i e l t e ine 
E m p f e h l u n g a n d ie G e n e r a l v e r s a m m l u n g , w i e es schon d e r 
12-Mächte-Vorschlag g e t a n h a t t e , e ine D e k l a r a t i o n über die 
Aggress ion zu verabsch ieden . D a n n def in ier t e r d ie Aggress ion 
a ls 
> d ie A n w e n d u n g v o n d i r e k t e r oder i n d i r e k t e r G e w a l t du rch 

e inen S t a a t gegen das Geb ie t (einschließlich t e r r i t o r i a l e r 
Gewässer u n d des Lu f t r aums) e ines a n d e r e n S t aa t e s , 
ungeach te t , ob h ie rbe i e ine E i n w i r k u n g auf d ie t e r r i t o r i a l e 
U n v e r s e h r t h e i t , Souveränität u n d poli t ische Unabhängig­
kei t dieses S t a a t e s erfolgt oder nicht , es sei denn , daß 
diese G e w a l t a n w e n d u n g du rch d ie Autorität des S icher ­
h e i t s r a t s ode r i n Ausübung des unveräußerlichen Rechts 
auf ind iv idue l le oder ko l l ek t ive Se lbs tve r t e id igung e r ­
folgt15. 

Die anschließenden Diskuss ionen befaßten sich w i e d e r m i t 
d e n recht l ichen Unzulänglichkeiten, v a g e n F o r m u l i e r u n g e n 
u n d Begr i f f sve rwi r rungen des E n t w u r f s . De r f innische V e r ­
t r e t e r h ie l t t ro tz a l len g u t e n Wil lens , da s P rob l em, d ie A g ­
gress ion zu def inieren, für unlösbar, u n d d ie a f r ikan ischen 
u n d a rab i schen S t a a t e n bemängelten das F e h l e n e i n e r R e g e ­
l u n g über G e w a l t a n w e n d u n g e ines abhängigen Volkes i m 
K a m p f u m Unabhängigkeit. D e r zu Beg inn d e r T a g u n g spür­
b a r e O p t i m i s m u s m a c h t e n u n angesichts d e r E r k e n n t n i s , daß 
diese e r s t e T a g u n g ke in zuf r iedens te l lendes D o k u m e n t über 
die Defini t ion d e r Aggress ion zuwege b r i n g e n würde, e iner 
Zurückhaltung u n d e inem A b w a r t e n P la iz . 
Die Sowje tun ion unterstützt von m i t t l e r e n S t a a t e n a l le r R e ­
g ionen schlug vor , die Arbe i t des Ausschusses e ins twei len zu 
un t e rb rechen , n icht über die vorge leg ten Entschließungsent­
würfe a b z u s t i m m e n u n d die G e n e r a l v e r s a m m l u n g u m e ine 
Mandatsverlängerung zur Fe r t i g s t e l l ung d e r Arbe i t zu e r s u ­
chen. De r Vorschlag w u r d e m i t 18 J a - S t i m m e n bei 8 E n t h a l ­
t u n g e n angenommen 1 6 . Die 23. G e n e r a l v e r s a m m l u n g v o m 
Herbs t 1968 w i r d sich mi t d e m Ber ich t des Sonderausschusses 1 7 
befassen u n d über d e n F o r t g a n g d e r Bemühungen u n d V e r ­
h a n d l u n g e n beschließen. 
1 Vgl. den vorhergehenden Bericht über das Thema Aggressions­bes t immung in VN 16. Jg . (1968) Heft 1, S. 20 ff. - Die Genera lver­sammlung setzte mi t dem Beschluß UN-Doc. A/RES/2330 (XXII) am 18. Dezember 1967 den Sonderausschuß ein. Seine 35 Mitglieder sollten vom Präsidenten der Genera lversammlung bes t immt wer­den. Es sind (UN-Doc. A/7061): Algerien, Austral ien, Bulgarien, Ekuador , Finnland, Frankreich, Ghana, Großbritannien, Guyana, Haiti, Indonesien, I ran, Irak, Italien, J apan , Jugoslawien, Kanada, Kolumbien, Demokrat ische Republik Kongo, Madagaskar , Mexiko, Norwegen, Rumänien, Sierra Leone, Sowjetunion, Spanien, Sudan, Syrien, Tschechoslowakei, Türkei, Uganda, Uruguay, Vereinigte Staaten, Vereinigte Arabische Republik, Zypern . 
2 UN-PR GA/3643 vom 11. J u n i 1968. 
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3 Siehe Anm. 2, aaO. 
4 Siehe Anm. 2, aaO. 
5 UN-PK GA/3651 vom 14. J u n i 1968. 
6 UN-PR GA/3647 vom 12. J u n i 1968. 
7 UN-PR GA/3650 vom 12. J u n i 1968. 8 Siehe Anm. 7, aaO. 
9 UN-PR GAra651 vom 14. J u n i 1968. 

10 UN-PR GA/3663 vom 26. J u n i 1968. - Siehe UN-Doe. A/AC. 134/L. 3 and Corr. 1 and 2 and Add. 1. 
10a UN-Doc. A/AC. 134/L. 4/Rev. 1 and Corr. 1 and Add. 1. 
11 UN-PR GA/3666 vom 28. J u n i 1968. 
12 UN-PR GA/3672 vom 1. Ju l i 1968. 
13 UN-PR GA/3675 vom 2. Ju l i 1968. 14 Ekuador , Ghana, Guyana , Indonesien, Jugoslawien, Kolumbien, Demokrat ische Republ ik Kongo, Uganda, Uruguay, Zypern . - Siehe UN-Doc. A/AC. 134/L. 6 and Add. 1 and 2. 
15 UN-PR GA/3677 vom 3. Ju l i 1968. 
16 Zus t immung : Algerien, Bulgarien, Ekuador , Ghana, Indonesien, I ran , I rak , Jugoslawien, Kolumbien, Mexiko, Rumänien, Sowjet­union, Spanien, Sudan, Syrien, Tschechoslowakei, Vereinigte Ara­bische Republik, Zypern . S t immentha l tung: Austral ien, F innland, Großbritannien, Italien, Japan , Norwegen, Türkei, ve re in ig t e Staa ten . 
17 Siehe UN-Doc. A/7185 vom 29. August 1968: Report of t h e Special Commit tee on t h e Question of Defining Aggression. 

Die Feindstaaten-Artikel der Charta im Gespräch 
Sei t e in igen J a h r e n bemüht sich bekann t l i ch d ie deu t sche 
B u n d e s r e g i e r u n g u m d e n Aus tausch von Gewa l tve rz i ch t se r ­
klärungen m i t d e r Sowje tun ion u n d gegebenenfa l l s darüber­
h i n a u s m i t a n d e r e n Ostblocks taa ten . Sie wil l d a m i t k l a r s t e l ­
len, daß sie n ich t d a r a n denk t , i h re poli t ischen Ziele a n d e r s 
a ls m i t f r iedl ichen Mi t t e ln anzus t reben . I n d iesem Z u s a m m e n ­
h a n g h a t d ie B u n d e s r e g i e r u n g de r Sowje tun ion d e n E n t w u r f 
e ine r Erklärung über die N i c h t a n w e n d u n g von G e w a l t über­
geben . I n i h m bekräftigt sie u n t e r a n d e r e m die Verpfl ichtung, 
»ihre Pol i t ik en t sp rechend den Pr inz ip ien d e r C h a r t a d e r 
V e r e i n t e n Na t ionen , insbesondere ih res Ar t ike l s 2, zu v e r ­
folgen«. 
I n i h r e m A n t w o r t m e m o r a n d u m v o m 21. N o v e m b e r 1967 u n d 
d a n n w i e d e r in i h r e m Aide -Memoi re v o m 5. J u l i 1968 weis t 
d ie S o w j e t u n i o n auf d ie Ar t ike l 107 u n d 53 de r Cha r t a , die 
s o g e n a n n t e n F e i n d s t a a t e n - A r t i k e l h in , d ie nach i h r e r Auf­
fassung für die B u n d e s r e p u b l i k Deutsch land w e i t e r h i n Gül­
t igke i t hätten. Danach mache die C h a r t a ke ine Maßnahmen 
ungültig ode r u n a n w e n d b a r , die als Folge des Kr ieges von 
d e n (Sieger-) S t a a t e n gegen einen (Verl ierer-) S t a a t ergr i f fen 
würden. G e g e n die W i e d e r a u f n a h m e e ine r aggress iven Po l i ­
t ik se i tens e ines ehema l igen feindlichen S t aa t e s könnten e n t ­
sp rechende Maßnahmen getroffen w e r d e n . 
Nach B e k a n n t w e r d e n des Notenwechsels 1 u n d d e r H e r a n ­
z i ehung d e r F e i n d s t a a t e n - A r t i k e l Mi t t e J u l i dieses J a h r e s 
l e h n t e n d ie Westmächte die Auffassung d e r Sowje tun ion e i n ­
mütig, w e n n auch in unterschiedl ichen F o r m u l i e r u n g e n , als 
längst überholt bzw. in de r Sache nicht a n w e n d b a r ab . 
Es w a r natürlich, daß m a n Generalsekretär U Thant be i 
e r s t e r Ge legenhe i t nach seiner Aus legung d e r F e i n d s t a a t e n -
A r t i k e l d e r C h a r t a f ragen würde. Das w a r auf e ine r P r e s s e ­
konfe renz a m 23. S e p t e m b e r de r Fal l . Auf d ie F rage , ob e r 
g laube , daß e iner d e r Al l i ie r ten des Zwei ten Wel tk r i egs h e u t e 
noch d a s Recht hätte, gemäß der U N - C h a r t a in Os t - oder in 
W e s t d e u t s c h l a n d zu in te rven ie ren , sagte d e r G e n e r a l s e k r e ­
tär2: 
»Es geh t h i e rbe i in e r s t e r L in ie u m die recht l iche Aus l egung 
gewisse r A r t i k e l d e r C h a r t a . Zunächst möchte ich sagen, daß 
d e r Generalsekretär die C h a r t a in t e rp re t i e r t , w e n n se ine 
Aufgaben be t rof fen s ind oder w e n n ein O r g a n d e r Ve re in t en 
N a t i o n e n ihn u m eine solche In t e rp re t a t i on ersucht . W e d e r 
das e ine noch das a n d e r e ist h i e r de r Fal l , u n d desha lb möchte 
ich k e i n e B e m e r k u n g e n über die recht l ichen Aspek t e d e r 
e inze lnen Ar t ike l d e r C h a r t a machen . Einige Erläuterungen 
mögen jedoch a m P la t ze sein. 
Sie w e r d e n sich e r i n n e r n , daß diese be sonde ren Ar t ike l -
A r t i k e l 53 u n d Ar t ike l 107 - aus den speziellen Bed ingungen , 
die 1945 a m Schluß des Zwe i t en Wel tk r iegs vor lagen , h e r ­
rühren, u n d ich muß sagen, daß sie nicht frei von Z w e i d e u ­

t igke i t en s ind. Welchen Möglichkeiten d iesen A r t i k e l n auch 
i n n e w o h n e n mögen, w i r können d e r Ta t sache n ich t en tgehen , 
daß die Mitglieder verpflichtet sind, ihre internationalen 
Streitigkeiten, w e n n ein S t r e i t en t s t eh t , durch friedliche Mit­
tel d e r a r t zu lösen, daß d e r Wel t f r iede , die i n t e rna t i ona l e 
S icherhe i t u n d das Recht n icht gefährdet w e r d e n . Dies ist 
auch d ie Sp rache d e r C h a r t a . - D i e h ie r angeschn i t t ene F r a g e 
r ich te t sich natürlich gegen d ie Möglichkeit e ines Wiederauf ­
l ebens des Naz i smus in d e r B u n d e s r e p u b l i k Deutsch land . Ich 
g l aube nicht e inen Augenbl ick, daß i r g e n d w e r oder in d ieser 
Hins icht i rgende in Mi tg l i eds taa t wi rk l ich e in Wiede rau f l eben 
des Naz i smus in Wes tdeu t sch land wünscht. Meines Wissens 
ist d ie Reg ie rung d e r B u n d e s r e p u b l i k Deu t sch land über e ine 
solche Möglichkeit tief besorg t . In jedem Fall aber sollten 
nach meiner Auffassung nicht einseitige, s o n d e r n kollektive 
Maßnahmen, d ie da s Wesen d e r C h a r t a d e r V e r e i n t e n N a t i o ­
n e n sind, bestimmend sein.« 
Die F r a g e d e r I n t e rven t i ons r ech t e d e r S i ege r s t aa t en des 
Z w e i t e n Wel tk r i egs w u r d e auch in d e r G e n e r a l d e b a t t e d e r 
23. T a g u n g d e r G e n e r a l v e r s a m m l u n g v o n v ie len Mi tg l i ed ­
s t a a t e n angesprochen . Als e r s t e r s te l l te d e r amer ikan i sche 
Außenminister Dean Rusk ka tegor i sch fest3, daß w e d e r A r ­
t ike l 107 d e r C h a r t a noch A r t i k e l 53, noch be ide geme insam, 
noch überhaupt ein Teil d e r C h a r t a ode r des Völkerrechts 
d e r Sowje tun ion oder a n d e r e n Mi tg l i eds t aa t en des W a r ­
schauer P a k t e s oder i r gende inem sons t igen S t a a t da s Recht 
gäbe, einsei t ig u n d m i t G e w a l t i n d e r B u n d e s r e p u b l i k zu 
in t e rven ie ren . J e d e d e r a r t i g e H a n d l u n g w e r d e sofort in U b e r ­
e i n s t i m m u n g m i t d e m N A T O - V e r t r a g Se lb s tve r t e id igungs ­
maßnahmen auslösen. Z u r B e d r o h u n g d e r F re ihe i t W e s t -
Ber l in s sag te R u s k : »Die wes t l i chen Al l i i e r ten h a b e n vie le 
J a h r e l ang die g e m e i n s a m e V e r a n t w o r t u n g für die F re ihe i t 
Wes t -Be r l i n s g e t r a g e n . . . Wir , d ie w i r d iese V e r a n t w o r t u n g 
t r agen , w e r d e n e ine B e d r o h u n g oder e ine G e w a l t a n w e n d u n g 
gegen Ber l in n ich t dulden.«4 Abschließend erklärte d e r a m e ­
r ikan ische Außenminister a l lgeme in : »Die U S A u n d i h r e 
Verbündeten h a b e n gewisse feierl iche Ver te id igungsverpf l ich­
t u n g e n in Eu ropa übernommen, die d e r Wel t u n d d e n V e r ­
e in ten Na t ionen b e k a n n t s ind u n d vor d e n e n sich ke in d a s 
Recht ach tendes L a n d zu fürchten b r a u c h t . Diese Verpfl ich­
t u n g e n schließen ein, d ie Sicherhei t d e r B u n d e s r e p u b l i k u n d 
Wes t -Ber l in s b is zu d e m Tag auf rech tzue rha l t en , a n d e m die 
deu tsche Na t ion in F r i e d e n u n d F r e i h e i t in e inem s icheren 
E u r o p a w iede rve re in ig t w e r d e n k a n n . W i r w e r d e n u n s a n 
u n s e r e Verpf l ich tungen halten.«5 Wenige T a g e später, a m 
9. O k t o b e r 1968, bestätigte die amer ikan i sche Reg i e rung diese 
H a l t u n g während eines Tref fens in W a s h i n g t o n zwischen 
d e m a m e r i k a n i s c h e n Außenminister D e a n R u s k u n d d e m 
Außenminister der B u n d e s r e p u b l i k Willy BTandt. 
Die w e i t e r e n K o m m e n t a r e in d e r G e n e r a l d e b a t t e zu d ieser 
Ange legenhe i t o r i en t i e r t en sich j ewei l s a n d e m d e r B u n d e s ­
r epub l ik f reundl ichen Block, d e r von d e n U S A geführt wi rd , 
u n d a n d e m Os tdeu t sch land zugeneig ten , v o n d e r S o w j e t ­
u n i o n ge le i te ten Block kommun i s t i s che r u n d e in iger u n g e ­
b u n d e n e r , jedoch m i t d e m Ostblock aus d e n ve rsch iedens ten 
pol i t ischen u n d wir tschaf t l ichen Gründen s y m p a t h i s i e r e n d e r 
S t a a t e n Afr ikas u n d Asiens . 
De r französische Außenminister Debre b r a c h t e die sowje t i ­
sche D r o h u n g a n Deutsch land in d i r e k t e n Z u s a m m e n h a n g mi t 
d e n möglichen Gründen für die kommuni s t i s che I n t e r v e n t i o n 
in d e r Tschechoslowakei . F r a n k r e i c h s Verpf l ichtungen g e g e n ­
über d e r B u n d e s r e p u b l i k ebenso au f r ech t e rha l t end w ie die 
USA, gab Debre jedoch zu b e d e n k e n : »Frankreich h a t n ie e in 
G e h e i m n i s d a r a u s gemacht , daß es die Einsicht d e r b u n d e s ­
repub l ikan i schen Führer in gewisse Ta tsachen , d ie sich aus 
d e m Kr ieg u n d d e n i h m folgenden i n t e r n a t i o n a l e n En t sche i ­
d u n g e n ergeben , a ls n o t w e n d i g e rachte t . Außerdem er fo rde r t 
d ie Besorgnis , die durch d e n Zwe i t en Wel tk r i eg im Wes ten 
ebenso wie im Os ten e n t s t a n d e n ist u n d noch l ange Zei t a n -
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h a l t e n wird , von d iesen Führern eine besonde re Vorsicht, 
d ie w i r nicht aufhören zu empfehlen.«* 
Wenige Tage später fo rmul i e r t e d e r br i t i sche Außenminister 
Michael Stewart die H a l t u n g se ine r Reg i e rung gegenüber d e r 
sowjet ischen In t e rven t ionsau f fa s sung in folgenden W o r t e n : 
»... Inzwischen ist das deutsche Volk w e i t e r h i n gete i l t u n d 
o h n e V e r t r e t u n g in d e n V e r e i n t e n N a t i o n e n ; d ie Bemühungen 
d e r Bundes repub l ik , n e u e Bez iehungen mi t i h r e n N a c h b a r n 
i m Os ten herzus te l len , s ind zurückgewiesen u n d falsch a u s ­
gelegt w o r d e n . Es ist beze ichnend für d e n B a n k r o t t de r 
sowjet ischen Pol i t ik , daß Moskau sich auf das ungeschickte 
Ablenkungsmanöver einläßt, Wes tdeu t sch land mi t A r t i k e l n 
d e r U N - C h a r t a zu bedrohen , d ie u n t e r völlig a n d e r e n V e r ­
hältnissen fo rmul i e r t w u r d e n . Ich möchte n u r e ines zu 
Deutsch land sagen. Ich w i e d e r h o l e h ie r noch e i n m a l d ie 
feier l ichen Verpfl ichtungen, welche die br i t i sche Reg i e rung 
u n d ih re Verbündeten übernommen haben , u m die Sicherhei t 
d e r B u n d e s r e p u b l i k u n d Wes t -Be r l i n s aufrecht zu e r h a l ­
ten.«7 
D e r sowjet ische Außenminister Gromyko beschränkte sich 
überraschenderweise in se iner R e d e auf die üblichen A n ­
schuld igungen gegen die Bundes repub l ik , be sonde r s gegen 
d e n wes tdeu t schen Revanch i smus gegenüber d e r DDR u n d 
d e m Ostblock, erwähnte jedoch m i t k e i n e m W o r t d ie u m ­
s t r i t t e n e n Ar t ike l 53 u n d 107. »Die Sowjetunion«, sag te G r o ­
m y k o , »hat nichts gegen gu t e Bez iehungen mi t de r B u n d e s ­
repub l ik . Wi r s ind bere i t , auf versch iedenen Geb ie t en z u s a m ­
m e n z u a r b e i t e n . W i r s ind bere i t , m i t d e r B u n d e s r e p u b l i k w e i ­
t e r G e d a n k e n z u r N i c h t a n w e n d u n g v o n G e w a l t a u s z u t a u ­
schen, vorausgese tz t , daß die B u n d e s r e p u b l i k e ine k o n s t r u k ­
t i ve E ins te l lung zu d iesem P r o b l e m zeigt. W i r s ind gleich­
falls d e r Meinung , daß die B u n d e s r e p u b l i k i h r e Rol le e n t ­
sprechend i h r e n Möglichkeiten - besonde r s d e r wi r t schaf t ­
l ichen - in i n t e r n a t i o n a l e n Ange legenhe i t en spie len soll te, 
sofern i h r e Pol i t ik dabe i von d e n r ea l en Ta t sachen ausgeht , d ie 
sich aus d e m Kr i eg u n d den Nachkr i egsen twick lungen e rgeben 
h a b e n , u n d d a m i t i h r e n Be i t r ag zu e inem stärkeren F r i e d e n 
l e i s t e t . . .«8 

Die Tschechoslowakei fo rde r t e ähnlich wie zuvor die Sowje t ­
u n i o n u n d später a n d e r e Os tb locks taa ten d ie A n e r k e n n u n g 
von zwei deu t schen S t a a t e n u n d d e r e n V e r t r e t u n g in d e n V e r ­
e in ten Na t ionen . Sie beschuld ig te die Bundes r eg i e rung , w e s t ­
deu tsche mi l i ta r i s t i sche Kre i s e in i h r e m B e s t r e b e n nach d e m 

E r w e r b von K e r n w a f f e n zu unterstützen. »Wir müssen e inen 
en t sch iedenen K a m p f gegen diese Kräfte führen, d e n n i h r 
Wiederau f l eben s te l l t e ine e r n s t e G e f a h r für die friedliche 
En twick lung E u r o p a s dar.«* 
Von d e n af r ikanischen S t a a t e n sprach G a b u n a ls e r s t e r d a s 
G r u n d p r o b l e m d e r deu t schen S i tua t ion , die Tei lung, an . D e r 
gabunes ische Außenminister Ayoune s ag te h i e r zu : »Eine 
große europäische Macht , Deutsch land , i s t - k e i n e r weiß 
w a r u m - dazu v e r d a m m t , gete i l t u n d ausgeschlossen v o n 
u n s e r e r Organ i sa t ion zu leben, in of fenkundiger Ver l e t zung 
eines d e r wesen t l i chen Grundsätze u n s e r e r C h a r t a , nämlich 
des Rechts d e r Völker, i h r e e igenen Ange legenhe i t en zu b e ­
s t immen , während die für d ie Te i lung V e r a n t w o r t l i c h e n für 
al le P r o t e s t e n u r e in t a u b e s O h r h a b e n . . . W i r können nicht 
ve r s t ehen , wieso Na t ionen , d ie gleichzeitig A c h t u n g vo r d e r 
C h a r t a b e k u n d e n , e iner a n d e r e n Na t ion sys temat i sch das 
gleiche Recht d e r S e l b s t b e s t i m m u n g ve rwe ige rn , da s w i r für 
u n s a l le beansp ruchen . W e n n j e m a n d g laubt , daß die M e h r ­
he i t des deu t schen Volkes d ie Te i lung wünscht, d a n n soll te 
das d e r Wel t bewiesen w e r d e n du rch d ie A b h a l t u n g fre ier 
Be f r agungen i m ganzen L a n d u n d durch A n e r k e n n u n g d e r 
so e r l a n g t e n d e m o k r a t i s c h e n Entsche idung , die Te i lung auf­
recht zu e r h a l t e n oder die Wiede rve re in igung e inzule i ten . 
Das ist d e r einzige Weg, e ine gerechte Lösung dieses P r o ­
b l ems zu erre ichen, u n d es ist e ine d e r Vorausse t zungen , e ine 
echte E n t s p a n n u n g auf d e m europäischen K o n t i n e n t u n d in 
d e r ganzen Wel t herbeizuführen.«10 

Von d e n westeuropäischen N a c h b a r s t a a t e n beze ichne te auch 
de r niederländische Außenminister Luns d ie künstliche T e i ­
l u n g a ls e in wesent l iches H i n d e r n i s für e inen echten F r i e ­
den11, während d e r dänische Außenminister die Ostblock­
pol i t ik de r B u n d e s r e g i e r u n g ver te idigte 1 2 . 
1 Die Poli t ik des Gewaltverzichts. Eine Dokumenta t ion der deut ­schen und sowjetischen Erklärungen zum Gewaltverzicht von 1949 bis Jul i 1968. Veröffentlicht durch das Presse- u n d Infor­mat ionsamt der Bundesregierung (Juli 1968). 
2 UN-PR SG/SM/1009 vom 23. September 1968. 3 UN-Doc. A/PV. 1677 vom 2. Oktober 1968. 
4 Siehe Anm. 3, aaO. 
5 Siehe Anm. 3, aaO. 
6 UN-Doe. A/PV. 1683 vom 7. Oktober 1968. 7 UN-Doc. A/PV. 1693 vom 14. Oktober 1968. 
8 UN-Doc. A/PV. 1679 vom 3. Oktober 1968. 
9 UN-Doc. A/PV. 1682 vom 4. Oktober 1968. 

10 UN-Doc. A/PV. 1677 vom 2. Oktober 1968. 
11 UN-Doc. A/PV. 1681 vom 4. Oktober 1968. 12 UN-Doc. A/PV. 1685 vom 8. Oktober 1968. 

Deutschland und die Vereinten Nationen Dokumente und Nachrichten 

Außenminister Willy Brandt während der Vollversammlung 
in N e w York 
»New York ist während d e r V o l l v e r s a m m l u n g d e r Vere in t en 
N a t i o n e n e in idea le r P la tz , w e n n m a n e inen anschaul ichen 
Überblick über die ak tue l l en außenpolitischen B e s t r e b u n g e n 
in d e n versch iedenen Tei len d e r Wel t g e w i n n e n will.« — Mit 
diesen W o r t e n le i te te Außenminister Wil ly Brandt seine 
P ressekonfe renz für d ie bei den Vere in t en Na t ionen a k k r e d i ­
t i e r t en J o u r n a l i s t e n ein, als e r Anfang Ok tobe r für vier Tage 
in N e w Y o r k wei l te . B r a n d t h a t t e in N e w Y o r k ursprünglich 
n u r das F lugzeug wechseln wollen, auf dem Wege von B o n n 
nach Sant iago de Chile, w o h i n e ine Konferenz a l ler deu tschen 
Botschaf ter i n L a t e i n a m e r i k a e inberu fen w o r d e n w a r . Die 
E i n l a d u n g des amer ikan i schen Außenministers D e a n Rusk 
a n al le Außenminister aus NATO-Ländern, die aus Anlaß d e r 
23. Vo l lve r sammlung de r U N O in N e w York sein würden, 
zu e inem informel len Gedankenaus t ausch , veranlaßten jedoch 
d e n deutschen Außenminister, se ine Reise in N e w York zu 
u n t e r b r e c h e n , u m an dieser N A T O - A u s s p r a c h e t e i l zunehmen . 
Das schuf zugleich die Gelegenhei t , a m R a n d e d e r Vol l ­
v e r s a m m l u n g we i t e r e Gespräche zu führen, d e r e n Vielse i t ig­
kei t , Erg ieb igke i t u n d Zwanglos igke i t B r a n d t zu d e m z i t i e r t en 

Lob über N e w Y o r k a ls idea len P la tz für d ip lomat i sche K o n ­
t a k t e veranlaßte. 
Es w a r u n v e r k e n n b a r , daß B r a n d t mi t d ieser Auffassung nicht 
a l le in s tand . Viele von d e n Außenministern, die i h r e S t a a t e n 
als Mi tg l ieder d e r U N O in N e w York v e r t r e t e n , w a r e n auch 
ih re r se i t s e r f reut , m i t dem deu tschen Außenminister anhän­
gige b i l a t e ra l e F r a g e n erörtern u n d über a l lgemeine i n t e r ­
na t iona l e F r a g e n M e i n u n g e n u n d In fo rma t ionen aus t auschen 
zu können. 
Es w a r das e rs te Mal , daß a m R a n d e de r V o l l v e r s a m m l u n g 
d e r a r t i g e Gespräche m i t e inem deu t schen Außenminister 
s ta t t f anden , u n d auch diese Gelegenhe i t h a t sich m e h r z u ­
fällig ergeben . Bisher h a t t e m a n sich in B o n n gescheut , in 
N e w Y o r k als M a u e r b l u m e zu erscheinen. Dieses e r s t e E r ­
scheinen eines deu t schen Außenministers w u r d e ke ineswegs 
u n t e r »Ferner liefen« v e r m e r k t , es s t and v i e l m e h r für ein 
p a a r Tage im M i t t e l p u n k t des In te resses . Das gal t für die 
Besuche, die B r a n d t m a c h t e u n d empfing, da s gal t für se in 
Auf t r e t en vor d e r i n t e r n a t i o n a l e n P resse , da s gal t auch für 
die gesellschaft l ichen Anlässe, d ie den Außenminister m i t 
UNO-Persönlichkeiten in V e r b i n d u n g b rach ten . Auf e inem 
großen E m p f a n g des i ta l ienischen Außenministers w u r d e 

202 Vereinte Nat ionen 6/68 



B r a n d t rasch d e r M i t t e l p u n k t des In te res ses — u n d ähnlich 
w a r es bei a n d e r e n Gelegenhe i ten . B r a n d t selbst g a b ein 
Essen für d e n Präsidenten d e r 23. Vo l lve r sammlung , d e n 
Außenminister von G u a t e m a l a , Emi l io A r e n a l e s Ca ta lan , 
sowie für d ie Außenminister u n d Delega t ions le i te r d e r v ie r 
südamerikanischen S taa t en , d ie e r anschließend besuch te : 
Argen t in i en , Brasi l ien, Chi le u n d U r u g u a y . 
D e r Erfolg des UNO-Besuchs v o n Außenminister B r a n d t 
l iegt d a r i n begründet, daß Deu t sch land für viele Mi tg l ied­
s t a a t e n de r UNO, vor a l l em für die k l e ine ren u n d mi t t l e r en 
S t a a t e n , e in wicht iger P a r t n e r i m Wir t schaf t saus tausch , in 
d e n ku l tu re l l en u n d geis t igen B e z i e h u n g e n u n d häufig auch 
be i d e r Entwick lungsh i l fe ist . Darüber h i n a u s spiel t es 
jedoch e ine wicht ige Rolle, daß die B u n d e s r e p u b l i k Deu t sch ­
l a n d be i v ie len als e in u n v o r e i n g e n o m m e n e r Mi t t l e r u n d 
P a r t n e r gilt, d e r viel leicht in d e n bevo r s t ehenden A u s e i n ­
a n d e r s e t z u n g e n über die Z u k u n f t E u r o p a s u n d in d e n Bez ie ­
h u n g e n E u r o p a s zu r D r i t t e n Wel t e igene Beiträge z u r E n t ­
s p a n n u n g u n d zur Uberbrückung von Gegensätzen le is ten 
k a n n . Die Rolle, d ie Deu t sch l and wen ige Wochen v o r h e r auf 
d e r Konfe renz d e r ke rnwaf fen losen S t a a t e n in Genf gespie l t 
h a t t e — m i t e iner g r u n d l e g e n d e n Rede von B r a n d t u n d e iner 
v ie lbeachte ten , m i t großer M e h r h e i t a n g e n o m m e n e n Reso lu ­
t ion z u m n u k l e a r e n w i e z u m a l lgemeinen Gewal tve rz ich t 
(siehe S. 179 d ieser Ausgabe) — t r u g viel dazu bei , die E r w a r ­
t u n g e n auf deu t sche A n r e g u n g e n zu s te igern . 

Brandts Gespräch mit Gromyko 
Ungewol l t h a t auch d e r sowjet ische Außenminister Gromyko 
dabe i m i t g e w i r k t , d e n Besuch von Wil ly B r a n d t ins Sche in ­
wer fe r l i ch t d e r U N O zu rücken. K u r z vo r de r Abre i se a u s 
B o n n e rh ie l t B r a n d t d ie E i n l a d u n g zu e inem Gespräch mi t 
G r o m y k o in N e w York . Das P r o g r a m m des deu tschen B e ­
suchers w a r jedoch schon so vollgepackt, daß der e r s t e w ie d e r 
zwei te sowje t i sche Te rminvorsch lag von B r a n d t nicht m e h r 
a n g e n o m m e n w e r d e n konn t en . Der Gegenvorschlag v o n B r a n d t 
l ag w e n i g e S t u n d e n vor dem T e r m i n de r Abre i se G r o m y k o s 
aus N e w York . E r w u r d e von russ ischer Sei te akzept ie r t , u n d 
es k a m zu e i n e m e t w a anderthalbstündigen Gespräch d e r 
be iden Min i s t e r i m Beise in sowjet ischer D e u t s c h l a n d e x p e r t e n 
sowie des Le i t e r s des P l a n u n g s s t a b s im Auswärtigen Amt , 

Min i s t e r i a ld i r ek to r Egon Bahr, u n d des deu t schen Beobach ­
t e r s be i d e n Ve re in t en Nat ionen , Botschaf ter A l e x a n d e r Böker, 
in d e r sowjet ischen UNO-Miss ion . 
Es gehört zu den A r a b e s k e n des Zei tgeschehens , daß im J a h r e 
1968, d e m J a h r e d e r sowjet ischen Bese tzung d e r Tschecho­
s lowakei , d e r deu t sche Außenminister aus B o n n m i t G r o m y k o 
a m R a n d e de r U N O zusamment ra f , daß a n d ieser B e g e g n u n g 
auch d e r deu t sche U N O - B e o b a c h t e r t e i l nahm, obwohl es 
sowjet ischer G r u n d s a t z ist, d ie Ex i s t enz von Beobach te rn bei 
d e n Ve re in t en N a t i o n e n zu ignor i e ren — auch d ie von B e ­
obach te rn n e u t r a l e r Länder w i e d e r Schweiz! A n d e r e r s e i t s 
pf legte G r o m y k o in d e n V o r j a h r e n nach se inen N e w Y o r k e r 
U N O - A u f e n t h a l t e n in Os t -Ber l in S ta t ion zu machen , u m den 
H e r r e n Ulbr ich t u n d Winze r aus d e r i h n e n v e r s p e r r t e n Wel t 
d e r Vere in t en N a t i o n e n zu erzählen. 
D e n gewieg ten Po l i t ike rn , D ip loma ten u n d J o u r n a l i s t e n in 
d e n Vere in t en Na t ionen w a r es s e h r deut l ich, w a r u m G r o m y k o 
d i e sma l m e h r d a r a n lag, m i t H e r r n B r a n d t a ls m i t H e r r n 
Winze r zu sprechen. Das sowjet ische Bedürfnis, nach d e m 
Aufschrei d e r Wel t über das d e n Tschechen u n d S l o w a k e n 
von d e n e igenen Verbündeten u n d >Freunden< zugefügte 
Unrech t w i e d e r als verträgliche, salonfähige Gesprächspartner 
auf d e m i n t e r n a t i o n a l e n P a r k e t t zu erscheinen, w a r zu offen­
kund ig . D a r a n änderte es auch nichts , daß von sowjet ischer 
Se i te großer W e r t da rau f gelegt w u r d e , d e n e r s t en Anstoß 
für d ie B e g e g n u n g G r o m y k o - B r a n d t d e r deu t schen Sei te z u ­
zuschieben. I n d e r T a t w a r d e r G e d a n k e , ob e ine d e r a r t i g e 
B e g e g n u n g s innvol l se in könnte, a ls F r a g e v o n e inem d e u t ­
schen Re fe ren t en i m Gespräch m i t e i n e m Mitgl ied d e r 
Sowje t -Botschaf t in B o n n aufgeworfen w o r d e n . B r a n d t , auf 
se ine r P res sekonfe renz in N e w Y o r k nach d e m sowjet ischen 
Eifer bei d e r D e b a t t e über die Vorgeschichte se iner B e g e g n u n g 
m i t G r o m y k o befragt , n a n n t e d iese Diskuss ion unnötig u n d 
fügte hinzu, w e n n d ie Sowje tun ion es für erforder l ich ha l t e , 
e ine deu t sche In i t i a t ive be i d e r Vorbe re i t ung zu u n t e r ­
s t r e i chen : W a r u m nicht , w a r u m nicht? W e n n P re s t i ge z u r 
D e b a t t e s tehe , z iehe er sich ge rn zurück. 
Sachlich h a t da s Gespräch d e r be iden Außenminister w o h l 
nicht viel z u r Lösung d e r P r o b l e m e zwischen de r Sowje t ­
un ion u n d d e r B u n d e s r e p u b l i k Deu tsch land be i s t eue rn kön­
nen , dafür w a r es zu improv i s i e r t u n d spon tan . Atmosphärisch, 

Bei seinem mehrtägigen Aufenthal t in New York Anfang Oktober (vgl. ne­bens tehenden Beitrag) s ta t ­te te Bundesaußenminister Willy Brand t u. a. dem Gene­ralsekretär U Than t einen of­fiziellen Besuch am Haupt ­sitz der Weltorganisat ion ab. Der Minister w a r sichtlich angetan von den politischen Möglichkeiten, die New York als Platz der Vereinten Na­t ionen bietet . Hier fand in den gleichen Tagen auch das Gespräch mit dem so­wjetischen Außenminister Gromyko s ta t t . - Das Bild zeigt neben Generalsekretär U Than t und Außenminister Brandt den Leiter des Pla­nungss tabes im Auswärtigen Amt, Minis ter ia ldirektor Egon Bahr . 
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so k a n n m a n hoffen, w i r d e ine d e r a r t i g e B e g e g n u n g i h r e n 
W e r t h a b e n . Es gehört ja zu d e n nützlichen Sei ten d e r UNO, 
daß u n t e r i h r e m Dach u n d a n i h r e m R a n d e die Gesprächs­
führung auch zwischen V e r t r e t e r n von Ländern, die in v ie len 
Dingen gegensätzlicher Auffassung sind, unpolemisch, sachlich, 
offen u n d in d e r F o r m zivi l is ier t ve r l au fen k a n n . M a n dar f a u s 
B e m e r k u n g e n B r a n d t s über die Rede G r o m y k o s vor d e r 
Vo l lve r sammlung auch w o h l Schlüsse ziehen, w a s h i n t e r d e n 
verschlossenen Türen in d e r sowjet ischen Botschaft besprochen 
u n d w a s nicht besprochen w u r d e . Nicht angeschn i t t en w u r d e 
v o n G r o m y k o in se iner U N O - R e d e die v o r h e r von d e n 
Sowje ts so in tens iv vo rgebrach te B e h a u p t u n g , die sogenann t en 
F e i n d s t a a t e n - A r t i k e l de r C h a r t a 53 u n d 107 gäben der Sowje t ­
u n i o n einsei t ige Eingr i f fs rechte in de r Bundes r epub l i k . B r a n d t 
wies in se iner P ressekonfe renz ausdrücklich auf diese u n d 
a n d e r e U n t e r l a s s u n g e n G r o m y k o s in dessen Rede vor d e r Vol l ­
v e r s a m m l u n g h in . M a n dar f d a r a u s w o h l schließen, daß B r a n d t 
in se inem Gespräch mi t G r o m y k o a u s russ i schem M u n d e 
d iese B e h a u p t u n g nicht gehört h a t . Vielleicht h a t B r a n d t 
se inerse i t s Ge legenhe i t genommen , se inen Gesprächspartner 
auf die Uns inn igke i t u n d Schädlichkeit d e r a r t i g e r p r o p a g a n ­
dis t ischer Manöver h inzuweisen . 
I m übrigen ließ B r a n d t in se iner P ressekonfe renz ke inen 
Zweifel d a r a n , w ie e inschneidend sich das poli t ische K l i m a in 
E u r o p a u n d d e r Wel t infolge des sowjet ischen E inmarsches 
in d ie Tschechoslowakei versch lechter t ha t . Das k l a n g i n s ­
besonde re bei se inen A n t w o r t e n zu F r a g e n über die deu tsche 
H a l t u n g z u m N i c h t v e r b r e i t u n g s v e r t r a g an . E r hob die be re i t s 
v o r h a n d e n e deu t sche Unterschr i f t u n t e r e inen N ich tve r ­
b r e i t u n g s v e r t r a g a u s d e m J a h r e 1954 h e r v o r (mit d e n w e s t ­
l ichen Verbündeten im Deu t sch landver t r ag ) , d ie d a m a l s w ie 
h e u t e d e n deu t schen Verzicht auf P r o d u k t i o n u n d auf den 
n a t i o n a l e n Besi tz von K e r n w a f f e n vor a l ler Wel t a k t e n k u n d i g 
u n d ver t rag l ich b i n d e n d mach te . I m P r inz ip sei Deu tsch land 
auch für d e n n e u e n Ver t r ag . Doch er, B r a n d t , sei ke in 
pol i t ischer Exh ib i t ion i s t . . . 

Deutsch land u n d die UNO 
Über das Verhältnis d e r B u n d e s r e p u b l i k Deu t sch land zu d e n 
Ve re in t en Na t ionen k o n n t e sich Außenminister Willy B r a n d t 
verschiedent l ich während seines Aufen tha l t s in N e w York 
äußern. Ein langes Gespräch m i t Generalsekretär U Thant 
h a t t e n e b e n e ine r gründlichen gegensei t igen U n t e r r i c h t u n g 
über die Ans ich ten z u r Zukunf t E u r o p a s auch d ie k l a r e 
I n t e r p r e t a t i o n de r C h a r t a - A r t i k e l 53 u n d 107 z u m Gegens tand , 
d ie de r Generalsekretär a m 23. S e p t e m b e r auf e iner P r e s s e ­
konferenz gegeben h a t t e . Außerdem n a h m U T h a n t auch diese 
Gelegenhe i t w a h r , u m d e r B u n d e s r e g i e r u n g für die vielfältige 
Unterstützung der U N O - A r b e i t auf d e m Geb ie te de r E n t ­
wicklungshi l fe u n d bei d e r F i n a n z i e r u n g de r F r i e d e n s t r u p p e n 
auf Z y p e r n zu d a n k e n . Auf se iner P ressekonfe renz erwähnte 
B r a n d t d iesen Teil seines Gesprächs m i t d e m Generalsekretär 
u n d erläuterte sodann d ie deu tsche H a l t u n g zu den Vere in t en 
N a t i o n e n : »Deutschland ist aus b e k a n n t e n Gründen ke in 
Mitgl ied d e r UNO. Wir gehören indessen a l len S o n d e r o r g a n i ­
sa t ionen d e r Ve re in t en Na t ionen a n u n d a rbe i t en do r t a k t i v 
mi t . Wir s t i m m e n m i t den Pr inz ip ien de r C h a r t a überein u n d 
a r b e i t e n in vol lem U m f a n g mi t den Vere in t en N a t i o n e n z u ­
s a m m e n . Dies gil t insbesondere für die f r i edense rha l t enden 
Opera t ionen , die Entwick lungsh i l fe u n d d ie Flüchtlingshilfe. 
Auf d e r Genfe r Konfe renz d e r ke rnwaf fen losen S t a a t e n h a t 
d ie Delega t ion de r B u n d e s r e p u b l i k i m S e p t e m b e r Vorschläge 
für e inen ver t rag l ich v e r a n k e r t e n Gewal tve rz ich t gemacht , d ie 
w e i t g e h e n d e Z u s t i m m u n g gefunden haben . Diese Vorschläge 
w e r d e n w i r w e i t e r verfolgen, ebenso w ie w i r u n s m i t a l len 
a n d e r e n f r iedenss ichernden Vorschlägen k o n s t r u k t i v a u s e i n ­
andersetzen.« 
Außenminister B r a n d t b e n u t z t e se ine Eröffnungserklärung 
auf d e r Pressekonfe renz auch dazu , u m k u r z auf die p r o p a ­
gandis t i schen Angriffe gegen die B u n d e s r e p u b l i k im U N O -
R a h m e n e inzugehen : »Ich k o n n t e mi t Bef r ied igung feststel len, 
daß die Versuche , da s F o r u m d e r Ve re in t en N a t i o n e n zu 
benu tzen , u m die Pol i t ik d e r B u n d e s r e p u b l i k anzuschwärzen, 
k e i n e n n e n n e n s w e r t e n Wide rha l l finden.« 
Daß u n t e r d e n gegenwärtigen Umständen eine Mitgl iedschaft 
d e r B u n d e s r e p u b l i k in d e n Vere in ten N a t i o n e n nicht möglich 
u n d u m d e n P r e i s e iner gleichzeit igen Mitgl iedschaft d e r DDR 

auch nicht e r s t r e b e n s w e r t ist, erläuterte B r a n d t überzeugend, 
als e r gefragt w u r d e , ob er »eine Mitgl iedschaft zweie r d e u t ­
scher S t a a t e n für wünschenswert u n d notwendig« ha l t e . 
B r a n d t a n t w o r t e t e , da s schwier ige P rob l em, w ie d ie be iden 
Tei le Deu t sch lands i h r e Bez iehungen regeln , w ie sie d ie V e r ­
hältnisse besse rn könnten, wie d a d u r c h die europäische 
Szene sich ändern könne, wie sich d a n n n e u e P e r s p e k t i v e n 
dafür e rgeben könnten, die Verhältnisse zwischen d e n be iden 
Te i l en Deu t sch lands a n d e r s zu rege ln , a ls es h e u t e möglich sei, 
al les da s sei viel wich t iger als da s m e h r »technische Prob l em, 
w e r w o spricht«. Sicherl ich w e r d e d e r Z e i t p u n k t k o m m e n , a n 
d e m die F rage , in welcher F o r m Deutsch land in d e n Ve re in t en 
N a t i o n e n u n d auch in d e r V o l l v e r s a m m l u n g v e r t r e t e n se in 
solle, als i n t e r e s san t e r Tei l e ines größeren P r o b l e m s erörtert 
w e r d e n müsse. E r g l aube jedoch, es wäre ein künstlicher 
Sta r t , w e n n m a n von N e w Y o r k aus e t w a s beg innen wolle , 
w a s als Teil e ine r europäischen En twick lung zu be re in igen 
sei. Inzwischen sei die B u n d e s r e p u b l i k nicht unzuf r i eden über 
die A r t u n d Weise, in d e r sich ih r Verhältnis zu d e n V e r ­
e in t en N a t i o n e n — angesichts d e r unbe f r i ed igenden europä­
ischen S i tua t ion — en twicke l t h a b e . 
Brandt unter Kollegen 
Außenminister-Begegnungen a m R a n d e d e r V o l l v e r s a m m l u n g 
spie len sich in d e r Regel zwanglos u n d unkonven t ione l l ab . W a s 
be i b i l a t e r a l en Gesprächen meis t unve rme id l i ch ist, nämlich 
das Reisen, das Abwicke ln e ines l angen P r o g r a m m s , da s E i n ­
l a d e n zu fest l ichen Essen, da s pro tokol la r i sch e inwandf re i e 
B e a n t w o r t e n d e r a r t i g e r E in l adungen , al l das w i r d in N e w 
York schon a u s Z e i t m a n g e l auf e in Mindestmaß reduz ie r t . 
W a s oft als e igent l icher n o t w e n d i g e r K e r n in e in umfangre i ches 
mehrtägiges P r o g r a m m eingewickel t wi rd , vol lz ieht sich h i e r 
in N e w Y o r k im Salon e ine r Hote l Sui te , wobei n icht se l ten 
d e r Besuchende u n d d e r Besuch te im gleichen Hote l w o h n e n . 
Wil l m a n das Gespräch b e k a n n t g e b e n , so genügt es, w e n n 
d e r P r e s s e r e f e r e n t in d e n Arbeitsräumen d e r i n t e r n a t i o n a l e n 
P r e s s e mündlich diese Nachr ich t ve rb re i t e t . Will m a n es n ich t 
a n d ie Glocke hängen, so lassen sich in e iner Mi l l ionens tad t 
w ie N e w York leicht die Voraus se t zungen für ein unauffälliges 
Treffen schaffen. 
E in ungefähres Bild v o n d e r Vie lzahl de r b e h a n d e l t e n T h e m e n 
erg ib t es schon, w e n n m a n einige de r Länder aufzählt, m i t 
d e r e n Außenministern oder sons t igen Delega t ions le i t e rn sich 
d e r deu t sche Außenminister in d e n d r e i u n d e i n h a l b T a g e n 
traf. A n d e m Abendessen , da s Dean R u s k den a n w e s e n d e n 
Außenministern d e r N A T O gab, feh l ten a u s d e m Mi tg l i eds ­
k re i se n u r L u x e m b u r g u n d Is land . Längere oder kürzere 
Einzelgespräche führte B r a n d t außerdem m i t d e n Außen­
m i n i s t e r n von s ieben oder acht NATO-Ländern. Diese G e ­
spräche ga l ten fast a u s n a h m s l o s a n d e r e n als N A T O - T h e m e n . 
P r o b l e m e de r europäischen Annäherung, sei es im R a h m e n 
des G e m e i n s a m e n M a r k t e s , sei es im R a h m e n d e r W e s t ­
europäischen Union , sei es m i t S t aa t en , die sich für e inen 
e n g e r e n Anschluß a n diese Organ i sa t ion in te ress ie ren , s t a n d e n 
i m Vorde rg rund . E in Gespräch mi t d e m jugos lawischen 
Außenminister, das i m Hinbl ick auf den sowjet ischen E i n ­
m a r s c h in die Tschechoslowakei sicherlich besonde re B e d e u ­
t u n g ha t t e , k a m ganz kurzf r i s t ig zus tande . Über die S t a n d ­
p u n k t e be ide r Se i t en i m N a h i s t - K o n f l i k t k o n n t e sich B r a n d t 
in Gesprächen m i t d e n Außenministern von I s rae l u n d J o r d a ­
n ien un te r r i ch ten , über die Bürgerkriegssituation in Niger ien 
i m Gespräch mi t d e m niger ian ischen Außenminister. Nachdem 
d e r B u n d e s k a n z l e r kürzlich Kle inas ien u n d d e n V o r d e r e n 
Or i en t besuch t ha t t e , w u r d e n K o n t a k t e m i t d e n De lega t ions ­
l e i t e rn d e r Türkei, des I r a n u n d von A f g h a n i s t a n gesucht . Für 
die Außenminister von Indones ien u n d von Aus t r a l i en w u r d e 
Zei t gefunden, u n d nicht zule tz t w u r d e n Gespräche mi t l a t e i n ­
a m e r i k a n i s c h e n Außenministern u n d Po l i t i ke rn e ingep lan t , 
sowei t B r a n d t d ie V e r t r e t e r d ieses K o n t i n e n t s n icht ohneh in 
auf se iner anschließenden Reise t ref fen wol l te . 
Oft h a t d e r Außenminister i m Gespräch m i t se inen M i t ­
a r b e i t e r n u n d m i t den ihn beg le i t enden deutschen J o u r n a l i s t e n 
se ine Überraschung u n d G e n u g t u u n g darüber ausgesprochen, 
w ie ze i t in tens iv sich sein P r o g r a m m in d e n N e w Y o r k e r 
T a g e n ges ta l te te , w i e rasch m a n e in a n sich fälliges Gespräch 
m i t d e m Außenminister eines L a n d e s abwicke ln kann , o h n e 
besonde re A n - u n d Rückreise u n d vor a l l em ohne z e i t r a u b e n ­
des R a h m e n p r o g r a m m . 
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Auf Wiedersehen im nächsten Jahr? 
Wird d e r Besuch eines deu tschen Außenministers in N e w Y o r k 
während d e r V o l l v e r s a m m l u n g d e r Vere in t en Na t ionen n u n ­
m e h r zu e iner festen E in r i ch tung w e r d e n ? Von de r Sache 
h e r wäre das sicherlich zu begrüßen. Zwischen achtzig u n d 
h u n d e r t Außenminister k o m m e n jewei l s im Laufe de r e r s t en 
v i e r Wochen de r Vo l lve r sammlung , während der sogenann t en 
G e n e r a l d e b a t t e , nach N e w York . U n d w e n n auch nicht j ede r 
mi t j e d e m j edesma l e in Einzelgespräch führen kann , so trifft 
m a n sich doch zumindes t auf größeren V e r a n s t a l t u n g e n oder 
a b e r auch e inma l zufällig im Coffee-Shop des Hotels , w e n n 
m a n rasch u n d ohne viel Beg le i tung e inen H a p p e n essen wil l . 
Wil ly B r a n d t h a t k e i n e n Zweife l d a r a n gelassen, daß i h m 
sein diesjähriger Besuch in N e w Y o r k während der U N O -
T a g u n g gefal len h a t u n d i h m als erfolgreich u n d ge lungen 
erscheint . Für die Z u k u n f t h a t e r ke ine festen Zusagen g e ­
macht . W a r u m auch, d ie Zwanglos igke i t de r Treffen auf dem 
>Supermark t de r Politik« soll m a n nicht ins t i tu t ional i s ieren . 
Doch de r Anfang ist gemacht , d e r Anfang w a r ein Erfolg, für 
Willy B r a n d t , für die B u n d e s r e p u b l i k Deutschland u n d s icher­
lich auch für die V e r e i n t e n Nat ionen , in denen die Un ive r sa l i ­
tät o h n e e ine deu t sche A n w e s e n h e i t e ine wesent l iche Lücke 
aufweis t . 

Deutschland unterzeichnet Pakte über Menschenrechte 
Der Außenminister d e r B u n d e s r e p u b l i k Deutschland, Wil ly 
Brandt, b e n u t z t e d ie Ge legenhe i t seines Aufen tha l t e s in N e w 
York , Anfang Oktober , u m a m Haupts i t z de r Vere in ten N a t i o ­
n e n die be iden i n t e r n a t i o n a l e n Menschenrech tspakte , d e n P a k t 
über wir tschaf t l iche, soziale u n d ku l tu re l l e Rechte u n d d e n 
P a k t über staatsbürgerliche u n d polit ische Rechte, zu u n t e r ­
zeichnen (9. O k t o b e r 1968). I n e iner ku rzen Ansprache würdig­
te B r a n d t d ie b e i d e n in t e rna t iona l en U b e r e i n k o m m e n als 
e inen wich t igen Schr i t t z u r Verwi rk l i chung de r in d e r 
S a t z u n g d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n gesteckten Ziele u n d d a m i t 
a ls e inen Schr i t t auf d e m Wege für eine rechtl ich ges icher te re 
Z u k u n f t d e r Menschen . Die Unte rze ichnung ist zugleich e ine r 
d e r Beiträge d e r B u n d e s r e p u b l i k Deutschland zum I n t e r ­
na t i ona l en J a h r d e r Menschenrechte , das von d e n Ve re in t en 
N a t i o n e n p r o k l a m i e r t w o r d e n w a r . Der Rech t sbe ra te r d e r UN, 
Ass i s t an t S e c r e t a r y G e n e r a l C. A. Stavropoulos, u n d de r D i ­
r e k t o r d e r Menschen rech t s -Ab te i l ung im U N - S e k r e t a r i a t , M a r c 
Schre iber , w a r e n bei d e r Un te rze ichnung anwesend . (Siehe 
Bild S. 189 d iese r Ausgabe.) 
Internationales U N - S e m i n a r in der Bundesrepublik 
über Sozialarbeit 
Die Soz ia lab te i lung des Europäischen Büros d e r Ve re in t en 
Na t ionen in Genf h ie l t vom 6. bis 11. Ok tobe r 1968 auf E i n ­
l a d u n g d e r B u n d e s r e g i e r u n g in d e r Evangel ischen A k a d e m i e 
in A r n o l d s h a i n / T a u n u s i h r e sechste In t e rna t i ona l e A r b e i t s ­
t a g u n g in Deu t sch land ab . Es h a n d e l t e sich dabei u m ein i n t e r ­
na t iona les S e m i n a r , a n d e m Fach leu te aus v ie rzehn Na t ionen 
t e i l n a h m e n u n d d a s sich m i t F r a g e n d e r Öffentlichkeitsarbeit 
in d e r Soz ia la rbe i t befaßte. Mi t de r Themens t e l l ung e n t ­
sp r achen d ie V e r e i n t e n Na t ionen de r Notwendigke i t , d e r 
Öffentlichkeit d ie Vielfa l t d e r sozialen Aufgaben verständ­
licher zu machen u n d hierfür gee ignete Methoden zu f inden 
oder zu en twicke ln . Dieses Er fo rde rn i s ist bere i t s in v ie len 
europäischen Ländern e r k a n n t worden . Aus diesem G r u n d e 
h a t t e n sich im R a h m e n des S e m i n a r s Ve r t r e t e r der Publ iz i s t ik 
u n d de r Sozia larbe i t a u s E u r o p a u n d aus Is rae l zu e inem 
G e d a n k e n - u n d E r f a h r u n g s a u s t a u s c h zusammengefunden . D a s 
B u n d e s m i n i s t e r i u m des I n n e r n w i r d die Ergebnisse des S e m i ­
n a r s noch veröffentlichen. Es ist f e rne r beabsicht igt , im J a h r e 
1969 e ine A r b e i t s t a g u n g auf B u n d e s e b e n e durchzuführen, auf 
d e r die E r k e n n t n i s s e u n d A n r e g u n g e n des Semina r s ver t ief t 
u n d w e i t e r verfolgt w e r d e n sollen. 
Erhöhter deutscher Beitrag für die UN-Entwicklungshilfe 
Auf d e r Beitragsankündigungs-Konferenz des E n t w i c k l u n g s ­
p r o g r a m m s de r Vere in ten N a t i o n e n (United Nat ions Deve lop­
ment P r o g r a m m e , UNDP) a m 17. O k t o b e r 1968 k o n n t e de r 
deu t sche Ver t r e t e r , Botschaf t s ra t Dr. Hanshe in r i ch Kruse, e ine 
wesen t l i che Erhöhung des deu t schen Be i t r ags b e k a n n t g e b e n . 
De r deu t sche Ante i l a n d e m E n t w i c k l u n g s p r o g r a m m d e r V e r ­
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e in t en Na t ionen für 1969 w i r d sich u m 5 Mil l ionen D M auf 
41 Mil l ionen D M erhöhen u n d d a m i t u m r u n d 14 v H s te igen. 
Die B u n d e s r e p u b l i k Deu tsch land b e k u n d e t so i h r a n h a l t e n d e s 
In t e re s se a n d e r m u l t i l a t e r a l e n Entwicklungshi l fe . Sie s t e h t 
mi t i h r e m B e i t r a g nach d e n Vere in ig ten S taa t en , Schweden , 
Dänemark, K a n a d a u n d Großbritannien w e i t e r h i n a n sechster 
Stel le . Zu de r h o h e n Bete i l igung von Ländern w i e Schweden , 
Dänemark u n d K a n a d a an d e r UN-En twick lungsh i l f e ist zu 
b e m e r k e n , daß diese ih re Entwick lungsh i l fe fast ausschließ­
lich den m u l t i l a t e r a l e n Ins t i t u t ionen w ie d e m E n t w i c k l u n g s ­
p r o g r a m m d e r Vere in ten N a t i o n e n zur Verfügung stel len, u m 
e ine zu s t a r k e Auf sp l i t t e rung zu ve rme iden . 
Besuch Be r l i ne r Journalisten bei den Vereinten Nationen 
Wie in früheren J a h r e n , s ind auch z u r 23. V o l l v e r s a m m l u n g 
auf A n r e g u n g u n d mi t Unterstützung des Sena t s von Ber l in 
e ine Re ihe von V e r t r e t e r n d e r Ber l ine r P r e s se u n d des R u n d ­
funks in N e w York gewesen . Sie s ind do r t v o m Beobach te r 
d e r B u n d e s r e p u b l i k Deu tsch land ausführlich über die in d e r 
U N O anhängigen P r o b l e m e u n t e r r i c h t e t w o r d e n u n d mi t 
af r ikanischen, l a t e inamer ikan i schen , n o r d a m e r i k a n i s c h e n u n d 
europäischen U N - D i p l o m a t e n zusammenge t ro f fen . Besonde re 
A u f m e r k s a m k e i t w i d m e t e d ie G r u p p e von acht J o u r n a l i s t e n 
d e n Vorgängen in Niger ia . E in längeres in te re s san te s G e ­
spräch mi t d e m n iger ian ischen Botschaf ter E d w i n Ogebe Ogbu 
v e r m i t t e l t e mancher l e i n e u e Eindrücke über d e n Bürgerkrieg, 
d e r sich gegenwärtig in Niger ia zuträgt. 
Erweiterte deutsche Sanktionen gegenüber Rhodesien 
Ent sp rechend d e n Beschlüssen des S icherhe i t s ra t s v o m 29. Mai 
1968 (siehe VN 16. Jg . (1968) Heft 4, S. 130 ff.) h a t d ie B u n d e s ­
r e g i e r u n g n u n m e h r ebenso w ie die R e g i e r u n g e n e ine r A n z a h l 
a n d e r e r Länder i h r e Sanktionsmaßnahmen gegen Rhodes ien 
verschärft. I n e iner No te an d e n Generalsekretär h a t d e r 
Ständige deu tsche Beobach te r be i d e n Ve re in t en N a t i o n e n 
mitgete i l t , daß v o m B u n d e s k a b i n e t t a m 28. Augus t beschlossen 
w u r d e , e r w e i t e r t e S a n k t i o n e n au fg rund d e r oben angeführten 
Entschließung des S icherhe i t s ra t s a n z u w e n d e n . A m 30. O k t o ­
b e r s ind die Ausführungsbestimmungen er lassen u n d a m 
9. N o v e m b e r 1968 im Bundesgese t zb la t t u n d i m B u n d e s ­
anze iger veröffentlicht w o r d e n . Die b i she r igen se lek t iven 
S a n k t i o n e n im W a r e n v e r k e h r w u r d e n auf a l le E i n - u n d A u s ­
fuh ren von u n d nach Rhodes ien ausgedehn t . Auch d e r T r a n s ­
p o r t von W a r e n a u s u n d nach Rhodes ien durch die B u n d e s ­
r e p u b l i k oder auf deu t schen Schiffen w i r d von d e m Verbo t 
erfaßt. Es dürfen auch ke ine Handelsgeschäfte in rhodes ischen 
W a r e n getätigt w e r d e n , gleichgültig, w o sie sich zu r Zei t 
bef inden . Die vorübergehende Ein fuh r von rhodes ischen 
P r o d u k t e n in die B u n d e s r e p u b l i k zu r L o h n v e r e d e l u n g ist 
u n t e r s a g t . Ebenso muß jegl icher K a p i t a l e x p o r t nach Rhodes ien 
u n t e r b l e i b e n w ie auch al le Z a h l u n g e n do r th in . Die A u s w a n d e ­
r u n g nach Rhodes ien dar f in d e r B u n d e s r e p u b l i k nicht g e ­
fördert w e r d e n . Schließlich können Reisende , d ie rhodes ische 
Pässe vor legen, n icht in d ie B u n d e s r e p u b l i k e inre isen . (Vgl. 
E. S c h r a m m : Das E ingre i fen d e r Vere in t en Na t ionen in d e n 
Rhodes ienkonf l ik t , in : VN 16. J g . (1968) Heft 5 S. 144 ff.) 

Deutsche Unterzeichnung des Prek Thnot-Programms 
G e m e i n s a m mi t d e n V e r t r e t e r n von n e u n a n d e r e n I n d u s t r i e ­
ländern unte rze ichne te d e r deu t sche Beobach te r bei d e n V e r ­
e in t en Nat ionen , Botschaf ter A l e x a n d e r Böker, a m 13. N o v e m ­
ber das Durchführungs-Abkommen für d a s P r e k T h n o t -
S t r o m - u n d Bewässerungsprojekt a m Mekong-Fluß, zu dessen 
F i n a n z i e r u n g d ie B u n d e s r e g i e r u n g e inen langfr i s t igen K r e d i t 
von 4 Mil l ionen DM be i s teuer t . Generalsekretär U T h a n t , 
d e r sich seit l a n g e m für e in umfas sendes E n t w i c k l u n g s p r o ­
g r a m m a m oberen Mekong-Fluß einse tz t — nicht zule tz t in 
d e r Hoffnung, daß dieses P r o j e k t n icht n u r z u r Erschließung 
s o n d e r n auch zur Bef r ied igung von Indochina b e i t r a g e n 
könne —, w a r bei d e r Un te rze i chnung des A b k o m m e n s a n ­
w e s e n d u n d sprach se ine G e n u g t u u n g über das Z u s t a n d e ­
k o m m e n d e r Hilfe aus . Das P r e k T h n o t - P r o j e k t w i r d in e r s t e r 
L in ie K a m b o d s c h a zugu te k o m m e n , jedoch m i t t e l b a r auch d e n 
übrigen A n r a i n e r n des Mekong-F lusses , Laos, Tha i l and u n d 
Südvietnam, Vor te i le b r ingen . Das P r o j e k t soll in se iner e r s t en 
P h a s e e inen S t a u d a m m u n d e in K r a f t w e r k umfassen u n d d ie 
Bewässerung von 5000 H e k t a r s ichers te l len. Die Kos t en d e r 
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e r s t en P h a s e be lau fen sich auf $ 27 Mil l ionen, von d e n e n d ie 
10 k a p i t a l g e b e n d e n S t a a t e n u n d das E n t w i c k l u n g s p r o g r a m m 
d e r Vere in t en Na t ionen (UNDP) $ 17,7 Mil l ionen z u r V e r ­
fügung ste l len w e r d e n . U T h a n t sprach die Hoffnung aus , daß 
dieses P r o j e k t in nicht zu fe rner Z u k u n f t d ie Bewässerung von 
18 500 H e k t a r u n d nach se ine r Gesamtausführung von 70 000 
H e k t a r s ichers te l len w e r d e . De r Generalsekretär d a n k t e al len, 
d ie a n d e r F i n a n z i e r u n g u n d d e m Z u s t a n d e k o m m e n d e r e r s t en 
P h a s e m i t g e w i r k t h a t t e n u n d h o b he rvo r , daß das M e k o n g -
P r o j e k t e in b e r e d t e s Zeugn is für d e n W e r t d e r r eg iona len 
Z u s a m m e n a r b e i t u n t e r d e r Sch i rmher r schaf t d e r Vere in t en 
Na t ionen sei. Es sei e in gu tes Zeichen, daß die v ie r A n r a i n e r ­
s t a a t e n t ro tz Schwier igke i ten in pol i t ischen u n d d i p l o m a ­
t ischen F r a g e n bei d iesem P r o j e k t i n vol lem U m f a n g z u ­
s a m m e n a r b e i t e t e n . (Vgl. E. Less ing : Das Mekongpro jek t , i n : 
VN 13. J g . (1965) Heft 4, S. 130 ff.; de rs . : D a s N a m - N g u m -
D a m m p r o j e k t in Laos, i n : VN 14. J g . (1966) Heft 5, S. 163 ff.) 
DGVN-Quiz im > Aktionsprogramm Menschenrechtsjahr 1968< 
Ein we i t e r e s Mit te l , d ie deu tsche Öffentlichkeit m i t d e m 
T h e m a Menschenrech te b e k a n n t zu machen , w a r e in Quiz . Es 
b e s t a n d aus 15 sachbezogenen F r a g e n , d ie m i t e ine r E i n ­
führung in F o r m e iner v ie r te i l igen Anze igenser ie v o n d e r 
deu t schen P re s se in de r Zei t v o m 10. S e p t e m b e r b is 15. O k ­
tober ve rb r e i t e t w u r d e n . Einsendeschluß w a r d e r 24. Oktober , 
d e r G e b u r t s t a g de r Wel to rgan isa t ion . Das DGVN-Quiz k o n n t e 
in d iesem U m f a n g n u r d a n k de r Unterstützung des Deutschen 
Z e i t u n g s v e r l e g e r v e r b a n d e s ve rwi rk l i ch t w e r d e n . Auf se ine 
E m p f e h l u n g h i n s te l l ten m e h r a ls 200 Ze i tungsve r l age d e n 
e r forder l ichen A n z e i g e n r a u m kos ten los zu r Verfügung. Die 
in a l len führenden deu tschen Tagesze i tungen u n d Wochen ­
blättern ersch ienenen Anze igen h a t t e n e ine Auf lage v o n 
42,9 Mil l ionen. Die Q u i z - F r a g e n wol l t en w e n i g e r d ie Te i l ­
n e h m e r prüfen als z u r T e i l n a h m e an regen . Zah l re iche Z u ­
schriften, Anf ragen u n d A n f o r d e r u n g e n von I n f o r m a t i o n s ­
m a t e r i a l ze igten großes In t e r e s se a n d e n Menschenrech ten , 
zugleich a b e r auch M a n g e l a n Wissen u n d v ie le falsche V o r ­
s t e l lungen v o m T h e m a . Dennoch g ingen m e h r r icht ige Lösun­
gen e in a ls P r e i s e ausgese tz t w a r e n . (Wir w e r d e n über das 
E rgebn i s noch berichten.) 
W e g e n des a l lgemeinen In te res ses a n d e n Menschen rech t s ­
f ragen des Quiz w e r d e n sie nachs t ehend wiederho l t . Den v e r ­
l a n g t e n K u r z a n t w o r t e n s ind a u s Informationsgründen E r ­
läuterungen hinzugefügt: 
Frage 1: W a r u m w u r d e d a s J a h r 1968 z u m Menschen rech t s -
j a h r erklärt? Antwort: 20 J a h r e Al lgemeine Erklärung d e r 
Menschenrech te . Erläuterung: A m 10. D e z e m b e r 1948 w u r d e 
d ie Al lgemeine Erklärung d e r Menschenrech te mi t 48 S t i m ­
m e n von d e r G e n e r a l v e r s a m m l u n g (Vol lversammlung) d e r 
Ve re in t en Nat ionen , d a m a l s in P a r i s , a n g e n o m m e n . Fo lgende 
8 Mi tg l ieder en th i e l t en sich d e r S t i m m e : Sowje tun ion , 
U k r a i n e , Weißrußland, Tschechoslowakei , Jugos lawien , Po len , 
S a u d i - A r a b i e n u n d Südafrika. (Die Os tb locks taa ten Alban ien , 
Bu lga r i en , Rumänien u n d U n g a r n w u r d e n e r s t 1955 in d ie 
U N O aufgenommen. ) A u s Anlaß d e r 20. W i e d e r k e h r dieses 
Tages , a m 10. Dezember 1968, w u r d e d a s l au fende J a h r v o n 
d e r U N - G e n e r a l v e r s a m m l u n g z u m I n t e r n a t i o n a l e n J a h r d e r 
Menschenrech te p r o k l a m i e r t . - Frage 2: Welche Organ i sa t ion 
h a t da s l au fende J a h r z u m Menschenrech t s j ah r b e s t i m m t ? 
Antwort: Die V e r e i n t e n Na t ionen (Die U N - G e n e r a l v e r s a m m ­
lung) . Erläuterung: Mi t d e r P r o k l a m i e r u n g des J a h r e s 1968 
z u m Menschenrech t s j ah r soll e inma l die B e d e u t u n g d e r A l l ­
geme inen Erklärung d e r Menschenrech te , d ie in u n s e r e m 
Grundgese t z u n d a n d e r e n na t i ona l en Ver fa s sungen i h r e n 
Niederschlag gefunden ha t , n icht n u r gewürdigt, sonde rn 
auch stärker als b i she r in da s Bewußtsein d e r Weltöffent­
lichkeit gebrach t w e r d e n . - Frage 3: Welche Erklärung h a t 
d ie G e n e r a l v e r s a m m l u n g d e r Ve re in t en N a t i o n e n a m 10. D e ­
z e m b e r 1948 a n g e n o m m e n ? Antwort: Die Al lgemeine E r ­
klärung d e r Menschenrechte . Erläuterung: De r T e x t d e r 
Al lgemeinen Erklärung w u r d e zwischen J a n u a r 1947 u n d 
D e z e m b e r 1948 von d e r Kommiss ion für Menschenrech te d e r 
Ve re in t en Na t ionen ausgearbe i t e t . - Frage 4: I s t diese E r ­
klärung ge l tendes Recht oder n u r Lei tb i ld? Antwort: L e i t ­
bi ld. Erläuterung: In d e r Präambel d e r Al lgemeinen E r ­
klärung heißt es : »... verkündet die G e n e r a l v e r s a m m l u n g 
d ie vor l i egende Al lgemeine Erklärung d e r Menschenrech te 

a ls das v o n a l l en Völkern u n d N a t i o n e n a n z u s t r e b e n d e g e ­
m e i n s a m e I d e a l . . . « - Frage 5: N e n n e n Sie d re i M e n s c h e n ­
rech te d ieser Erklärung. Antwort: D a s Recht auf Leben , F r e i ­
he i t u n d Sicherhe i t d e r Pe r son , da s Rech t auf freie M e i n u n g s ­
äußerung u n d das Recht auf Arbe i t . Erläuterung: Die A l lge ­
m e i n e Erklärung un te r sche ide t zwei A r t e n von Rech ten : Die 
staatsbürgerlichen u n d poli t ischen Rechte u n d d ie wi r t scha f t ­
lichen, sozialen u n d ku l t u r e l l en Rechte . 
Frage 6: Wievie le Ar t ike l enthält die Al lgemeine Erklärung 
der Ve re in t en N a t i o n e n v o m 10. D e z e m b e r 1948? Antwort: 
30 Ar t ike l . Erläuterung: Die Ar t ike l 1-21 b e h a n d e l n d ie 
staatsbürgerlichen u n d pol i t ischen Rechte , d ie A r t i k e l 22-28 
d ie wir tschaf t l ichen, sozialen u n d ku l t u r e l l en Rechte . Ar t i ke l 29 
umreißt die Pflichten des E inze lnen gegenüber d e r Gemeinschaf t . 
Ar t i ke l 30 erläutert die Aus l egung d e r Ar t ike l 1-29. - Frage 7: 
I n welcher K o n v e n t i o n d e r Mi tg l i eds t aa t en des E u r o p a r a t s 
h a t diese Erklärung i h r e n Niederschlag gefunden? Antwort: 
I n d e r Europäischen K o n v e n t i o n zum Schutze d e r M e n s c h e n ­
rech te u n d Grundf re ihe i t en . Erläuterung: Die K o n v e n t i o n 
w u r d e a m 4. N o v e m b e r 1950 in R o m un te rze i chne t u n d ist a m 
3. S e p t e m b e r 1953 m i t d e r H i n t e r l e g u n g d e r zehn t en Rat i f ika­
t i o n s u r k u n d e in Kra f t ge t r e t en . - Frage 8: Wodurch u n t e r ­
scheidet sich diese K o n v e n t i o n von d e r A l lgeme inen Erklä­
r u n g ? Antwort: Durch i h r e Rechtsverb indl ichke i t . Erläute­
rung: Das N e u e u n d E i n m a l i g e d e r Europäischen M e n s c h e n ­
rech t skonven t ion ist d a r i n zu sehen, daß sie m i t d e m Schutz 
d e r in i h r n iede rge leg ten Rechte des E inze lnen i n t e r n a t i o n a l e 
I n s t a n z e n beauf t r ag t . - Frage 9: N e n n e n Sie d re i V e r t r a g s ­
s t a a t e n d ieser Konven t ion . Antwort: Die B u n d e s r e p u b l i k 
Deutsch land , Großbritannien u n d Österreich. Erläuterung: 
Für 16 d e r i n sgesamt 18 Mi tg l i eds t aa t en des E u r o p a r a t s ist 
d ie Europäische Menschenrech t skonven t ion h e u t e r e c h t s v e r ­
bindl ich. N u r F r a n k r e i c h u n d die Schweiz h a b e n die K o n v e n ­
t ion noch nicht rat if iziert . - Frage 10: Welches O r g a n d e r 
Europäischen K o n v e n t i o n k a n n m a n bei Ver l e t zung d e r M e n ­
schenrechte a n r u f e n ? Antwort: Die Europäische Menschen ­
rech tskommiss ion . Erläuterung: Diese Kommiss ion prüft die 
Zulässigkeit e ine r Beschwerde . Die En t sche idungso rgane d e r 
K o n v e n t i o n s ind d e r Europäische Gerichtshof für M e n s c h e n ­
rech te u n d - als le tz te I n s t a n z - d a s Min i s t e rkomi t ee des 
E u r o p a r a t s . 
Frage 11: Wodurch s ind d ie Menschenrech te in d e r B u n d e s ­
r epub l ik noch a n d e r s als du rch d ie Europäische K o n v e n t i o n 
geschützt? Antwort: Durch u n s e r Grundgese t z . Erläuterung: 
I m G r u n d g e s e t z für die B u n d e s r e p u b l i k Deu t sch land s ind d ie 
G r u n d r e c h t e - u n t e r Hinzuzählung v o n Ar t ike l 17 a - in 20 
A r t i k e l n zusammengefaßt. - Frage 12: N e n n e n Sie d r e i 
solcher Rechte? Antwort: Die freie E n t f a l t u n g d e r Persönlich­
keit , die F re ihe i t des G l a u b e n s u n d d e r Schutz v o n E h e u n d 
Fami l i e . Erläuterung: I n Ar t ike l 1 (2) des G r u n d g e s e t z e s heißt 
e s : »Das deutsche Volk b e k e n n t sich d a r u m zu u n v e r l e t z ­
l ichen u n d unveräußerlichen Menschenrech ten a ls G r u n d l a g e 
j e d e r menschl ichen Gemeinschaf t , des F r i e d e n s u n d d e r G e ­
recht igke i t in de r Welt.« - Frage 13: Welches deu tsche G e ­
r icht schützt letztl ich d ie G r u n d r e c h t e ? Antwort: Das B u n d e s ­
ver fassungsger ich t läßt e ine Ver fa s sungsbeschwerde n u r be i 
Ve r l e t zungen d e r G r u n d r e c h t e des Grundgese tzes für d ie 
B u n d e s r e p u b l i k Deu t sch land zu, n ich t dagegen bei V e r l e t ­
z u n g e n d e r in d e r Europäischen K o n v e n t i o n z u s a m m e n g e ­
faßten Menschenrech te . - Frage 14: Ge l t en d ie M e n s c h e n ­
rech te d e r Europäischen K o n v e n t i o n u n d die G r u n d r e c h t e 
i m Bundesgeb ie t uneingeschränkt? Antwort: J a u n d ne in . 
Erläuterung: Be ide A n t w o r t e n s ind richtig, wei l a) d ie E u r o ­
päische K o n v e n t i o n in d e r B u n d e s r e p u b l i k uneingeschränkt 
gilt u n d wei l b) d ie G r u n d r e c h t e eingeschränkt w e r d e n kön­
nen , u m i h r e n Mißbrauch v e r h i n d e r n (siehe A r t i k e l 18 u n d 
19 des Grundgese tzes ) . - Frage 15: Ge l t en d ie Menschenrech te 
u n d Grundf r e ihe i t en d e r Europäischen K o n v e n t i o n in be iden 
Tei len Deutsch lands? Antwort: Nein . Erläuterung: Die n e u e 
Ver fas sung d e r DDR k e n n t ke ine Menschenrech te , s o n d e r n 
n u r Bürgerrechte, die v o m S t a a t ve r l i ehen w e r d e n u n d n u r 
Bürgern d e r DDR zus tehen . Diese Bürgerrechte sind also in 
zweifacher Hinsicht ke ine Menschenrech te . Von le tz te ren 
w e r d e n den Bürgern d e r DDR einige v o r e n t h a l t e n , zum B e i ­
spiel da s in Ar t ike l 13 (2) d e r A l lgeme inen Erklärung n i e d e r ­
gelegte Recht e ines j e d e n Menschen, j edes Land , einschließ­
lich des e igenen, zu ver lassen . 
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Entschließung der Generalversammlung 
xur Staatsangehörigkeit verheirateter Frauen 

GENERALVERSAMMLUNG - Gegens tand: 
Übereinkommen über die Staatsangehö­
rigkei t verhe i ra te te r F rauen . - Entschlie­
ßung 1040 (XI) vom 29. J a n u a r 1957 

Die Genera lversammlung, 
— in der Erwägung, daß es angebracht ist, un te r der Schirmherrschaft der Vere in ten Nat ionen ein in terna t ionales Übereinkom­men über die Staatsangehörigkeit verhe i ­ra te te r F rauen zu vere inbaren , dazu be ­st immt, Rechtsstrei t igkei ten auszuräumen, die aus Bes t immungen über den Verlust oder den Erwerb der Staatsangehörigkeit der F rauen Infolge der Schließung oder Auflösung der Ehe oder Infolge des Staa ts ­angehörigkeitswechsels des Ehemannes während der Ehe enstehen, 
> beschließt, das dieser Entschließung an­hängende Übereinkommen am Ende der elften Tagung der Genera lversammlung zur Unterzeichnung u n d Ratifizierung auf­zulegen. 
Abs t immungsergebnis : + 47: Äthiopien, Al­banien, Argent in ien, Austral ien, Birma, Boli­vien, Brasil ien, Bulgarien, Ceylon, Chile, China, Dänemark, Dominikanische Republik, El Salvador, F innland, Griechenland, Groß­bri tannien , Guatemala , Hait i , Honduras , In­dien, Ir land, Israel , J apan , Jugoslawien, Kanada , Kolumbien, Kuba, Libanon, Mexiko, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Norwegen, Pak is tan , Panama , Paraguay , Polen, Rumä­nien, Schweden, Sowjetunion, Tschechoslo­wakei , Tunesien, Ukra ine , Uruguay, Venezu­ela, Weißrußland; — 2: Syrien, Vereinigte Arabische Republ ik ; = 24: Afghanistan, Bel­gien, Costa Rica, Ecuador , Frankreich, Indo­nesien, I rak , I r an , I tal ien, Jemen , Kambod­scha, Liberia, Libyen, Luxemburg , Marokko, Nieder lande, Österreich, Peru , Phil ippinen, Por tugal , Spanien, Thai land, Türkei, Ver­einigte S taa ten . 

Übereinkommen fiber die Staatsangehörigkeit verheirateter Frauen 
Die Ver t ragss taa ten , 
— eingedenk der Tatsache, daß die Konflikte, die auf dem Gebiet der Staatsangehörig­keit in rechtl icher und prakt ischer Hinsicht ents tehen, durch Bes t immungen verursacht werden , wonach F r a u e n infolge der Schlie­ßung oder Auflösung der Ehe oder infolge des Staatsangehörigkeitswechsels des Ehe­mannes während der Fo r tdaue r der Ehe ih re Staatsangehörigkeit ver l ieren oder eine ande re e rwerben , 
— eingedenk der Fests te l lung der General ­ve r sammlung der Vere in ten Nationen in Art ikel 15 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, daß »jeder Mensch An­spruch auf eine Staatsangehörigkeit hat« u n d »niemandem willkürlich die Staatsan­gehörigkeit entzogen oder das Recht auf den Wechsel se iner Staatsangehörigkeit abe rkann t werden darf«, 
— gewillt, mi t den Vere in ten Nat ionen bei der Förderung de r wel twei ten Achtung und der Wahrung der Menschenrechte und Grundfre ihei ten für alle ohne Rücksicht auf das Geschlecht zusammenzuarbe i ten , 
sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 
Jede r Vert ragss taat e rkenn t an, daß weder 
die Schließung noch die Auflösung einer E h e 
zwischen einem seiner Angehörigen u n d 
einem Ausländer noch der Staatsangehörig­
keitswechsel des Ehemannes während des 
Fortbes tandes der Ehe die Staatsangehörig­
kei t der Ehefrau ohne wei teres berührt. 

Artikel 2 
J e d e r Vert ragss taat e rkenn t an, daß weder 
der freiwillige Erwerb der Staatsangehörig­
keit eines anderen Staates durch einen seiner 
Angehörigen noch der Verzicht auf die S taa ts ­
angehörigkeit durch einen seiner Angehöri­
gen die Ehefrau dieses Angehörigen d a r a n 
hinder t , Ihre Staatsangehörigkeit beizubehal­
ten . 

Artikel 3 
(1) Jede r Vertragsstaat e rkenn t an, daß die ausländische Ehefrau eines seiner Angehöri­gen auf eigenen Wunsch die Staatsangehörig­kei t des Ehemannes im Wege einer vere in­fachten Einbürgerung erwerben kann ; d ie Verleihung dieser Staatsangehörigkeit k a n n aus Gründen der staatlichen Sicherheit oder des öffentlichen Interesses eingeschränkt wer ­den. (2) Jede r Vertragsstaat e rkenn t an, daß dieses Übereinkommen nicht so auszulegen ist, als beeinträchtige es eine Rechtsnorm oder Ge­richtspraxis, nach der es der ausländischen Ehefrau eines seiner Angehörigen freisteht, auf Antrag die Staatsangehörigkeit des Ehe­mannes von Rechts wegen zu erwerben . 

Artikel 4 
(1) Dieses Übereinkommen liegt für jeden Mitgliedstaat der Vereinten Nationen sowie für jeden Staat , der Mitglied einer ih rer Sonderorganisat ionen ist oder wird oder der Vert ragspar te i de r Satzung des In te rna t iona­len Gerichtshofes ist oder wird, und für jeden sonstigen Staat , an den die Genera lversamm­lung der Vereinten Nat ionen eine diesbezüg­liche Einladung gerichtet hat , zur Unterzeich­nung und Ratifizierung auf. 
(2) Dieses Übereinkommen bedarf der Rat i ­fizierung; die Rat i f ikat ionsurkunden sind beim Generalsekretär der Verein ten Na­tionen zu hinter legen. 

Artikel 5 
(1) Dieses Übereinkommen liegt für alle In 
Art ikel 4 Absatz 1 bezeichneten Staa ten zum 
Beitr i t t auf. 
(2) Der Bei t r i t t erfolgt durch Hinter legung 
einer Be i t r i t t su rkunde beim Generalsekretär 
der Vereinten Nat ionen. 

Artikel 6 
(1) Dieses Übereinkommen t r i t t am neunzig­sten Tag nach Hinter legung der sechsten Ratifikations- oder Be i t r i t t su rkunde in Kraft . 
(2) Für jeden Staat , de r dieses Übereinkom­men ratifiziert oder ihm bei t r i t t , nachdem die sechste Ratifikations- oder Be i t r i t t su rkunde hinter legt worden ist, t r i t t es am neunzigsten Tag nach Hinter legung seiner eigenen Rat i ­fikations- oder Be i t r i t t su rkunde In Kraft . 

Artikel 7 
(1) Dieses Übereinkommen findet Anwendung auf alle Hoheitsgebiete ohne Selbstregierung, alle Treuhand- und Kolonialgebiete und alle sonstigen nicht zum Mut te r land gehörenden Hoheitsgebiete, de ren In ternat ionale Bezie­hungen ein Vert ragss taat w a h r n i m m t ; de r betreffende Vert ragss taat bezeichnet vorbe­haltlich des Absatzes 2 bei der Unterzeich­nung der Ratifizierung oder dem Bei t r i t t jedes nicht zum Mut te r land gehörende Ho­heitsgebiet, auf das dieses Übereinkommen infolge der Unterzeichnung, der Ratifizierung oder des Beitr i t ts ohne wei te res Anwendung findet. 
(2) Genießt ein nicht zum Mut te r land ge­hörendes Hoheitsgebiet hinsichtlich der S taa ts ­angehörigkeit nicht Gleichbehandlung mi t dem Mutter land oder ist nach den ver­fassungsmäßigen Gesetzen oder Gepflogen­hei ten des Vertragsstaates oder des nicht zum Mutter land gehörenden Hoheitsgebiets dessen vorher ige Zus t immung erforderlich, um das Übereinkommen auf dieses Hoheits­gebiet anzuwenden, so sucht der Ver t rags­staat die erforderliche Zus t immung des b e ­treffenden Hoheitsgebiets b innen zwölf Mo­na ten nach seiner Unterzeichnung des Über­einkommens zu erwi rken ; ist die Zust im­mung erfolgt, so notifiziert e r sie dem Gene­ralsekretär der Vereinten Nationen. Dieses Übereinkommen findet auf jedes in der Noti­fikation genannte Hoheitsgebiet mi t Wirkung von dem Tag des Eingangs der Notifikation beim Generalsekretär Anwendung . 
(3) Nach Ablauf der in Absatz 2 erwähnten zwölf Monate unter r ichten die betreffenden Vertragsstaaten den Generalsekretär über die Ergebnisse ih rer Konsulat ionen mi t den­

jen igen nicht zum Mut te r land gehörenden Hoheitsgebieten, deren in terna t ionale Bezie­hungen sie w a h r n e h m e n und die de r Anwen­dung dieses Übereinkommens nicht zuge­s t immt haben. 
Ar t ike l 8 

(1) J e d e r Staat k a n n bei der Unterzeichnung, der Ratifizierung oder dem Bei t r i t t Vorbe­hal te zu Art ike ln dieses Ubere inkommens mi t Ausnahme der Art ikel 1 und 2 machen. 
(2) Ein nach Absatz 1 gemachter Vorbehal t läßt die Wirksamkei t des Ubere inkommens zwischen dem den Vorbehal t machenden Staat und den übrigen Vert ragss taa ten u n b e ­rührt, mi t Ausnahme der Bes t immungen, auf die sich der Vorbehal t bezieht. Der Genera l ­sekretär der Vere in ten Nat ionen tei l t den Wort laut des Vorbehalts allen S taa ten mit , die Ver t ragspar te ien dieses Ubere inkommens sind oder werden . J ede r Staat , der Ver t rags­par te i ist oder wird, k a n n dem Genera l sekre­tär notifizieren, daß er sich in bezug auf den Staat , de r den Vorbehal t gemacht hat , nicht durch das Übereinkommen gebunden fühlt. Diese Notifizierung muß ein Staat , d e r berei ts Ver t ragspar te i ist, b innen neunzig Tagen nach der Mittei lung des Genera l sekre­tärs, und ein Staat , der später Ver t ragspar te i wird, b innen neunzig Tagen nach Hinter le­gung seiner Ratifikations- oder Bei t r i t t sur ­kunde vornehmen . Im Falle einer solchen No­tifizierung gilt das Ubere inkommen als nicht wi rksam zwischen dem notifizierenden Staat u n d dem Staat , de r den Vorbehal t gemacht ha t . 
(3) Ein Staat , de r einen Vorbehal t nach Ab­satz 1 gemacht hat , k a n n ihn, nachdem er angenommen worden ist, jederzei t ganz oder teilweise durch eine a n den Generalsekretär der Vereinten Nat ionen gerichtete Notifika­t ion zurückziehen. Die Notifikation wird mi t ih rem Eingang wi rksam. 

Ar t ike l 9 
(1) Jede r Ver t ragss taa t k a n n dieses Überein­kommen durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nat ionen gerichtete schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündigung wird ein J a h r nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam. 
(2) Dieses Übereinkommen t r i t t an dem Tag außer Kraft, an dem eine Kündigung wi rk ­sam wird, durch welche die Anzahl der Ver­t ragspar te ien auf weniger als sechs absinkt . 

Ar t ike l 10 
Strei t igkei ten zwischen zwei oder m e h r Ver­t ragss taa ten über die Auslegung oder An­wendung dieses Übereinkommens, die nicht im Verhandlungswege beigelegt werden kön­nen, sind auf Ant rag einer der St re i tpar te ien dem In te rna t iona len Gerichtshof zur En t ­scheidung vorzulegen, sofern die Pa r t e l en ke ine ande re Ar t der Beilegung vere inbaren . 

Ar t ike l 11 
Der Generalsekretär der Vere in ten Nat ionen notifiziert allen Mitgl iedstaaten der Vereinten Nat ionen und den in Art ikel 4 Absatz 1 be ­zeichneten Nichtmitgl iedstaaten folgendes: 
a) die Hinter legung von Unterschrif ten u n d Rat i f ikat ionsurkunden nach Art ikel 4; 
b) die Hinter legung von Bei t r i t t su rkunden nach Art ikel 5; 
c) den Zei tpunkt des Inkraf t t re tens dieses Übereinkommens nach Art ikel 6; 
d) den Eingang von Mit te i lungen u n d Noti ­fikationen nach Art ikel 8; 
e) den Eingang von Notifikationen zur Kün­digung nach Art ikel 9 Absatz 1; 
f) das Außerkrafttreten des Ubere inkommens nach Art ikel 9 Absatz 2. 

Ar t ike l 12 
(1) Dieses Übereinkommen, dessen chinesi­
scher, englischer, französischer, russischer u n d 
spanischer Wort laut gleichermaßen verbind­
lich ist, wird im Archiv der Vereinten Na­
tionen hinter legt . 
(2) Der Generalsekretär der Verein ten Na­
tionen übermittelt allen Mitgl iedstaaten der 
Vereinten Nat ionen und den in Artikel 4 Ab­
satz 1 bezeichneten Nichtmitgl iedstaaten e ine 
beglaubigte Abschrift des Übereinkommens. 
ZU URKUND DESSEN haben die von ihren 
Regierungen hierzu gehörig befugten Unte r ­
zeichneten dieses am 20. Feb rua r 1957 in New 
York zur Unterschrift aufgelegte Überein­
kommen unterschr ieben. 
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Literaturhinweise 

Yearbook of the United Nations 1966. 
New York: Uni ted Nations 1966. 1226 p . $ 25,—. Sales No. 1967. I. 1. Generalsekretär U Than t ha t einmal von den Jahrbüchern der Vereinten Nat ionen gesagt, sie seien in einem gewissen Sinn das Ge­dächtnis der Weltorganisat ion. Soeben ist der voluminöse Band für das J a h r 1966 erschienen. E r umfaßt 1226 Seiten, ist in Ganzleinen ge­bunden und setzt in äußerlich und inhaltl ich gleicher Weise die stattl iche Reihe seiner 19 Vorgänger als 20. Band fort. Man bedarf selbst dann solcher Gedächtnisse, wenn m a n mi t der Mater ie mehr oder weniger ständig zu t u n hat . Schon ein Blick in das Inhaltsverzeichnis zeigt den enormen Stoffanfall während eines Kalender jahres . Es ist erstaunlich, wie viel selbst von wichtigen Angelegenheiten des J a h ­res 1966 schon dem Gedächtnis entfallen ist. Wer mi t den Vereinten Nat ionen in i rgend­einer Weise zu tun ha t und Englisch lesen kann , sollte deshalb als erstes zu den J a h r ­büchern greifen, wenn er eine gediegene Unter r ich tung braucht . 

Der Preis des vorl iegenden neuen Bandes be­trägt $ 25,—. Pr iva t leu te werden sich ihn des­halb nur selten zulegen. Von den 20 Bänden w a r e n bereits 8 vergriffen; sie sind je tzt n u r noch als Faksimile-Drucke zu Preisen zwi­schen $ 40,— und $ 50,— erhältlich. Da andere r ­seits die Vereinten Nat ionen einen wachsen­den Raum auf vielen Gebieten des p rak t i ­schen und wirtschaftlichen Lebens e innehmen werden , sollten Bibl iotheken ihre Bestände an UN-Jahrbüchern komple t t ie ren oder sie sich zulegen, solange es noch möglich ist. P o ­l i t iker, S tudenten mehre re r Disziplinen, ke i ­neswegs n u r der politischen Wissenschaft und des Völkerrechts sondern auch der Wir t ­schaftswissenschaften, der Soziologie u.a.m., ferner Lehrer , Publizisten usw. kommen als Benutzer in Frage. 
Der vorl iegende Band gibt einen Rechen­schaftsbericht über die Tätigkeit der Welt­organisat ion auf allen Gebieten für das Ka­lender jahr 1966. Er wird vervollständigt durch geraffte Berichte aller Sonderorganisat ionen. Eine Aufzählung der wichtigsten Themata muß als Hinweis genügen: Abrüstungsfragen, Erforschung und Nutzung des Wel t raums, f r iedenserhal tende Aktionen, Verbot der Ge­wal tanwendung, Nichteinmischung in die inneren Angelegenhei ten von Staa ten ; Viet­namkr ieg , Ver t re tung Chinas in der Welt­organisation, Rassenkonflikt in Südafrika, Lage in Südrhodesien, Palästinafrage, Wie­derwahl U Thants . Ein umfangreicher Teil des Jahrbuchs befaßt sich mi t wirtschaft­lichen Themen, so mi t dem UN-Entwicklungs­programm der technischen Hilfe, dem Welt­ernährungsprogramm, der Industr ieal is ierung der Entwicklungsländer, der Finanzierung der wirtschaftlichen Entwicklung, dem Welt­handel , den großen regionalen Wirtschafts­kommissionen. Auf kul turel lem, humanitärem und sozialem Gebiet ist besonders die An­nahme der beiden Menschenrechtspakte und eines Zusatzprotokolls zu nennen, deren Ori­ginal texte im Wort laut gebracht werden ; fer­ner die Entwicklungen auf den Gebieten der Rechtsstellung der Frau , des Schutzes der Minderhei ten, des Bevölkerungswaehstums, der sozialen Lage in der Welt, der fortschrei­tenden Entkolonial is ierung, dem Ausbau des Völkerrechts usw. 
Eine Fülle von Dokumenten und weiterführen­den Hinweisen, eine Liste aller Mitgliedstaaten, einschließlich der Sonderorganisat ionen, die Beschreibung des Aufbaus und die personelle Zusammensetzung der Organe, Listen der Delegationsmitglieder, der Informationszen­tren, Sach- und Namensregis ter ergänzen das Werk. 

Hüfner, Klaus und Jens N a u m a n n : Zwanzig 
J a h r e Vereinte Nat ionen. In te rna t iona le Bi ­
bl iographie 1945-1965. 

Ber l in : Walter d e G r u y t e r 1968. Groß-Oktav. 
LV, 519 Seiten. Ganzleinen 78,— DM (= Bei­
träge zur auswärtigen und in terna t ionalen 
Poli t ik, Bd. 2). 

Es dürfte kein Gebiet von einiger Bedeu­
tung geben, über das eigenständige deutsche 
Publ ika t ionen in ger ingerer Zahl vorhanden 
sind, als das Thema Vereinte Nat ionen. Ih re 
Anzahl läßt sich bequem an den berühm­
ten Fingern einer Hand aufzählen, denn ge­
nau genommen sind es drei . Drei ganze P u ­
bl ikat ionen über die weltumfassendste Or­
ganisation, die es je gegeben hat, drei ganze 
Publ ika t ionen in mehr als zwanzig J a h r e n ! 
Dabei k a n n eine von ihnen nicht einmal im 
vollen Sinne als eigenständig bezeichnet wer ­
den, weil sie im wesentl ichen die freie Über­
arbei tung eines Handbuchs der Organisation 
der Vereinten Nat ionen ist. Zu den zwei bis 
drei deutschen Veröffentlichungen k o m m t 
vielleicht ein Dutzend ins Deutsche über­
setzter Werke hinzu und - das k a n n in ge­
wissem Sinne als tröstlich zur Kenntnis ge­
nommen werden - eine wachsende Anzahl 
Dissertat ionen, die sich Teilgebiete der Ver­
einten Nat ionen zum Thema gestellt haben 
und die zusammen eine durchaus echte u n d 
hochwertige Leistung darstel len. Unter der 
deutsch- und fremdsprachigen völkerrecht­
lichen und politwissenschaftlichen Li te ra tu r 
beginnen die Dissertat ionen nach Zahl u n d 
Qualität Boden und Ansehen zu gewinnen. 
Nicht einbezogen in die m e h r als magere 
Ausbeute des Themas Vereinte Nat ionen 
sind die Zeitschriftenaufsätze, bei denen es 
gleichfalls nicht so schlimm aussieht, wie bei 
den Buchpubl ikat ionen. Es gibt außer dieser 
Zeitschrift, die, wie der Name schon sagt, 
ganz dem Thema >Vereinte Nationen« im 
wei teren Sinne gewidmet ist, hochwertige 
deutsche Zeitschriften, die mehr oder weniger 
gelegentlich teils berichtende, teils analy­
s ierende Beiträge über die Vereinten Na­
tionen br ingen. 
Bei dieser Mangellage an deutschsprachigen 
Publ ika t ionen ist es umso erfreulicher und 
bemerkenswer te r , daß mit der h ier anzu­
zeigenden Veröffentlichung ein Werk vorge­
legt wird, das mi t Sicherheit sofort e inen 
selbstverständlichen Platz in der in te rna t io ­
nalen UN-Li tera tur e innehmen wird. Das gilt 
sowohl hinsichtlich seiner Nützlichkeit wie 
seiner Gediegenheit . Unter den originären 
deutschen UN-Publ ikat ionen wird es vorers t 
das Standardbuch sein. Es ist eine Biblio­
graphie de r deutschsprachigen, englisch­
sprachigen und französischsprachigen Bücher, 
Sammelwerke und Zeitschriftenaufsätze, die 
seit der Gründung der Weltorganisat ion im 
J a h r e 1945 bis Ende 1965, also in zwanzig 
Jah ren , veröffentlich worden sind. Erfaßt 
sind etwa 5500 Titel. Wer von der Schwie­
r igkei t und Mühseligkeit bibliographischer 
Arbei ten einige Kenntnisse hat, glaubt gern, 
daß die Arbeit t rotz finanzieller Unterstüt­
zung durch eine Stiftung n u r aus einem 
Engagement der Autoren zur Sache der Ver­
einten Nat ionen erwachsen ist. 
Die beiden Verfasser sind junge Wissen­
schaftler, der eine mi t volkswirtschaftl ichem 
Studium, der andere mi t einem Studium der 
In terna t ionalen Beziehungen, beide heu te 
am Max-Planck-Inst i tu t für Bildungsforschung 
in Berl in tätig, beide mit längeren Studien­
aufenthal ten in den Vereinigten Staaten. Zu­
sammen mi t ihren Ehefrauen haben sie in 
vierjähriger Fleißarbeit das Werk zus tande­
gebracht. Sie waren auf den Gedanken zu 
der Arbeit gekommen, als sie bei ih rem 
ehrenamtl ichen Wirken für die Vereinten 
Nat ionen - beide sind Vorstandsmitgl ieder 
der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten 
Nat ionen - feststellen mußten, daß, wie wir 
eingangs aufgezeigt haben, e inmal k a u m 
deutschsprachige L i te ra tu r über die Welt­
organisat ion vorhanden ist, anderersei ts des­

halb gerade eine Übersicht über die auslän­
dische L i t e ra tu r vonnöten sei. Sie woll ten 
es genau wissen, zumal auch in der eng­
lischen und französischen UN-Li tera tur ke ine 
qual i ta t iv hochwert igen Bibl iographien von 
Werken über die Vereinten Nat ionen vor­
liegen. Damit war der P lan geboren: Soweit 
n u r i rgend möglich, w u r d e alle L i te ra tu r aus 
dem deutschen, englischen und französischen 
Sprachbereich, die v o n den Vereinten Na­
t ionen handel t , die über sie berichtet , erfaßt. 
Zugleich ist damit angezeigt, daß die Primär­
li tera tur der Weltorganisation, ih rer Organe 
und Sonderorganisat ionen selbst ausgeklam­
mer t bleibt. Die UNO gibt ihrersei ts laufend 
eine Fülle von Veröffentlichungen der verschie-
dendsten Art he raus : Offizielle Si tzungspro­
tokolle nebst Anlagen, Berichte, Jahrbücher 
(siehe u. a. den zweiten L i te ra tu rh inweis 
auf dieser Seite) usw.; diese Primärliteratur 
ist nicht erfaßt, denn für sie gibt es aus ­
reichende bibliographische Hilfsmittel der 
UNO selbst. Die Hüfner/Naumann-Biblio-
graphie gilt der Sekundärliteratur der 
Vereinten Nationen. 
Das Werk ist in fünfzehn Abschnit te geglie­
dert , wobei die Aufteilung sich eng an die 
thematische Ordnung der Char ta der Ver­
einten Nat ionen anschließt. Die Abschnit te 
sind wei ter untergegl ieder t , so daß ins­
gesamt 61 Sachpunkte berücksichtigt w u r ­
den. L i t e ra tu r mi t mehrfacher Themat ik 
w u r d e in mehre ren Abschnit ten aufgenom­
men. In j edem Abschnitt und Unterabschni t t 
wurde die Buchl i tera tur von der erfaßten 
Zeitschrif tenl i teratur räumlich get rennt . Für 
die erfaßte Zeitschrif tenl i teratur wurden 
zwanzig einschlägige deutsche und auslän­
dische Zeitschriften ausgewerte t . Der eigent­
lichen Bibliographie vorangestel l t ist in den 
drei Sprachen auf 55 Seiten eine ausführliche 
Einführung mit mancherlei , auch al lgemein 
nützlichen Hinweisen über UN-Bibl iotheken 
sowie eine Gliederungsübersicht. Den Schluß 
bildet ein 40seitiger Autoren index . Da jedes 
einzeln erfaßte Buch und jeder Zeitschriften­
ar t ikel eine laufende Nummer ha t und diese 
N u m m e r n den Autoren zugeordnet sind, ist 
es möglich, sich gegebenenfalls über das Au­
torenverzeichnis zurechtzufinden. Die eigent­
liche Bibl iographie erfaßt auf 478 Seiten 5545 
Titel. Das Werk ist auf bestem Papier in ge­
diegenster Aussta t tung, der Qualität des r e ­
nommier ten Verlags entsprechend, hergestel l t . 
Bei St ichproben haben wir bisher k a u m 
Auslassungen feststellen können, obwohl die 
Autoren, wie immer bei derar t igen Arbei ten, 
keine Vollständigkeit garan t ie ren können 
und wollen. Mit der vorl iegenden Arbeit ist, 
wie man hoffen möchte, der Anfang für eine 
wachsende deutschsprachige L i t e ra tu r über 
die Vereinten gemacht. Von diesem Werk 
k a n n man ausgehen, es bietet eine Basis, die 
genug weiterführende Hinweise gibt. Die 
Arbei t erscheint als zweiter Band in den von 
Richard Löwenthal und Gilbert Ziebura her ­
ausgegebenen Beiträgen zur auswärtigen 
und in terna t ionalen Polit ik. Man kann sich 
den Worten des Herausgebers in der Vor­
rede n u r anschließen: Die Autoren haben 
mit ih rer Bibliographie ein kostbares Ins t ru ­
men t geschaffen, von dem n u n jene Impulse 
ausgehen mögen, die sich die Autoren er­
hoffen und die ihr schönster Lohn wären. 
So uneingeschränkt also das Werk zu loben 
ist, so muß doch zum Schluß eine Sorge aus­
gesprochen werden. Die Bibliographie ist im 
wesentlichen mit Ende 1965 abgeschlossen. Die 
drei J a h r e 1966, 1967 und 1968 sind schon nicht 
mehr erfaßt. Wie geht es nun weiter? Soll 
die Bibliographie eine einmalige Ausgabe 
bleiben, soll sie alle paar J a h r e durch einen 
Ergänzungsband fortgesetzt werden oder soll 
sie von Zeit zu Zeit eine m e h r oder weniger 
völlige Neuauflage erfahren? Es wäre gut, 
wenn man sich hierüber unverzüglich Ge­
danken machte, denn auch die vorl iegende 
Arbeit hat gezeigt, wieviel Zeit e inwandfreie 
Bibl iographien bis zum Erscheinen benötigen. 

^ J ^ R O H E ^ W E I H N A C H T E N U N D E I N G U T E S ^ T V E U E S <Q£AHR 
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Die Vereinten Nationen — 
eine Bilanz nach 20 Jahren 
Eine Darstellung des Wirkens der Vereinten Nationen auf allen 
Gebieten unter besonderer Berücksichtigung der Interventionen 
in Streitfällen nebst einem Rückblick auf den Völkerbund 

von Dr. Heinrich von Siegler mit einem Vorwort von Frau Prof. 
Ellinor von Puttkamer; 216 Seiten im Format 24x16,5 cm, Paper­
back, Ladenpreis DM 16,-. 

Aus dem Inhalt: Einleitung: Reden Thants und Pauls VI. sowie 
ein Kommentar Walter Lippmanns zum 20. Jahrestag des Be­
stehens der UNO / Rückblick auf den Völkerbund: Bedeutung, 
Mängel, Erfolge und Mißerfolge / Gründung der UNO mit Vorge­
schichte / Privilegien der Großmächte und Vetorecht; Versuche 
zur Umgehung des Vetorechts; Diskriminierung der ehemaligen 
Feindstaaten / „Status quo" und „Friedliche Änderungen" / Die 
Problematik „Friedenserhaltender Aktionen" der UN und deren 
Finanzierung / Mitgliedschaft (und Begründung der Nichtmitglied-
schaft) / Die Organe der UN / Bestimmungen für Gebiete ohne 
Selbstregierung (Kolonien) und Entkolonisierungsfrage (auch 
Übersicht über die noch nicht entkolonisierten Gebiete und die 
sich dabei ergebenden Probleme) / Abrüstung, Rüstungskontrolle 
und Entspannungsmaßnahmen; Stellungnahmen der Bundes­
regierung / Friedliche Nutzung des Weltraums und der Atom­
energie; Auswirkungen atomarer Strahlung / Interventionen des 
Sicherheitsrates und der Vollversammlung in politischen und 
Sicherheits-Fragen - in Europa, Amerika, im Nahen und Mittleren 
Osten, in Afrika, Asien und im Fernen Osten / Behandlung wirt­
schaftlicher, sozialer und humanitärer Fragen / Behandlung von 
Rechtsfragen / Sitz, Budget, Beiträge und Amtssprachen der UN / 
Mit der UN verbundene zwischenstaatliche Sonderorganisationen / 
Möglichkeiten und Grenzen der UN / Mitarbeit der BRD bei den 
UN / Mitarbeit Österreichs bei den UN / Mitarbeit der Schweiz 
bei den UN / Mitgliedstaaten der UN mit Eintrittsdatum / Wort­
laut der Charta der UN, Verzeichnis der Mitgliedstaaten in 
alphabetischer Ordnung mit Eintrittsdatum, Verzeichnis der Mit­
gliedstaaten nach Erdteilen, Verzeichnis der Nichtmitglieder, 
Tabelle über die Zugehörigkeit zu den Sonderorganisationen. 

DAS PARLAMENT schrieb in einer Besprechung u. a.: „Dieses 
Buch muß im augenblicklichen Zeitpunkt als das grundlegende 
deutschsprachige Handbuch für den Gesamtkomplex der Ver­
einten Nationen bezeichnet werden. Es ist das einzige seiner Art. 
In Anlehnung an das von der UNO selbst herausgegebene und in 
der 7. Auflage vorliegende .Everyman's United Nations' liegt hier 
auf einem relativ knappen Raum endlich eine totale Übersicht 
über alle Teile der UN-Familie vor. Siegler behandelt den Völker­
bund, seine Mängel, Erfolge und Mißerfolge, die Vorgeschichte 
und Gründung der Vereinten Nationen, die Machtverhältnisse 
zwischen den Großmächten und der Mehrheit der mittleren und 
kleinen Mitgliedstaaten, den gesamten strukturellen Aufbau der 
Weltorganisation, also die Haupt- und Nebenorgane, und alles 
was dazu gehört. Der wertvollste Teil des Buches - rund ein 
Viertel seines Umfangs - ist die komplette Übersicht über alle 
Aktionen, an denen die Vereinten Nationen seit ihrem Bestehen 
beteiligt gewesen sind. Eine solche Übersicht der Interventionen 
des Sicherheitsrates und der Vollversammlung in politischen und 
Sicherheitsfragen in Europa, Amerika, im Nahen und Mittleren 
Osten, in Afrika, Asien und im Fernen Osten hat es bisher in deut­
scher Sprache nicht gegeben. Hierdurch gewinnt das Buch unter 
der bisher vorliegenden deutschsprachigen Literatur seine Bedeu­
tung. Es muß deshalb allen, die eine echte Einführung in das 
Gebilde der Vereinten Nationen suchen, also den politischen 
Bildungsträgern, den Schulen und politisch interessierten Einzel­
personen, an erster Stelle empfohlen werden." 

SIEGLER & CO., KG • Verlag für Zeitarchive 
Bonn Wien • Zürich 

Zentralverwaltung: 532 Bad Godesberg • Kronprinzenstraße 22 

United Nations 
Publications 

Yearbook of the United Nations 1966 

A reference work providing a comprehensive record of the United 
Nations and its related agencies in 1966. Developments in the 
political, economic, social, non- self-governing, legal and admini­
strative fields are thoroughly covered. 20th edition, clothbound, 
indexed. (Sales No. E. 67. I. 1) J 25.00. 

Effects of the possible use of nuclear weapons and the 
security and economic implications for States of the 
acquisition and further development of these weapons 

Report of the Secretary-General transmitting the study of his 
consultative group. (Sales No. 68. IX. 1) $ 1.25. 

The United Nations and Human Rights 

This book tells the story of the concern of the United Nations 
over last twenty years. (Sales No. 67. I. 29) $ 1.25. 

Basic facts about of the United Nations 

Booklet intended as a general introduction to the structure and 
functions of the United Nations and its related agencies and to 
the work which the United Nations has done and is doing to 
carry out the purposes and principles of the Charter. (Sales 
67. I. 15) $ 0.35. 

Everyman's of the United Nations 

A complete handbook of the activities and evolution of the United 
Nations during its first twenty years. New 8th edition. (Sales No. 
Clothbound 67. I. 2) $ 6.00, (Sales No. Paperbound 67. I. 5) $ 2.50. 

U. N. Monthly chronicle 

An illustrated monthly magazine reporting all the activities of the 
United Nations. It comprises four main sections: record of the 
month, special features, pictorial section, and announcements and 
special notices. Annual subscription $ 3.50. Price a copy $ 0.35. 

Order from your local bookstore or directly from 
United Nations New York or Geneva 



Verwöhnen Sie 
Ihren Mann 

mit Lufthansa-Cocktail 
® eingetragenes Warenzeichen der Carl Mampe AG, Berlin 

Der schmeckt ihm bestimmt. Und regt an. 
Dann wird er wieder munter und gut gelaunt, 
wovon Sie schließlich auch was haben. 
Übrigens:* Lufthansa-Cocktail 
einfach ins Glas und den Abend genießen. 

* für alle Tage: eisgekühlt pur oder über Eiswürfel — 
besonders festl ich: mit Sekt 
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